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Vorwort

Das Inkrafttreten des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(Behindertenrechtskonvention, BRK) stellte einen Meilenstein in der Entwicklung der Menschenrechtsnormen dar.
Der erste Menschenrechtsvertrag des 21. Jahrhunderts sieht fir Menschen mit Behinderungen eine breite Palette
von Grundrechtsgarantien vor, die alle Aspekte ihres Lebens erfassen. Obgleich das Ubereinkommen eher die bereits
in friheren allgemeingtiltigen Vertragen verankerten Rechte wiederholen als neue Rechte schaffen sollte, sorgen
die in ihm festgeschriebenen Grundsatze der Nichtdiskriminierung, der Selbstbestimmung und der Eingliederung
dafir, dass das Ubereinkommen hinsichtlich des Konzepts der Behinderung nach internationalem Recht einen
Paradigmenwechsel markiert.

Die Kombination von Menschenrechten und tGbergreifenden Garantien in Bezug auf Nichtdiskriminierung dient einem
grundlegenden Zweck: Gewadhrleistung der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen. Dieses klare, aber
umfassende Ziel erklart auch das Gberwaltigende Bekenntnis der Mitgliedstaaten der Europaischen Union (EU) zur
Behindertenrechtskonvention. Alle EU-Mitgliedstaaten haben das Ubereinkommen unterzeichnet, 20 Mitgliedstaaten
haben es bereits ratifiziert - und weitere werden in naher Zukunft folgen. Zudem verfiigt die Européaische Union selbst
durch die Ratifizierung des Ubereinkommens im Dezember 2010 iber die Befugnis zur effektiveren Bekdmpfung
von Diskriminierung und zum wirksameren Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen.

Der Rechtsrahmen ist somit vorhanden. In Anbetracht ihrer Neuartigkeit muss die BRK jedoch noch ihren Platz in
den Rechtssystemen der Europdischen Union und ihrer Mitgliedstaaten finden. Dieser Prozess wird im vorliegenden
Bericht beleuchtet.

Verfahren der unfreiwilligen Unterbringung und unfreiwilligen Behandlung von Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen konnen sich auf die elementarsten Grundrechte auswirken, darunter das Recht auf Unversehrtheit
und das Recht auf Freiheit. Aus diesem Grund legen Menschenrechtsnormen, sei es auf der Ebene der Vereinten
Nationen oder auf europdischer Ebene, strenge SchutzmaBnahmen fest, um GbermaRige Eingriffe in diese Rechte
zu beschranken. Die BRK unterstreicht und bestétigt diese Schutzmalinahmen und fordert zugleich die gleichbe-
rechtigte Behandlung von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen.

Dieser Bericht untersucht die europaischen und internationalen Rechtsstandards und enthdlt eine vergleichende
rechtliche Analyse der Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten. Die rechtliche Analyse wird ergédnzt durch die
Ergebnisse einer Feldstudie, die die Agentur der Europaischen Union fur Grundrechte in neun EU-Mitgliedstaaten
durchgefiihrt hat. Die Studie veranschaulicht, wie die Befragten die Verfahren der unfreiwilligen Behandlung und
unfreiwilligen Unterbringung tatséchlich erlebt haben. Die Ergebnisse des Berichts machen deutlich, dass eine
erneute Diskussion iber Zwangseinweisungen und Zwangsbehandlungen in der Europaischen Union erforderlich ist.

Morten Kjaerum
Direktor
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Zusammenfassung

Internationale und nationale Rechtsvorschriften und
politische Strategien legen eine Reihe von Normen und
Schutzmalinahmen fir die unfreiwillige Unterbringung
und unfreiwillige Behandlung von Menschen mit Behin-
derungen fest. In Folge des Inkrafttretens des Uberein-
kommens der Vereinten Nationen (United Nations, UN)
Gber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(Behindertenrechtskonvention, BRK) entwickelt sich die
Herangehensweise an diese Frage gegenwartig wei-
ter. Der Paradigmenwechsel hin zu einem rechtsbasier-
ten Ansatz, der durch die BRK auf den Punkt gebracht
wurde, stellt méglicherweise neue Anforderungen an
bestehende Rechtsvorschriften Gber die unfreiwillige
Unterbringung und unfreiwillige Behandlung. Dies hat
weitreichende Konsequenzen fiir die Europaische Union
(EVU) und ihre Mitgliedstaaten.

Dieser Bericht stellt die von der Agentur der Europa-
ischen Union fur Grundrechte (FRA) durchgefihrte
rechtliche Analyse der internationalen und nationa-
len Standards vor und enthalt Erfahrungsberichte von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen im
Zusammenhang mit unfreiwilliger Unterbringung und
unfreiwilliger Behandlung. Die Analyse soll einen Uber-
blick Uber die derzeitige rechtliche Situation in einem
von kirzlich erfolgten Reformen gepragten Rechtsgebiet
geben und einen Eindruck davon vermitteln, wie die
Verfahren der unfreiwilligen Unterbringung und unfrei-
willigen Behandlung tatsachlich erlebt werden.

Die Ergebnisse der rechtlichen Analyse der FRA machen
deutlich, dass die Menschenrechtsnormen einen Frei-
heitsentzug von Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen unter bestimmten Umstanden erlauben,
sofern dabei eine Reihe von Schutzmalinahmen ein-
gehalten wird. Insbesondere hat eine unfreiwillige
Unterbringung und unfreiwillige Behandlung nach fes-
ten Verfahrensgarantien zum Schutz der betreffenden
Personen abzulaufen, und ein Gericht oder anderes
unabhéngiges Gremium muss die RechtmaRigkeit die-
ser MaRnahmen prifen. Dieser Bericht analysiert ein-
schldgige Standards der Vereinten Nationen und des
Europarats und enthalt eine detaillierte Analyse der
maf3geblichen Garantien, die in der BRK vorgesehen sind.

Auf der Ebene der EU-Mitgliedstaaten zeigt die Studie
auf, dass sich die gesetzlichen Vorschriften zur Rege-
lung der unfreiwilligen Unterbringung und unfreiwilli-
gen Behandlung in den einzelnen Mitgliedstaaten stark
unterscheiden. Dennoch lassen sich einige Gemeinsam-
keiten feststellen, die bestehenden Menschenrechts-
standards widerspiegeln. Alle Mitgliedstaaten sehen
Mindestanforderungen vor, deren Erfillung Vorausset-
zung fur die Rechtmafigkeit von unfreiwilliger Unter-
bringung und unfreiwilliger Behandlung ist. Aul3erdem
gewdhren die nationalen Rechtsvorschriften Personen,
die unfreiwillig untergebracht wurden, das Recht, gegen
diese Entscheidung Rechtsmittel einzulegen und ihre
Unterbringung gerichtlich Gberpriifen zu lassen.

Die soziologische Feldstudie, die mit Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen durchgefiihrt
wurde, bringt Uberwiegend negative Erfahrungen bei
der unfreiwilligen Unterbringung oder unfreiwilligen
Behandlung ans Licht. Auch wenn sich die jeweiligen
Umstadnde solcher Zwangsmalnahmen erheblich unter-
scheiden, haben sich die Traumatisierung und die Angst,
die Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
mit der unfreiwilligen Unterbringung oder unfreiwilligen
Behandlung in Verbindung bringen, als immer wieder-
kehrende Themen in der Befragung herauskristallisiert.
Trotz ihrer Gberwiegend negativen Erfahrungen haben
nur wenige der Befragten versucht, die Rechtmalf3igkeit
ihrer unfreiwilligen Unterbringung oder unfreiwilligen
Behandlung anzufechten, was die oftmals mangelnde
Kenntnis ihrer Rechte zum Zeitpunkt der Zwangseinwei-
sung widerspiegelt.

In Féllen, in denen die Aufnahme freiwillig erfolgte und
in einer Weise durchgefiihrt wurde, bei der die Betrof-
fenen selbst tber ihre Behandlung entscheiden konn-
ten, waren die Erfahrungen positiver. Auch wenn die
Ergebnisse weder fir die derzeitige Situation in den EU-
Mitgliedstaaten noch fir die EU als Ganzes reprdsentativ
sind, geben sie doch Aufschluss tiber die Erfahrungen
einzelner Menschen mit den gesetzlichen Vorschrif-
ten zu unfreiwilliger Unterbringung und unfreiwilliger
Behandlung.






Einleitung

,,In fast jeder Hinsicht zéhlen Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen zu den am
starksten sozial Ausgegrenzten und alle Betroffenen
nennen Stigmatisierung, Diskriminierung und
Ausgrenzung als wesentliche Hirden auf dem Weg zu
Gesundheit, Wohlbefinden und Lebensqualitat.”

Europdische Kommission (2010a), Européische Plattform gegen Armut
und soziale Ausgrenzung: Ein europdischer Rahmen fir den sozialen
und territorialen Zusammenhalt

Das UN-Ubereinkommen tiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention, BRK)
wurde im Dezember 2006 angenommen und trat im
Mai 2008 in Kraft. Das Ubereinkommen bekréftigt eine
Reihe wesentlicher Rechte fir Menschen mit Behin-
derungen, darunter auch Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen. Es stellt insofern einen wich-
tigen Paradigmenwechsel dar, als es anerkennt, dass
Menschen mit Behinderungen nicht blof3 als Empfan-
ger' von Wohltatigkeit oder medizinischer Firsorge
betrachtet werden sollten, sondern vielmehr als Inha-
ber von Rechten,? die Giber eine ,ihnen innewohnende
menschliche Wiirde verfiigen, die ebenso schutzwirdig
ist wie diejenige anderer Menschen”.? Infolgedessen
haben die Vertragsstaaten MalRnahmen zu ergreifen, die
gewdhrleisten, dass die Gesellschaft den Bedurfnissen
von Menschen mit Behinderungen in angemessener
Weise Rechnung tragt.*

BRK
Artikel 1 Absatz 1-Zweck

Zweck dieses Ubereinkommens ist es, den vollen
und gleichberechtigten Genuss aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen
mit Behinderungen zu férdern, zu schitzen und
zu gewahrleisten und die Achtung der ihnen
innewohnenden Wiirde zu fordern.

Nach Annahme der BRK missen bestehende Ansdtze
und Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit Men-
schen mit psychischen Gesundheitsproblemen mit Blick
auf die Schwerpunkte Nichtdiskriminierung und Gleich-
behandlung tberprift werden. Im Dezember 2010 war

1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird in diesem Bericht auf
die durchgehende Nennung der méannlichen und weiblichen Form
verzichtet, obwohl selbstverstandlich beide Geschlechter gemeint
sind.

2 Weitere Informationen zum Paradigmenwechsel hinsichtlich des
Begriffs der Behinderung siehe FRA (2011a).

3 Theresia Degener, zitiert in Kdmpf, A. (2010), S. 133.

4 Vereinte Nationen (UN), Hoher Kommissar fur
Menschenrechte (2009).

die BRK von 20 EU-Mitgliedstaaten und von der Euro-
paischen Union ratifiziert. Sie hat Auswirkungen auf die
Art und Weise, in der EU-Mitgliedstaaten die Gesund-
heitsfirsorge fir Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen organisieren. In jingsten nationalen
Reformen werden die Garantien der BRK bereits bertick-
sichtigt. Uberdies zitiert der Europaische Gerichtshof fiir
Menschenrechte (EGMR) die BRK regelmaf3ig in seiner
Rechtsprechung. Das Ubereinkommen wird somit als
Bezugspunkt fir die kiinftige Festlegung von Standards
durch den Europarat und die Europdische Union dienen.®

Die Entwicklung der EU-Politik spiegelt auch die Neukon-
zeption des Begriffs , psychische Gesundheitsprobleme”
wider. Im Juni 2011 Gberpriifte der Rat der Européischen
Union die Umsetzung des im Jahr 2008 geschlossenen
Europaischen Pakts fir psychische Gesundheit und
Wohlbefinden¢ und ersuchte die Mitgliedstaaten der
EU unter anderem, ,[...] psychische Gesundheit und
Wohlbefinden zu einer Prioritat ihrer Gesundheitspoli-
tik zu machen und Strategien und/oder Aktionsplane zu
psychischer Gesundheit, u. a. zu den Themen Praven-
tion von Depression und Selbstmord, zu erstellen; [...]
soweit dies mdglich und zweckdienlich ist, Gber lokale
Gemeinschaften sozial integrative Behandlungs- und
Betreuungsmodelle zu fordern; [...] Malnahmen gegen
die Stigmatisierung und Ausgrenzung sowie die Diskri-
minierung von Menschen mit psychischen Problemen
zu ergreifen”.”

Diese politischen Entwicklungen auf EU-Ebene folgten
auf eine Reihe von Initiativen, die in den Vorjahren im
breiteren europaischen Kontext ergriffen worden waren.
Im Jahr 2004 nahm das Ministerkomitee des Europarats
eine mafgebliche Empfehlung zu den Rechten von Men-
schen mit psychischer Stérung an, und im Januar 2005
verstandigten sich die Gesundheitsminister der Europa-
ischen Region der Weltgesundheitsorganisation (WHQ)
auf eine umfassende Erklarung und einen Aktionsplan
fur psychische Gesundheit fir die Region.? Unterdes-
sen wurden durch die Rechtsprechung des Europdischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte europaweit spezifi-
sche Verletzungen der Menschenrechte von Menschen
mit Behinderungen, insbesondere von Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen, dokumentiert.

Europdische Kommission (2010b).
Europaische Kommission (2009).
Rat der Europdischen Union (2011).
WHO (2005a), WHO (2005b).
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Im Kontext dieser breiter angelegten Neubewertung
der Rechte von Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen sind die Verfahren der unfreiwilligen
Unterbringung und der unfreiwilligen Behandlung von
zentraler Bedeutung. Sie stehen in engem Zusammen-
hang mit den beiden Grundrechten Wiirde des Menschen
und Gleichheit.®

Es gibt keine international anerkannte Definition der
Begriffe ,unfreiwillige Unterbringung” oder ,unfreiwil-
lige Behandlung”. Im vorliegenden Bericht werden die
in der Empfehlung Rec(2004)10" des Europarats darge-
legten Standards verwendet (nachstehend Empfehlung
Rec(2004)10). Artikel 16 der Empfehlung Rec(2004)10
beschreibt unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung als ,Malnahmen [...], die dem augenblick-
lichen Willen der betroffenen Person widersprechen.”"

Europarat - Empfehlung Rec(2004)10
Artikel 16 - Geltungsbereich von Kapitel llI

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten fir Per-
sonen mit psychischen Stérungen, die:

i. einwilligungsfahig sind und die betreffende
Unterbringung oder Behandlung ablehnen;
oder

ii. nicht einwilligungsfahig sind und sich der
betreffenden Unterbringung oder Behand-
lung widersetzen.

Die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung von Menschen mit Behinderungen sind
sensible, komplexe und hochaktuelle Themenbereiche.
Sensibel, weil sie mit Menschenrechtsverletzungen ein-
hergehen konnen, die grofteils ber lange Zeitrdume
unentdeckt bleiben; komplex, weil die Notwendigkeit
einer Behandlung traditionell - entsprechend dem
,medizinischen Modell” der Behinderung - als Men-
schenrechtserwagungen ibergeordnet gilt;"> und hoch-
aktuell, weil sowohl in den EU-Mitgliedstaaten als auch
im Europarat gegenwartig Reformen laufen.

9 Hartlev, M. (2009).

10 Europarat, Ministerkomitee, Empfehlung Rec(2004)10 des
Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zum Schutz der
Menschenrechte und der Wirde von Personen mit psychischer
Stérung, angenommen am 22. September 2004.

11 Europarat, Ministerkomitee (20043).

12 Untersuchungen haben gezeigt, dass dieser Konzeptwechsel
noch nicht hinreichend erforscht wurde. Weitere Informationen in
Kallert, T. W. (2011), S. 130.

,Nach wie vor kommt es zu Stigmatisierung,
Diskriminierung und Missachtung der Menschenrechte
und der Menschenwdiirde psychisch kranker und
geistig behinderter Menschen. Dies stellt europdische
Grundwerte in Frage.”

Europdische Kommission (2005), Grinbuch - Die psychische
Gesundheit der Bevélkerung verbessern - Entwicklung einer

Strategie fur die Férderung der psychischen Gesundheit in der
Européischen Union

In einem Grinbuch der Europdischen Kommission zur

psychischen Gesundheit aus dem Jahre 2005 wurde
bereits anerkannt, dass eine zwangsweise Einweisung
und unfreiwillige Behandlungen die Rechte der ,Pati-
enten” ,beschneiden” und ,als letztes Hilfsmittel nur
dann praktiziert werden [sollten], wenn andere weni-
ger restriktive Moglichkeiten sich als undurchfihrbar
erweisen”.”™ Dementsprechend haben viele Mitglied-
staaten der EU ihren Rechtsrahmen in diesem Bereich
jingst reformiert oder sind im Begriff, dies zu tun. Im
Jahr 2013 wird der Europarat die Arbeit an dem ersten
bindenden Instrument in diesem Bereich aufnehmen:
ein Zusatzprotokoll zu dem Ubereinkommen tiber Men-
schenrechte und Biomedizin (Oviedo-Ubereinkommen).™

Projekthintergrund
und Erfassungsbereich

des Berichts
Unmittelbar nach ihrer Grindung im Jahr 2007 legte die

Agentur der Europadischen Union fir Grundrechte (FRA)

einen Schwerpunkt auf die Grundrechte von Menschen
mit Behinderungen.” Die FRA startete ihre Tatigkeit mit
der Sammlung von Daten und Fakten zur Grundrech-

tesituation von zwei Personengruppen, die bis dahin

kaum Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen

waren, namlich Menschen mit geistiger Behinderung

und Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen.

Die FRA fiihrte EU-weit eine vergleichende rechtliche

Analyse der derzeit giltigen Rechtsvorschriften durch.

Diese Analyse wurde durch qualitative Feldforschungin
neun EU-Mitgliedstaaten ergdnzt, die unterschiedliche

Ansdtze im Bereich der Behindertenpolitik widerspie-

geln. Die Feldforschung wurde in Bulgarien, Deutsch-
land, Frankreich, Griechenland, Lettland, Rumanien,
Schweden, Ungarn und dem Vereinigten Konigreich
durchgefiihrt und befasste sich direkt mit Menschen
mit geistiger Behinderung und Menschen mit psychi-

schen Gesundheitsproblemen sowie mit Personen, die

in diesem Bereich tatig sind. Dies ermdglicht ein besse-
res Verstandnis dafir, wie Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen und Menschen mit geistiger

13 Europaische Kommission (2005), S. 11.
14 Europarat (1997); Europarat, Programm und Haushalt 2012-2013,
S.

58

15 Vero}dnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 15. Februar 2007.



Behinderung die Achtung ihrer Rechte in der Praxis
erleben.

Der im Jahr 2010 veroffentlichte FRA-Bericht Das Recht
von Menschen mit psychischen Gesundheitsproble-
men und Menschen mit geistiger Behinderung auf
politische Teilhabe enthdlt den ersten Teil der recht-
lichen Analyse. Im Jahr 2011 folgte ein zweiter Bericht
mit dem Titel Der rechtliche Schutz von Menschen
mit psychischen Gesundheitsproblemen durch das
Antidiskriminierungsrecht.

Der vorliegende Bericht bindelt die wichtigsten
Erkenntnisse aus der rechtlichen Analyse sowie der
Feldforschung zur unfreiwilligen Unterbringung und
unfreiwilligen Behandlung. Die rechtliche Analyse basiert
auf Informationen, die von Fralex, dem Netzwerk der
Rechtsexperten der FRA, bereitgestellt wurden. Die per-
sonlichen Erfahrungen von Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen im Zusammenhang mit unfrei-
williger Unterbringung und unfreiwilliger Behandlung
basieren auf 115 halbstrukturierten Interviews mit Men-
schen mit psychischen Gesundheitsproblemen sowie
auf Fokusgruppen-Interviews mit relevanten Interes-
sengruppen in den neun untersuchten EU-Mitgliedstaa-
ten. Diese Erhebung erganzt und vertieft die rechtliche
Analyse, indem sie aufzeigt, wie einzelne Menschen die
Folgen dieser rechtlichen Ablaufe in der Praxis erleben.

Unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behand-
lung kommen in den Rechtsvorschriften der EU-Mitglied-
staaten in vielfdltiger Form vor. Dieser Bericht legt den
Schwerpunkt auf zivilrechtliche Malinahmen. Speziell
fur den straf- oder jugendrechtlichen Kontext geltende
Bestimmungen werden im Rahmen dieser Untersuchung
nicht behandelt. Auch wenn oftmals eine direkte Verbin-
dung zwischen unfreiwilliger Unterbringung oder unfrei-
williger Behandlung und dem Fehlen der Rechtsfahigkeit
besteht (siehe Artikel 16 der Empfehlung Rec(2004)10),
wirde eine diesbezigliche Analyse den Rahmen dieses
Berichts sprengen.™

Im Rahmen der rechtlichen Analyse werden weder die
praktische Umsetzung der einschlagigen Rechtsvor-
schriften beurteilt noch das Ausmal, in dem die BRK
Reformen auf der Ebene der EU-Mitgliedstaaten erfor-
derlich macht. Vielmehr wird beschrieben, auf welche
Weise die nationalen Parlamente die Vorgaben der
BRK beriicksichtigen und Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen Grundrechtsgarantien bieten.
Der Bericht bietet fir die Organe der EU und die EU-
Mitgliedstaaten vergleichbare Informationen zur gegen-
wartigen Situation.

16 Fragen der Rechtsféhigkeit werden in FRA (2012) und in einem
weiteren, in Kirze erscheinenden vergleichenden Bericht der FRA
zur Rechtsfdhigkeit behandelt.

Thematische Berichte zur Situation von Menschen mit
geistiger Behinderung und Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen in den einzelnen Mitglied-
staaten lieferten weitere Hintergrundinformationen.”
Zusatzliche Informationen wurden durch den Austausch
mit wichtigen Partnern gesammelt, darunter mehrere
Delegationen der Hochrangigen Gruppe fiir Behinde-
rungsfragen der Europdischen Kommission, das Referat
Gesundheitsfaktoren der Generaldirektion Gesundheit
und Verbraucher der Europdischen Kommission, das
Sekretariat des Komitees zur Verhitung von Folter
des Europarats und Mental Health Europe sowie ein-
zelne Sachverstandige, darunter Prof. Peter Bartlett,
Nottinghamshire Healthcare NHS Trust Professor fir
Betreuungsrecht, Universitat Nottingham; Dr. Zdenka
Cebagek-Travnik, Menschenrechtsbeauftragter der
Republik Slowenien; Prof. Hans Joachim Salize, Arbeits-
gruppe Versorgungsforschung, Zentralinstitut fir See-
lische Gesundheit, Mannheim; und Marianne Schulze.
Die FRA dankt allen Mitwirkenden fir ihre wertvollen
Beitrage. Die Meinungen und Schlussfolgerungen im vor-
liegenden Bericht geben nicht notwendigerweise die
Ansichten der Organisationen oder einzelnen Sachver-
standigen wieder, die an der Ausarbeitung des Berichts
mitgewirkt haben.

Terminologie

BRK
Artikel 1 Absatz 2

Zu den Menschen mit Behinderungen zdhlen
Menschen, die langfristige korperliche, seelische,
geistige oder Sinnesbeeintrachtigungen haben,
welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern
kénnen.

Die Préambel der BRK erkennt an, dass sich das Verstand-
nis von Behinderung ,standig weiterentwickelt”, was
impliziert, dass es keine gemeinhin akzeptierten Begriffe
fur die Beschreibung verschiedener Personengruppen
mit bestimmten Beeintrachtigungen gibt. Wahrend der
Durchfiihrung dieser Studie dnderten internationale
Einrichtungen die von ihnen verwendeten Begriffe;
beispielsweise verwendete der Menschenrechtskom-
missar des Europarats in seinen Viewpoints 2009 und
2010" den Sammelbegriff , persons with mental disabi-
lities” (Menschen mit geistigen Behinderungen) fir die
Bezeichnung von Menschen mit psychischen Gesund-

17 Weitere Informationen zu methodischen Fragen der
Sozialforschung finden Sie in FRA (2012).

18 Europarat, Menschenrechtskommissar (2009).

19 Europarat, Menschenrechtskommissar (2010).
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heitsproblemen oder geistiger Behinderung. Spater,
in seinem Menschenrechtskommentar 2012 sprach er
von ,persons with intellectual and psycho-social disa-
bilities” (Menschen mit geistigen und psychosozialen
Behinderungen).? Der Europdische Pakt fiir psychische
Gesundheit und Wohlbefinden der Europdischen Kom-
mission verwendet den Begriff ,Menschen mit psychi-
schen Problemen”,?* wahrend in der Strategie zugunsten
von Menschen mit Behinderungen 2010-2020 der Euro-
pdischen Kommission der Begriff der ,psychosozialen
Behinderungen” der Behindertenrechtskonvention zur
Anwendung kommt.?? Der Weltbericht Behinderung®
der Weltgesundheitsorganisation schlielich spricht
von ,Menschen mit mentalen Gesundheitsproblemen”.
Trotz der terminologischen Unterschiede erkennen alle
erwahnten Organisationen an, dass Behinderung eine
Frage der Menschenrechte ist und dass ihre Folgen das
Ergebnis der Interaktion einer Person mit der Gesell-
schaft sind.>

Da es keine einheitliche Terminologie gibt, beschloss
die FRA nach Konsultation mit Behindertenorganisati-
onen in ihrer aktuellen Studie die Begriffe ,Menschen
mit geistiger Behinderung” und ,,Menschen mit psy-
chischen Gesundheitsproblemen” zu verwenden. Der
Begriff ,Menschen mit geistiger Behinderung” (persons
with intellectual disabilities) wird von Inclusion Europe,
einer Vereinigung von Menschen mit geistiger Behin-
derung und ihren Familien in Europa,? sowie von der
European Platform of Self-Advocates,* einem Netzwerk
von Menschen mit geistiger Behinderung verwendet;
anderswo wird jedoch der Begriff ,Menschen mit Lern-
behinderung” bevorzugt.?” Der Begriff ,Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen” wurde als der-
jenige betrachtet, der fir eine vielsprachige Leser-
schaft am besten zuganglich ist, obgleich der Begriff
,psychosoziale Behinderung” vom World Network of
Users and Survivors of Psychiatry,?® von der Interna-
tional Disability Alliance,? einer weltweit zum Thema
Behinderung tatigen Nichtregierungsorganisation (NRO),
und vom UN-Ausschuss fiir die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (Committee on the Rights of Per-
sons with Disabilities, CRPD) befirwortet wird.>® Vom
European Network of (ex-)Users and Survivors of Psy-

20 Europarat, Menschenrechtskommissar (2012).

21 Europaische Kommission (2009).

22 Europdische Kommission (2010b).

23 WHO (2011).

24 Ibid.; Europarat, Ministerkomitee (2006); Europdische Kommission
(2010b), Européische Kommission (2009).

25 Weitere Informationen unter: www.inclusion-europe.org/en/
about-us.

26 Ibid.

27 Weitere Informationen zum Begriff der Lernbehinderung unter:
www.nhs.uk/Livewell/Childrenwithalearningdisability/Pages/
Whatislearningdisability.aspx.

28 Weitere Informationen unter: www.wnusp.net.

29 Weitere Informationen unter: www.internationaldisabilityalliance.
org/en.

30 UN, CRPD (2011), Randnr. 8.

chiatry (ENUSP)*' wird dieser Begriff jedoch aufgrund
anhaltender Debatten iber die Beziehung der Begriffe
psychische Gesundheit und Behinderung sowie wegen
des Widerstrebens vieler Menschen mit psychiatrischen
Diagnosen, sich selbst als behindert zu bezeichnen, nicht
verwendet.

Bei geistiger Behinderung und psychischen Gesund-
heitsproblemen handelt es sich um zwei ganz unter-
schiedliche Phanomene, die verschiedene politische
Bewegungen generiert haben, mit verschiedenartigen
Erfahrungen und Reaktionen einhergehen und oftmals
ganz unterschiedliche Anliegen berihren. Es lassen sich
jedoch auch gewisse Uberschneidungen feststellen.
Menschen mit geistiger Behinderung kénnen - ebenso
wie die Ubrige Bevélkerung - auch psychische Gesund-
heitsprobleme haben.

Um Wiederholungen zu vermeiden, wird in diesem
Bericht der Begriff ,Menschen mit Behinderungen” im
Geiste der BRK verwendet, womit jedoch in keinster
Weise grundlegende Unterschiede zwischen Menschen
mit geistiger Behinderung und Menschen mit psychi-
schen Gesundheitsproblemen unterbewertet werden
sollen. Verwendet wird ferner der Begriff ,Personen-
gruppen”, obgleich voll und ganz anerkannt wird, dass
sich die individuellen Erfahrungen der Befragten stark
voneinander unterscheiden kénnen.

Fragen im Zusammenhang mit unfreiwilliger Unterbrin-
gung und unfreiwilliger Behandlung betreffen sowohl
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
als auch Menschen mit geistiger Behinderung. Die am
hochsten entwickelten Standards befassen sich jedoch
vornehmlich mit Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen, wie beispielsweise die Empfehlung
Rec(2004)10 des Europarats.

Der Bericht gliedert sich in drei Kapitel. Er gibt zunachst
einen kurzen Uberblick iiber internationale und euro-
paische Standards und Garantien fir den Schutz von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen,
die auf internationaler Ebene den rechtlichen Rahmen
fur die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung bilden. Das zweite Kapitel befasst sich mit
nationalen Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten.
Behandelt werden Fragen, die in dem von der Euro-
paischen Kommission kofinanzierten und im Mai 2002
veroffentlichten Bericht Compulsory Admission and
Involuntary Treatment of Mentally Ill Patients - Legis-

31 Weitere Informationen unter: www.enusp.org.
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lation and Practice in the EU-Member States aufgewor-
fen und untersucht wurden.?? Der vorliegende Bericht
aktualisiert und erganzt zum Teil die Daten des Berichts
aus dem Jahr 2002. Das dritte Kapitel enthalt Belege

32 Salize, H. ). et al. (2002).
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Internationale und
europadische Standards

Unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behand-
lung von Menschen mit Behinderungen sind in Verbin-
dung mit einer Reihe von Grundrechten zu betrachten.
Zu den wichtigsten zahlen hier das Recht auf Freiheit,
insbesondere im Zusammenhang mit unfreiwilliger
Unterbringung, und das Verbot der Folter und anderer
Formen von Misshandlung sowie der Schutz des Rechtes
auf Privatsphdre im Zusammenhang mit unfreiwilliger
Behandlung. Dieser Bericht enthalt keine umfassende
Analyse dieser Grundrechte, es werden vielmehr die
wichtigsten der mit diesen Rechten verknipften Grund-
sdtze herausgestellt. Damit wird der internationale
rechtliche Kontext fiir die unfreiwillige Unterbringung
und unfreiwillige Behandlung bestimmt, und es wird
deutlich gemacht, in welchem Rahmen sich nationale
Rechtsvorschriften bewegen.

Auf EU-Ebene werden alle diese Rechte durch die
Charta der Grundrechte der Européischen Union garan-
tiert. Zu den mal3geblichsten Rechten und Grundsat-
zen, die in der Charta verankert sind, zéhlen Artikel 3
(Recht auf Unversehrtheit), Artikel 4 (Verbot der Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung), Artikel 6 (Recht auf Freiheit und Sicher-
heit), Artikel 7 (Achtung des Privat- und Familienlebens),
Artikel 21 (Nichtdiskriminierung), Artikel 26 (Integration
von Menschen mit Behinderung) und Artikel 35 (Gesund-
heitsschutz). Die Charta qilt jedoch nur im Bereich des
Unionsrechts und wenn die EU-Mitgliedstaaten das
Recht der Union durchfiihren (Artikel 51 Absatz 1).

Zwar verfligt die EU Uber erganzende Kompeten-
zen hinsichtlich der Verbesserung der Gesundheit der
Bevolkerung, der Verhiitung kérperlicher und geistiger
Erkrankungen und der Beseitigung von Ursachen fir die
Gefahrdung der kérperlichen und geistigen Gesundheit,
das EU-Recht befasst sich jedoch nicht mit speziellen
Fragen im Zusammenhang mit der unfreiwilligen Unter-
bringung und unfreiwilligen Behandlung von Menschen

mit Behinderungen. Diese kénnen jedoch Diskriminie-
rungsfragen aufwerfen. In diesem Sinne konnte - wenn
das sekundare EU-Recht Menschen ebenso umfassend
vor Diskriminierung aus Griinden einer Behinderung
schitzen soll, wie es vor Diskriminierung aus Griinden
der Rasse oder der ethnischen Herkunft schitzt - die
Charta der Grundrechte und insbesondere ihr Artikel 21
Einfluss auf die Art und Weise haben, wie MaRnahmen
der unfreiwilligen Unterbringung und unfreiwilligen
Behandlung auf nationaler Ebene umgesetzt werden.

Uberdies iibernehmen die Organe der EU, insbeson-
dere die Europdische Kommission, eine wichtige Rolle
als Koordinator im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit.
Manche der von ihnen ausgearbeiteten Strategien und
politischen MalRnahmen enthalten Standards, die mit
dem Recht auf Freiheit in Bezug auf die unfreiwillige
Unterbringung und unfreiwillige Behandlung verknipft
sind. Das Grinbuch der Europédischen Kommission, ein
politisches Dokument, ist in diesem Zusammenhang ein
gutes Beispiel.** Zudem wird, wenn die EU nationale Poli-
tiken ergénzt oder finanzielle Anreize bietet, das Ver-
bot der Diskriminierung aus Griinden einer Behinderung
beriicksichtigt.

Die EntschlieSsung des Europdischen Parlaments zum
Griinbuch: Die psychische Gesundheit der Bevélkerung
verbessern enthalt nitzliche Hinweise zu den Rechten
von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen,
denen die Freiheit entzogen wird. Sie besagt, dass ,jeg-
liche Form von Einweisung in stationare Einrichtungen
und Zwangsmedikation regelmalf3ig tberpriift werden
und mit Einverstdndnis der Patienten erfolgen sollte, liegt
kein Einverstandnis vor, sollte sie nur mit Genehmigung
der zustandigen Behorden als letztes Mittel angewandt

33 Europaische Kommission (2005), S. 11.
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werden” 34 Die EntschlieBung besagt ferner, dass sich
,Zwang ebenso wie Zwangsmedikation kontraproduk-
tiv auswirkt” und dass ,jegliche Form von Einweisung in
stationdre Einrichtungen und Zwangsmedikation zeitlich
befristet sein” sollte.?® Daher sind ,jegliche Einschran-
kung der personlichen Freiheit [...] und [...] insbesondere
Fixierungen” zu vermeiden.?® Im Jahr 2009 wiederholte
das Europaische Parlament diese Auffassungen, als es
die Ansicht vertrat, dass ,auf invasive und unmenschli-
che Behandlungsmethoden sowie auf bevormundende
Ansatze verzichtet werden muss, wenn der Stigmatisie-
rung psychischer Erkrankungen wirklich eine Ende gesetzt
werden soll.”?

In jenen Bereichen, in denen die Zusténdigkeiten der EU
eingeschrankt sind, werden Grundrechtsstandards auf
internationaler Ebene sowohl durch die UN® als auch
durch den Europarat vorgeschrieben. Im Folgenden
werden zundchst die Standards im Zusammenhang mit
der unfreiwilligen Unterbringung erlautert, anschliel3end
die Standards im Zusammenhang mit der unfreiwilligen
Behandlung. Zwar werden unfreiwillige Unterbringung
und unfreiwillige Behandlung getrennt dargestellt, um
eine Analyse zu erleichtern - mehrere Garantien, bei-
spielsweise die auf internationaler Ebene entwickelten
Verfahrensrechte, gelten jedoch sowohl fir die unfrei-
willige Unterbringung als auch fir die unfreiwillige
Behandlung. Die Standards der UN und des Europarats
stellen einen Maf3stab fir die vergleichende Analyse des
Rechts der EU-Mitgliedstaaten dar, die in Kapitel 2 folgt.

1.1. Unfreiwillige
Unterbringung

Unfreiwillige Unterbringung, die auch als Zwangsein-
weisung bezeichnet wird, ist ein Begriff, der Bestandteil
internationaler Menschenrechtsvertrage ist und durch
diese sowie durch rechtswissenschaftliche Auslegung
geregelt wird. Sowohl auf der Ebene der UN als auch
auf der Ebene des Europarats bieten nicht bindende
Dokumente zusétzliche Garantien. Der durch die BRK
gekennzeichnete Paradigmenwechsel schafft Klarheit
beziiglich dieser Standards, die gewisse Herausforde-
rungen fir die Vertragsstaaten bergen kénnen.

34 Europaisches Parlament (2006), Randnr. 33. Siehe auch
Europdisches Parlament (1996). In dieser EntschlieBung fordert
das Europdische Parlament ,die Mitgliedstaaten auf, die
unmenschliche und erniedrigende Behandlung von behinderten
Menschen zu verbieten und sicherzustellen, dass behinderte
Menschen nie gegen ihren Willen wegen ihrer Behinderungen in
einem Heim untergebracht werden, und sich zu vergewissern,
dass behinderte Personen, die sich fiir das Leben in einem
Heim entscheiden, in den Genuss von Menschenrechtsnormen
kommen”.

35 Ibid.

36 Ibid.,, Randnr. 34.

37 Europaisches Parlament (2009), Randnr. 47.

38 UN, Amt des Hohen Kommissars fiir Menschenrechte (OHCHR)
Regionalbiro fir Europa (20113).

Im Folgenden werden die Entwicklung und das Verstand-
nis der durch die BRK gebotenen Garantien erértert und
diese im Kontext regionaler Menschenrechtsnormen
betrachtet.

1.1.1. Recht auf Freiheit:
Standards der Vereinten Nationen

Das Recht auf Freiheit ist eines der altesten Menschen-
rechte, das wiederholt in UN-Vertrdgen verankert
wurde. Von besonderer Bedeutung ist das Recht auf
Freiheit im Kontext der unfreiwilligen Unterbringung, da
es einer Freiheitsentziehung gleichkommt, wenn eine
Person gegen ihren Willen in eine Einrichtung eingewie-
sen wird und diese nicht nach Belieben verlassen kann.

Die Annahme der BRK im Jahr 2006 kennzeichnete in
Bezug auf Menschenrechtsgarantien im Bereich Behin-
derung den Anbruch eines neuen Zeitalters. Eine neue
Denkart ist fiir das Ubereinkommen bestimmend: Men-
schen mit Behinderung sind Inhaber von Rechten, und
keine Empfanger von Wohltatigkeit. Bevor der Ansatz
der BRK untersucht wird, ist es hilfreich, die Entwicklung
des Rechtes auf Freiheit zu skizzieren, um die Bedeutung
der Veranderungen in Bezug auf die unfreiwillige Unter-
bringung zu verstehen. Altere Instrumente miissen im
Lichte der BRK ausgelegt werden.?® Hinzu kommt, dass
der UN-Sonderberichterstatter fir Folter im Jahr 2008
einen Bericht zu Behinderung und Folter veroffentlichte,
in dem klargestellt wurde, dass die BRK altere Normen
entkréaftet, insbesondere die Resolution der Generalver-
sammlung aus dem Jahr 1991 Gber die Grundséatze fir
den Schutz von psychisch Kranken und die Verbesserung
der psychiatrischen Versorgung, die eine unfreiwillige
Unterbringung und Behandlung in bestimmten Féllen
gestatten.*

Das dlteste und bedeutendste Dokument fiir die Gewahr-
leistung des Rechtes auf Freiheit ist - neben der nicht
bindenden Allgemeinen Erklérung der Menschenrechte -
der Internationale Pakt Giber birgerliche und politische
Rechte (International Covenant on Civil and Political
Rights, ICCPR). Artikel 9 Absatz 1 des ICCPR besagt:
JJedermann hat ein Recht auf personliche Freiheit und
Sicherheit. Niemand darf willkirlich festgenommen oder
in Haft gehalten werden. Niemand darf seine Freiheit
entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimm-
ten Grinden und unter Beachtung des im Gesetz
vorgeschriebenen Verfahrens.” Der Menschenrechts-

39 UN, OHCHR, Regionalbiro fur Europa (2011b), S. 8.
40 UN, Sonderberichterstatter fur Folter (2008), Randnr. 44.



ausschuss hat anerkannt, dass Artikel 9 des ICCPR fir
die Freiheitsentziehung bei Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen gilt. Wird die Freiheitsentziehung
gesetzlich sanktioniert, gelten die Bedingungen nach
Artikel 9 Absatz 4 ICCPR, der besagt: ,Jeder, dem seine
Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, hat das
Recht, ein Verfahren vor einem Gericht zu beantragen,
damit dieses unverziiglich Gber die RechtmaRigkeit der
Freiheitsentziehung entscheiden und seine Entlassung
anordnen kann, falls die Freiheitsentziehung nicht recht-
maRig ist”. Nach Artikel 2 Absatz 4 ICCPR missen die
Vertragsstaaten zudem dafiir Sorge tragen, dass Perso-
nen, denen die Freiheit entzogen wurde, ein wirksames
Rechtsmittel zur Verfiigung steht.”

Der Menschenrechtsausschuss befasste sich mit Arti-
kel 9 im Kontext von psychischen Gesundheitspro-
blemen in der Rechtssache A. gegen Neuseeland.*
A. wurde flr einen Zeitraum von neun Jahren mit der
Begriindung in Gewahrsam genommen, dass er paranoid
und eine Gefahr fir sich selbst und andere sei. Der Men-
schenrechtsausschuss nahm Folgendes zur Kenntnis:
Es wurde eine eingehende und ausfihrliche psychiatri-
sche Untersuchung durch drei Fachleute durchgefiihrt; A.
hatte die Moglichkeit, seine Unterbringung vor mehreren
Gerichten anzufechten; und der Gewahrsam stand im
Einklang mit nationalen Rechtsvorschriften. Nach Auf-
fassung des Ausschusses war daher , die Entziehung von
[A.s] Freiheit weder rechtswidrig noch willkdrlich und
stellte somit keinen Verstold gegen Artikel 9 Absatz 1
des Paktes dar”. Zudem wurde der Gewahrsam von A.
regelmalig Uberpriift, was bedeutete, dass auch kein
VerstoRR gegen Artikel 9 Absatz 4 aus diesen Griinden
festgestellt werden konnte. Nichtsdestoweniger ist die
Rechtslehre des Ausschusses speziell im Zusammenhang
mit Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
relativ unterentwickelt.

Nicht bindende UN-Standards ergénzen die bestehende
Rechtsprechung. Obgleich diese im Lichte der BRK neu
bewertet werden missen, ist eine kurze Erwdhnung
sinnvoll. Die Grundsatze fiir den Schutz von psychisch
Kranken® enthalten detaillierte Standards fiir die Uber-
prifung der Freiheitsentziehung bei Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen. Auch wenn sie
nicht bindend sind, ist es hilfreich, diese Grundsatze
heranzuziehen, um die rechtlichen Entwicklungen auf
UN-Ebene nachvollziehen zu kénnen. Grundsatz 16
Absatz 2 besagt: ,Die zwangsweise Einweisung oder
Unterbringung erfolgt zunachst fir einen kurzen Zeit-
raum, je nach innerstaatlichem Recht, zur Beobachtung
und vorladufigen Behandlung, bis die Einweisung oder

41 UN, Menschenrechtsausschuss (1982).

42 UN, Menschenrechtsausschuss, A. gegen Neuseeland, Mitteilung
Nr. 754/1997 vom 3. August 1999.

43 UN, Generalversammlung (1991). Weitere Informationen zu dem
Verfahren zur Uberpriifung der unfreiwilligen Unterbringung oder
Behandlung sind in Kapitel 2 zu finden.

Internationale und europaische Standards

Unterbringung durch das Nachpriifungsorgan nachge-
prift worden ist”.* Grundsatz 17 Absatz 1 besagt: ,Das
Nachpriifungsorgan ist ein auf innerstaatlichem Recht
beruhendes und im Einklang mit den darin niedergeleg-
ten Verfahren tatiges richterliches oder anderes unab-
hangiges und unparteiisches Organ.” Die Grundsatze fir
den Schutz von psychisch Kranken sehen zudem vor,
dass das Nachprifungsorgan ,periodisch die Falle von
zwangsweise untergebrachten Patienten [nachprift],
und zwar in sinnvollen, im innerstaatlichen Recht festge-
legten Zeitabstanden”.*> Die in Grundsatz 18 dargelegten
Verfahrensgarantien besagen ferner, dass, wenn sich ein
Patient nicht die Dienste eines Rechtsberaters sichert,
»ihm ein solcher beizustellen [ist], und zwar unentgelt-
lich, soweit dem Patienten die Mittel zu dessen Bezah-
lung fehlen”.

BRK
Artikel 14 - Freiheit und Sicherheit der Person
1. Die Vertragsstaaten gewdhrleisten,

a) dass Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt mit anderen das Recht auf personli-
che Freiheit und Sicherheit geniel3en;

b) dass Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt mit anderen die Freiheit nicht rechts-
widrig oder willkarlich entzogen wird, dass
jede Freiheitsentziehung im Einklang mit dem
Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer
Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsent-
ziehung rechtfertigt. [...]

Die BRK selbst erwdhnt die unfreiwillige Unterbringung
nicht explizit. Artikel 14 Absatz 1 des Ubereinkommens
wiederholt die Formulierung des Rechtes auf personliche
Freiheit und Sicherheit und besagt eindeutig, dass die
Freiheitsentziehung basierend auf dem Vorliegen einer
Behinderung mit der BRK unvereinbar und fir sich allein
genommen diskriminierend ware.

Zu diesem Schluss kam auch der Vorsitzende des Ad-
hoc-Ausschusses fir die Ausarbeitung der BRK. Der
Vorsitzende schloss die Diskussionen tber Artikel 14
mit den Worten: ,Dies ist im Grunde eine Antidiskrimi-
nierungsbestimmung. Schwerpunkt der Debatte war die
Behandlung von Menschen mit Behinderungen auf der-
selben Grundlage wie andere Menschen. Menschen mit
Behinderungen, die eine ernsthafte Gefahr fir jemand
anderen darstellen, sollten genauso behandelt werden,
wie jede andere Person behandelt werden wiirde.”#

44 |bid., Grundsatz 16 Absatz 2.
45 |bid., Grundsatz 17 Absatz 1 und Grundsatz 17 Absatz 3.
46 UN, BRK, Ad-hoc-Ausschuss (2006).
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Der Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (CRPD) bestatigt diese Auffassung, indem er
die Vertragsstaaten in seinen Leitlinien fir das vorzule-
gende vertragsspezifische Dokument zu Artikel 14 auf-
fordert darzulegen, welche MalRnahmen sie getroffen
haben, ,um sicherzustellen, dass alle Menschen mit
Behinderungen, gleich welcher Art, das Recht auf Frei-
heit und personliche Sicherheit genief3en und dass keiner
Person aufgrund ihrer Behinderung die Freiheit entzogen
wird.”# Er erkundigt sich ferner, welche Mal3nahmen in
die Wege geleitet wurden, ,,um alle Rechtsvorschriften
aufzuheben, die eine Unterbringung in Einrichtungen
oder den Entzug der Freiheit von Menschen mit Behin-
derungen, gleich welcher Art, zulassen”.*8

In seinen Schlussbetrachtungen im Zusammenhang mit
Tunesien erklarte der CRPD zudem, dass ,sich der Aus-
schuss unter Bezugnahme auf Artikel 14 der BRK Uber
die Tatsache Gedanken macht, dass das Vorliegen einer
Behinderung, auch einer geistigen oder psychosozialen
Behinderung, nach geltendem Recht die Grundlage fir
die Entziehung der Freiheit darstellen kann”.*® In sei-
nen Schlussbetrachtungen zu Spanien nahm der CRPD
,das rechtliche Regelwerk zur Kenntnis, dass die Insti-
tutionalisierung von Menschen mit Behinderungen, ein-
schlieRlich Menschen mit geistiger und psychosozialer
Behinderung (,psychisch Kranke’), ermdoglicht”.>® Der
Ausschuss dul3erte zudem seine Sorge ,hinsichtlich des
berichteten Trends zum Riickgriff auf vorsorgliche Maf3-
nahmen der Institutionalisierung, die fir die betroffenen
Personen de facto nur nachtrdgliche Schutzmal3nahmen
beinhalten”.>

47 Siehe die Antworten mehrerer Staaten in ihren Berichten an den
CRPD: Belgien: UN, CRPD (2010c); Deutschland: UN, CRPD (2011e);
und Vereinigtes Konigreich: UN, CRPD (2011f).

48 CRPD (2009).

49 CRPD (2011a), Randnr. 24.

50 CRPD (2011b), Randnr. 35.

51 Ibid., Randnr. 35.

Der CRPD empfahl Spanien die Uberpriifung ,sei-
ner Gesetze, welche die Freiheitsentziehung auf der
Grundlage einer Behinderung, einschlief3lich einer psy-
chosozialen oder geistigen Behinderung, ermdoglichen;
Bestimmungen aufzuheben, die die unfreiwillige Ein-
weisung im Zusammenhang mit einer offenkundigen
oder diagnostizierten Behinderung legitimieren; und
Malinahmen zu treffen, die gewahrleisten, dass die
Gesundheitsversorgung, einschlielich der gesamten
psychiatrischen Versorgung, auf der Einwilligung nach
vorheriger Aufklérung der betroffenen Person basiert”.>
In seinen Schlussbetrachtungen zu Tunesien empfahl
der CRPD, dass bis zu der geforderten Rechtsreform
salle Félle von Menschen mit Behinderungen, denen
in Krankenhdusern und Facheinrichtungen die Freiheit
entzogen wird, Gberpriift werden sollten und dass die
Uberpriifung auch die Méglichkeit eines Rechtsbehelfs
umfassen sollte” .

Diese Erklarungen unterstreichen entschieden die Garan-
tien von Artikel 14 der BRK. Sie scheinen Forderungen
nach einer Aufhebung oder zumindest ,umfassenden
Anderung”s* von Rechtsvorschriften zur psychischen
Gesundheit zu unterstitzen, die eine unfreiwillige
Unterbringung speziell fir Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen zulassen und regeln.>> Einige
Kommentatoren und Anwalte argumentieren, dass laut
Artikel 14 der BRK, eine Zwangseinweisung aus Griinden
der psychischen Gesundheit oder einer anderen Behin-
derung unter keinen Umstanden zuldssig sei.>

Fir das Amt des Hohen Kommissars fir Menschen-
rechte (Office of the High Commissioner for Human
Rights, OHCHR) ,umfasst rechtswidrige Internierung
Situationen, in denen die Entziehung der Freiheit auf
einer Kombination einer psychischen oder geistigen
Behinderung und anderen Elementen wie etwa Gefahr-
lichkeit oder auch Versorgung und Behandlung basiert.
Da solche MaRnahmen zum Teil durch die Behinderung
der betreffenden Person gerechtfertigt werden, sind sie
als diskriminierend sowie als Versto3 gegen das Verbot
der Freiheitsentziehung aus Griinden der Behinderung
und gegen das in Artikel 14 niedergelegte Recht auf
den Genuss personlicher Freiheit gleichberechtigt mit
anderen zu betrachten.”*” Das OHCHR schlagt folgende
Auslegung vor:

52 Ibid., Randnr. 36.

53 CRPD (2011a), Randnr. 25.

54 Syse, A. (2011), S. 146.

55 Minkowitz, T. (2010), S. 167; siehe auch Kallert, T. W. (2011),
S.137.

56 Minkowitz, T. (2010), S. 167.

57 OHCHR (2009), Randnr. 48; siehe auch: Schulze, M. (2010), S. 96.



J[Artikel 14] [...] bedeutet jedoch nicht, dass eine
rechtméfige Internierung von Menschen mit
Behinderungen zum Zweck ihrer Versorgung und
Behandlung oder eine vorbeugende Internierung
Uberhaupt nicht méglich wére, sondern dass die
rechtliche Begriindung fir die Einschrénkung der
Freiheit von der Behinderung abgekoppelt und neutral
definiert werden muss, sodass sie fur alle Menschen
gleichermal3en gilt.”s?

Der CRPD war bisher noch nicht mit Situation befasst, die
in keinem speziellen Zusammenhang mit Behinderung
standen, beispielsweise die Wahrung der 6ffentlichen
Ordnung. Fir diesen Bereich gibt es keine verbindliche
Auslegung. Um den Geltungsbereich der Garantien von
Artikel 14 mit Sicherheit bestimmen zu kénnen, wird der
Umgang des CRPD mit auf dem Fakultativprotokoll zur
BRK basierenden individuellen Mitteilungen, in denen
diese spezifische Situation zur Sprache gebracht wird,
von entscheidender Bedeutung sein. Wichtig wird auch
sein, wie auf Artikel 33 der BRK basierende nationale
Uberwachungsstrukturen mit Beschwerden auf der
Grundlage von Artikel 14 umgehen werden.

Da eine verbindliche Auslegung von Artikel 14 der BRK
durch den CRPD fehlt, sind die Vertragsstaaten - basie-
rend auf ihren internationalen Verpflichtungen und im
Einklang mit den Schlussbetrachtungen in Bezug auf
Spanien - aufgefordert, ihren Rechtsrahmen einge-
hend zu Gberpriifen und Bestimmungen aufzuheben,
die eine unfreiwillige Unterbringung in Verbindung mit
einer offenkundigen oder diagnostizierten Behinderung
gestatten.”® Dies stellt eine erhebliche Herausforderung
dar,%® da hierfir eine betrachtliche juristische Entwick-
lung auf regionaler Ebene erforderlich ware. Wie es
scheint, vertreten die Mitgliedstaaten des Europarats
gegenwartig die Auffassung, dass die derzeitigen Stan-
dards des Europarats den Vorgaben der BRK entspre-
chen. Diese Standards werden im nachsten Abschnitt
vorgestellt.

58 OHCHR (2009), Randnr. 49.
59 CRPD (2011b), Randnr. 36; siehe auch Syse A. (2011), S. 146.
60 Tromel, S. (2009), S. 129.

Internationale und europaische Standards

1.1.2. Recht auf Freiheit:
Standards des Europarats

EMRK
Artikel 5 - Recht auf Freiheit und Sicherheit

1. Jede Person hat das Recht auf Freiheit und
Sicherheit. Die Freiheit darf nur in den folgen-
den Féllen und nur auf die gesetzlich vorge-
schriebene Weise entzogen werden: [...]

(e) rechtmaliige Freiheitsentziehung [...] bei psy-
chisch Kranken [...];

Die Europaische Menschenrechtskonvention (EMRK)
gestattet explizit den Freiheitsentzug ,bei psychisch
Kranken” (eine Formulierung, die der Terminologie der
1950er-Jahre entspricht, der Zeit, in der die Konvention
angenommen wurde). Die Rechtsprechung des Euro-
paischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (EGMR) zur
Freiheitsentziehung bei Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen ist umfangreich, die Verfahren,
in denen er mit Menschen mit geistiger Behinderung
befasst war, sind jedoch weniger zahlreich.®" In diesen
Verfahren wurde festgestellt, was der EGMR unter dem
Begriff ,psychisch krank” versteht,®2 und es wurde aus-
gefihrt, dass bei der Entscheidung Uber das Vorliegen
einer Freiheitsentziehung ,eine Reihe von Kriterien wie
die Art, die Dauer, die Auswirkungen und die Modalitaten
der Durchfiihrung der in Frage stehenden MaRnahme”
zu beriicksichtigen sind.®* In mehreren Verfahren ging
es darum festzustellen, ob dem Beschwerdefihrer, im
Sinne von Artikel 5, die Freiheit entzogen wurde.®* In
anderen Verfahren wurde entschieden, dass einer Per-
son die Freiheit entzogen werden kann, wenn sie ein
psychisches Gesundheitsproblem hat, das eine Zwangs-
unterbringung rechtfertigt. Eine solche Unterbringung
kann erforderlich sein, wenn eine Person behand-
lungsbediirftig ist oder wenn die Person ,Kontrolle und
Uberwachung benétigt, um sie beispielsweise daran zu
hindern, sich selbst und anderen Schaden zuzufiigen”.s>
Der Gerichtshof befasste sich mit der Notwendigkeit,
dem Patienten die Griinde fir seine Festnahme mitzu-
teilen (gemaR Artikel 5 Absatz 2 EMRK),%¢ sowie mit dem
Erfordernis regelmaRiger Uberpriifungen der Notwen-

61 Bartlett, P. et al. (2007).

62 Siehe beispielsweise: EGMR, Winterwerp gegen Niederlande,
Nr. 6301/73, 24. Oktober 1979; und EGMR, Rakevich gegen
Russland, Nr. 58973/00, 28. Oktober 2003.

63 EGMR, Ashingdane gegen Vereinigtes Kénigreich, Nr. 8225/78,
28. Mai 1985, Randnr. 41.

64 Siehe beispielsweise: EGMR, H.M. gegen Schweiz, Nr. 39187/98,

26. Februar 2002; EGMR, Storck gegen Deutschland,
Nr. 61603/00, 16. Juni 2005; und EGMR, H.L. gegen Vereinigtes
Kénigreich, Nr. 45508/99, 5. Oktober 2004 oder EGMR, D.D.
gegen Litauen, Nr. 13469/06, 14. Februar 2012, Randnr. 146.

65 EGMR, Hutchison Reid gegen Vereinigtes Konigreich,

Nr. 50272/99, 20. Februar 2003, Randnr. 52.

66 Siehe beispielsweise: EGMR, Van der Leer gegen Niederlande,

21. Februar 1990, Randnrn. 27-31.
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digkeit der Freiheitsentziehung durch ein Gericht (vorge-
schrieben durch Artikel 5 Absatz 4 EMRK).®” Einschlégige
Rechtssachen konzentrieren sich unter anderem auf die
Qualitat der gerichtlichen Urteilsfindung,® das Erforder-
nis eines Rechtsanwalts fiir den Patienten® und die Not-
wendigkeit eines wirksamen Rechtsbeistands.” Artikel 5
Absatz 5 EMRK garantiert zudem einen Anspruch auf
Schadensersatz im Falle einer Verletzung der Garantien
beziiglich des Rechtes auf Freiheit.

JJegliche Beschrénkungen der Rechte des

Einzelnen missen seine individuellen Bedirfnisse
bericksichtigen, wirklich gerechtfertigt sein, durch ein
rechtsbasiertes Verfahren verfiigt und von wirksamen
Schutzmal3nahmen begleitet werden.”

Thomas Hammarberg, Menschenrechtskommissar des Europarates,
Viewpoint, 21. September 2009

Diese Rechtsprechung kam in dem Urteil der GroRen
Kammer vom 17. Januar 2012 in der Rechtssache Stanev
gegen Bulgarien” zur Anwendung. Eine erschopfende
Behandlung der umfangreichen Rechtsprechung des
EGMR ist im Rahmen dieses Berichts nicht moglich; eine
Zusammenfassung dieser wegweisenden Rechtssache
wird genligen, da sie nicht nur explizit auf Artikel 14 BRK,
der sich mit Freiheit und Freiheitsentziehung im Zusam-
menhang mit einer Behinderung befasst, Bezug nimmt,
sondern auch die Rechtsprechung des Gerichtshofs im
Lichte der Weiterentwicklung der Menschenrechtsnor-
men wiederholt und ausbaut. In den nachsten Abschnit-
ten wird daher die Herangehensweise des EGMR an
dieses Rechtsgebiet beleuchtet.

In der Rechtssache geht es um die unfreiwillige Unter-
bringung eines Mannes, der gezwungen war, jahrelang
in einem Pflegeheim fiir Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen zu leben. Der Sachverhalt lasst
sich wie folgt zusammenfassen: Rusi Stanev wurde
unter teilweise Betreuung gestellt, und seine Betreuerin
veranlasste seine Unterbringung in einem Pflegeheim
fur Manner mit psychischen Gesundheitsproblemen.
Herrn Stanev war ein Verlassen der Einrichtung nur mit
Erlaubnis des Direktors gestattet. Er versuchte, seine
Geschaftsfahigkeit wiederherstellen zu lassen, aber die
Staatsanwaltschaft wies, nachdem seitens der Arzte
eine Schizophrenie diagnostiziert worden war, das
Begehren ab und befand, dass Herr Stanev nicht allein
zurechtkdme und dass die Einrichtung der fir ihn am
besten geeignete Ort sei. Herr Stanev versuchte dar-
aufhin, seine teilweise Betreuung widerrufen zu lassen,

67 Siehe beispielsweise: EGMR, D.D. gegen Litauen, Nr. 13469/06,
14. Februar 2012, Randnr. 165.

68 EGMR, Gajcsi gegen Ungarn, Nr. 34503/03, 3. Oktober 2006.

69 EGMR, Megyeri gegen Deutschland, Nr. 13770/88, 12. Mai 1992.

70 EGMR, Magalhaes Pereira gegen Portugal, Nr. 44872/98,
26. Februar 2002.

71 EGMR, GroRRe Kammer, Stanev gegen Bulgarien, Nr. 36760/06,
17. Januar 2012.

aber auch dieser Antrag war erfolglos. Er wurde mit der
Begriindung zuriickgewiesen, dass er von dem Betreuer
hatte eingereicht werden missen. Vergeblich ersuchte
Herr Stanev seinen Betreuer mehrmals mindlich, einen
Antrag auf Entlassung zu stellen. Ein privates psychiat-
risches Gutachten kam zu dem Ergebnis, dass die Diag-
nose Schizophrenie von Herrn Stanev nicht zutreffend
war. Es stellte ferner fest, dass sich sein psychischer
Gesundheitszustand verbessert habe und keine Gefahr
einer Verschlechterung bestehe. Zudem kénne er nach
Ansicht des Direktors wieder in die Gesellschaft einge-
gliedert werden. Der Aufenthalt in dem Heim, wo er der
Gefahr einer Institutionalisierung ausgesetzt sei, fiige
ihm gesundheitlichen Schaden zu. In seiner Beschwerde
vor dem EGMR machte Herr Stanev geltend, dass ihm
infolge seiner Unterbringung in einer Einrichtung gegen
seinen Willen unrechtmaRig und willkirlich die Freiheit
entzogen worden war (Artikel 5 Absatz 1 EMRK) und
dass es nach bulgarischem Recht unméglich sei, die
Rechtmal3igkeit der Freiheitsentziehung Gberpriifen zu
lassen oder vor Gericht einen Schadensersatzanspruch
geltend zu machen (Artikel 5 Absatze 4 und 5 EMRK).

Im Folgenden werden die einzelnen Teile der Rechts-
sache Stanev behandelt, soweit diese sich auf Artikel 5
Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 4 EMRK beziehen.

Wann eine Freiheitsentziehung
zul3ssig ist

Der Schutz vor willkrlicher Entziehung der Freiheit nach
Artikel 5 EMRK gilt, wenn einer Person die Freiheit ent-
zogen wird. Ausschlaggebend fiir die Anwendung von
Artikel 5 ist nicht die Frage, ob eine Person tatsachlich
in ihrer Freiheit beschrankt oder interniert wird, son-
dern vielmehr die Frage, ob sie gegen ihren Willen in
einer Einrichtung untergebracht wird und diese nicht
ohne Genehmigung verlassen kann. In der Rechtssa-
che Stanev gelangte der EGMR zu dem Schluss, dass
Herr Stanev ,unter standiger Kontrolle stand und das
Heim nicht ohne Einwilligung verlassen konnte, wann
immer er dies wollte”.”> Die Dauer der Unterbringung
von Herrn Stanev, die ,nicht festgelegt worden und
somit unbegrenzt” war, reichte von ihrer Dauer her
aus, um den Beschwerdefihrer die ,,negativen Auswir-
kungen der ihm auferlegten Beschrankungen” spiren
zu lassen.”? Demnach war der EGMR zu dem Schluss
gelangt, dass dem Beschwerdefihrer die Freiheit ent-
zogen wurde. Um mit Artikel 5 Absatz 1 EMRK vereinbar
zu sein, muss die Anordnung einer Freiheitsentziehung

72 Ibid., Randnr. 128.
73 Ibid., Randnr. 129.



den Vorgaben des einzelstaatlichen Rechts entsprechen.
Da die Entscheidung der Betreuerin des Herrn Stanev, ihn
ohne seine vorherige Zustimmung in einer Einrichtung
unterzubringen, nach bulgarischem Recht ungdltig war,
widersprach die Freiheitsentziehung Artikel 5 EMRK.

Der Gerichtshof fiihrte seine Prifung des Falls fort, um
zu beurteilen, ob die Entziehung der Freiheit in den
Anwendungsbereich der Ausnahmeregelungen zu dem
Recht auf personliche Freiheit (Artikel 5 Absatz 1 Buch-
staben a bis f EMRK) fallt und ob die Freiheitsentziehung
aufgrund dieser Ausnahmeregelungen gerechtfertigt
werden kann. Obgleich Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e
EMRK grundsatzlich den Freiheitsentzug ,bei psychisch
Kranken” gestattet,’* ist eine Entziehung der Freiheit
aus derartigen Grinden nur in Extremfallen gerechtfer-
tigt. Entweder stellt die betreffende Person aufgrund
ihres gewalttdtigen Verhaltens eine ernst zu nehmende
Gefahr dar oder die Freiheitsentziehung ist aus thera-
peutischen Griinden erforderlich.

Zur ordnungsgemalien Abwagung der Situation ver-
langt die Rechtsprechung des EGMR eine professionelle
medizinische Beurteilung, die auf dem aktuellen psychi-
schen Gesundheitszustand der Person basiert und nicht
ausschlief3lich auf Ereignissen in der Vergangenheit.”
Weitere Klarstellungen zu den Voraussetzungen, die
erfillt sein mussen, damit die Freiheitsentziehung mit
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e vereinbar ist, enthalt die
Rechtssache Winterwerp, in der der Gerichtshof Folgen-
des ausfihrte: ,In Anbetracht dessen, was der zustandi-
gen staatlichen Stelle nachzuweisen ist - das Bestehen
einer tatsachlichen Geistesstérung -, verlangt dies ein
objektives arztliches Gutachten. AulRerdem muss der
Grad oder die Art der Geistesstérung eine zwangsweise
Unterbringung rechtfertigen. Darber hinaus hangt die
Rechtmélligkeit der bestehenden Unterbringung von
dem Fortdauern dieser Stérung ab”.76

74 Weitere Informationen zur Beurteilung der Bedeutung des
Begriffs ,psychisch Kranke” durch den EGMR in: EGMR,
Winterwerp gegen Niederlande, Nr. 6301/73, 24. Oktober 1979,
Randnr. 37.

75 EGMR, Varbanov gegen Bulgarien, Nr. 31365/96, 5. Oktober 2000.

76 EGMR, Winterwerp gegen Niederlande, Nr. 6301/73,

24. Oktober 1979, Randnr. 39.

Internationale und europaische Standards

Der EGMR war bereit, Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e
auf die Rechtssache Stanev anzuwenden, da fir die
Unterbringungsentscheidung der psychische Gesund-
heitszustand des Beschwerdefiihrers, die Erklarung
der teilweisen Geschaftsunfahigkeit und die Anord-
nung der teilweisen Betreuung mafRgeblich waren. Der
Gerichtshof vertrat die Auffassung, dass es nicht den
Anforderungen der EMRK entspreche, eine Unterbrin-
gungsentscheidung auf ein zwei Jahre altes psychiat-
risches Gutachten zu stiitzen.”” GleichermafRen wurde
festgestellt, dass die Unterbringung auch andere Anfor-
derungen dieser Bestimmung nicht erfillte, weil eine
Unterbringung auf der Feststellung basieren miisse, dass
das Verhalten einer Person eine Gefahr fir sich oder
andere darstellt. SchliefSlich unterstrich der Gerichtshof,
dass die Behorden keine regelmaRige Beurteilung des
Gesundheitszustands von Herrn Stanev durchfihrten.
Diese ware jedoch erforderlich gewesen um sicherzu-
stellen, dass eine Unterbringung weiterhin notwendig
war.”® Somit kam der Gerichtshof zu dem Schluss, dass
eine Verletzung von Artikel 5 Absatz 1 EMRK vorlag.

Mit der Darlegung zusatzlicher SchutzmaRnahmen
gegen die Freiheitsentziehung ging der Gerichtshof
Uber frihere Urteile hinaus. Er rdumte zwar ein, dass in
manchen Fallen das Wohlergehen einer Person beriick-
sichtigt werden sollte, wies aber mit Nachdruck darauf
hin, dass ,[d]er objektive Bedarf einer Person an Unter-
kunft und Betreuung [...] jedoch nicht automatisch zur
Auferlegung von freiheitsentziehenden Malinahmen
fihren” muss. Er erklérte ferner: ,Jede SchutzmalRnahme
sollte so weit wie moglich die Wiinsche des Betroffe-
nen widerspiegeln, sofern er sie zu duf3ern vermag. Das
Versaumnis der Einholung von dessen Meinung kénnte
zu Missbrauch fiihren und die Ausiibung der Rechte von
schutzbedrftigen Personen behindern. Jede MaRnahme
ohne vorherige Konsultation der betroffenen Person
erfordert daher in der Regel eine sorgféltige Uberprii-
fung der Situation.””®

77 Vergleiche mit EGMR, D.D. gegen Litauen, 14. Februar 2012,
Nr. 13469/06, Randnr. 157, wo die BeschwerdefGhrerin nur
wenige Wochen vor ihrer Unterbringung in ein psychiatrisches
Krankenhaus eingewiesen und dort untersucht worden war. Ein
medizinisches Gremium dieses Krankenhauses gelangte zu dem
Schluss, dass die Beschwerdefihrerin zu diesem Zeitpunkt unter
,anhaltender paranoider Schizophrenie” litt.

78 EGMR, GroRe Kammer, Stanev gegen Bulgarien, Nr. 36760/06,
17. Januar 2012, Randnr. 158.

79 Ibid., Randnr. 153.
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Uberpriifung der RechtméaRigkeit
der Freiheitsentziehung

EMRK
Artikel 5 - Recht auf Freiheit und Sicherheit

4. Jede Person, die festgenommen oder der
die Freiheit entzogen ist, hat das Recht zu
beantragen, dass ein Gericht innerhalb kur-
zer Frist Uber die Rechtmaél3igkeit des Frei-
heitsentzugs entscheidet und ihre Entlassung
anordnet, wenn der Freiheitsentzug nicht
rechtmaRig ist.

Der EGMR hat auch eine Auslegung einer der mafRgeb-
lichsten Garantien des Rechts auf Freiheit und Sicherheit
vorgenommen, namlich dass die RechtmaRigkeit der
Freiheitsentziehung gerichtlich Gberprifbar sein muss.
In seiner Rechtsprechung ist der EGMR néher auf die
praktischen Konsequenzen dieses Rechtes eingegangen.
In einer Reihe von Féllen betonte der Gerichtshof das
Erfordernis einer ziigigen Entscheidung tber die Recht-
maRigkeit der Unterbringung in Situationen, in denen
Menschen in psychiatrischen Einrichtungen unterge-
bracht werden, was grundsatzlich nach Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe e zuldssig ist.?° Diese Garantie kommt auch
in den Standards des Europadisches Komitees zur Verhii-
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (European Committee for the
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treat-
ment or Punishment, CPT) zum Ausdruck, die besagen:
,[Eline Person, die in eine psychiatrische Einrichtung
durch ein nichtgerichtliches Organ zwangseingewie-
sen worden ist, [muss] das Recht haben, ein Verfahren
anzustrengen, durch welches tiber die Rechtmaf3igkeit
ihrer Freiheitsentziehung unverziglich durch ein Gericht
entschieden wird.”®'

In der Rechtssache Gorshkov betonte der EGMR, dass
,eine zentrale Garantie nach Artikel 5 Absatz 4 darin
besteht, dass ein zwangsweise zur psychiatrischen
Behandlung untergebrachter Patient das Recht haben
muss, auf eigene Initiative eine gerichtliche Uberprii-
fung zu betreiben”, und dass diese Bestimmung daher
,Zunachst ein unabhangiges Rechtsinstrument erfordert,
mit dessen Hilfe die zwangseingewiesene Person vor
einem Richter erscheinen kann, der Gber die Rechtma-

80 Als weitere Beispiele siehe: EGMR, Luberti gegen Italien,
Nr. 9019/80, 23. Februar 1984; EGMR, Musial gegen Polen,
Nr. 24557/94, 25. Marz 1999; EGMR, L.R. gegen Frankreich,
Nr. 33395/96, 27. Juni 2002; EGMR, Pereira gegen Portugal,
Nr. 44872/98, 26. Februar 2002; EGMR, Kolanis gegen Vereinigtes
Kdnigreich, Nr. 517/02, 21. Juni 2005, Randnr. 82; und Pereira
gegen Portugal (Nr. 2), Nr. 15996/02, 20. Dezember 2005.

81 Europarat, CPT (2010), Randnr. 53.

[Bigkeit der fortgesetzten Freiheitsentziehung befinden
wird. Der Zugang der zwangseingewiesenen Person zu
einem Richter sollte nicht von dem guten Willen der
Behorde, welche die Unterbringung angeordnet hat,
abhéngig sein, deren Einschaltung im Ermessen des
Sanitatsdienstes oder der Verwaltung des Kranken-
hauses liegt”: 82 Selbst ein Vorgehen, das ein automati-
sches Erscheinen eines Menschen mit einer psychischen
Erkrankung vor einem Richter vorsieht, ist kein ange-
messener Ersatz fiir das Recht auf gerichtliche Uberprii-
fung auf Veranlassung der betroffenen Person.

In der Rechtssache Stanev gegen Bulgarien stellte
der Gerichtshof fest, dass nach nationalem Recht kein
Rechtsmittel zur Uberpriifung der RechtmaRigkeit der
Unterbringung von Herrn Stanev zur Verfligung stand.
Zu keinem Zeitpunkt und in keiner Weise waren Gerichte
in die Unterbringung eingebunden, und die nationalen
Rechtsvorschriften sahen keine automatische regelma-
Rige gerichtliche Uberpriifung der Unterbringung in einer
Einrichtung fir Menschen mit psychischen Gesundheits-
problemen vor. Uberdies hatte die RechtmaRigkeit der
Unterbringung aus Griinden der fehlenden Einwilligung
nur auf Initiative der Betreuerin Gberpriift werden kon-
nen. Der Gerichtshof erkannte daher auf einen Verstof3
gegen Artikel 5 Absatz 4 EMRK.®

In Ergénzung zu der Rechtsprechung des EGMR hat der
Europarat weitere relevante Standards angenommen,
die nachstehend erortert werden.

Gemeinsame SchutzmaRnahmen

Das Oviedo-Ubereinkommen (Ubereinkommen Gber
Menschenrechte und Biomedizin)?* aus dem Jahre 1997
weist in seinem Artikel 7 iber den Schutz von Menschen
mit psychischer Stérung auf die Méglichkeit der unfrei-
willigen Unterbringung hin. Detaillierte Schutzmal3nah-
men sind jedoch in einer Empfehlung des Europarats aus
dem Jahre 2004 zu finden.

Die Empfehlung Rec(2004)10 des Ministerkomitees folgt
der Auslegung von Artikel 5 der EMRK und bestatigt
die Haltung des EGMR. Sie biindelt die vom Gerichtshof
naher ausgefiihrten SchutzmaflRnahmen und Garantien,
die in Abschnitt 1.1.2 behandelt wurden, und legt dar,
welche Voraussetzungen erfiillt sein sollten, bevor eine
Entscheidung tiber eine unfreiwillige Unterbringung oder

82 EGMR, Gorshkov gegen Ukraine, Nr. 67531/96,
8. November 2005, Randnrn. 44-45.

83 EGMR, GrolRe Kammer, Stanev gegen Bulgarien, Nr. 36760/06,
17. Januar 2012, Randnr. 172 ff., siehe auch: EGMR, D.D. gegen
Litauen, Nr. 13469/06, 14. Februar 2012, Randnrn. 165-166.

84 Europarat (1997). Das Ubereinkommen zum Schutz der
Menschenrechte und der Menschenwiirde im Hinblick auf die
Anwendung von Biologie und Medizin (Ubereinkommen dber
Menschenrechte und Biomedizin) trat am 1. Dezember 1999
in Kraft. Es wurde von 16 Mitgliedstaaten der EU ratifiziert.

Die EU hat es nicht ratifiziert, obgleich Artikel 33 Absatz 1 des
Ubereinkommens die Méglichkeit eines Beitritts der EU vorsieht.



unfreiwillige Behandlung getroffen werden kann. Dabei
fordert sie gemeinsame MalRnahmen und Garantien der
Mitgliedstaaten des Europarats.

Artikel 17 Absatz 1 der Empfehlung Rec(2004)10 ver-
langt die Erftllung von finf Bedingungen, bevor eine
unfreiwillige Unterbringung einer Person erfolgen kann.

Europarat, Ministerkomitee -
Empfehlung REC(2004)10

Artikel 17 - Kriterien fir die unfreiwillige
Unterbringung

1. Eine Person darf nur dann einer unfreiwilligen
Unterbringung unterworfen werden, wenn
samtliche nachstehenden Voraussetzungen
erfillt sind:

i. die Person hat eine psychische Storung;

ii. der Zustand der Person birgt die signifikante
Gefahr eines erheblichen Schadens fir ihre
Gesundheit oder fur andere Personen;

iii. die Unterbringung umfasst einen therapeuti-
schen Zweck;

iv. es stehen keine weniger restriktiven Mit-
tel fir eine angemessene Versorgung zur
Verfligung;

v. die Meinung der betroffenen Person wurde
bericksichtigt. [...]

Diese kumulativen Kriterien sollten in normalen Ver-
fahren zur unfreiwilligen Unterbringung einer Person
zur Anwendung kommen. Nach Artikel 17 Absatz 2 der
Empfehlung Rec(2004)10 kann eine Person ausnahms-
weise gegen ihren Willen festgehalten werden, um fest-
zustellen, ob bei ihr eine psychische Stérung vorliegt.
Diese Situation erstreckt sich auf Notfélle, aber da die
Kriterien weniger streng sind als die in normalen Situa-
tionen angewandten Kriterien, sollte die Unterbringung
nur fir eine moglichst kurze Dauer erfolgen.

Internationale und europaische Standards

Eine allgemeine Schutzklausel ist auch in Artikel 24 der
Empfehlung Rec(2004)10 verankert. Er besagt, dass
die unfreiwillige Unterbringung beendet werden sollte,
wenn eines der Kriterien nicht mehr erfullt ist. Fur die
Beurteilung, ob eines oder mehrere der relevanten Kri-
terien nicht mehr erfillt sind, ist der Arzt zustandig, dem
die Betreuung der Person obliegt, sofern sich nicht ein
Gericht die Beurteilung der Gefahr eines ernsten Scha-
dens vorbehalten hat.

Des Weiteren fihrt die Empfehlung den Grundsatz des
geringstmoglichen Eingriffs (principle of least restriction)
ein.®> Aufbauend auf dem seit langer Zeit bestehenden
Rechtsgrundsatz der VerhaltnismaRigkeit besagt Arti-
kel 8 der Empfehlung Rec(2004)10, dass ,,Menschen
mit psychischen Stérungen das Recht haben sollten, in
einer so wenig restriktiven Umgebung und mit so wenig
restriktiven beziehungsweise eingreifenden Methoden
behandelt zu werden, wie dies unter Berlcksichtigung
ihrer gesundheitlichen Bedirfnisse und des gebotenen
Schutzes der Sicherheit von anderen vertretbar ist”.
Dies wird wiederholt in Artikel 10 Ziffer ii der Empfeh-
lung Rec(2004)10, der die Mitgliedstaaten auffordert,
JAlternativen zur unfreiwilligen Unterbringung und
unfreiwilligen Behandlung maglichst weithin verfigbar
zu machen”.

Wenn die grundlegenden Kriterien fir die unfreiwillige
Unterbringung erfdllt sind, werden die Verfahren im
Zusammenhang mit der Einweisungsentscheidung zur
Kernfrage. Diese Verfahrensgarantien beziehen sich
auf die Frage, wer die Entscheidung zur unfreiwilligen
Unterbringung einer Person treffen kann und welche
Fachkenntnisse dafir Voraussetzung sind.

85 Bestatigt durch den EGMR im Jahr 2012, siehe: EGMR, Grof3e
Kammer, Stanev gegen Bulgarien, Nr. 36760/06, 17. Januar 2012,
Randnrn. 157-158.
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Europarat, Ministerkomitee -
Empfehlung REC(2004)10

Artikel 20 - Verfahren fir den Erlass
von Entscheidungen iiber unfreiwillige
Unterbringung und/oder unfreiwillige
Behandlung

Entscheidung

1. Die Entscheidung, eine Person einer unfrei-
willigen Unterbringung zu unterwerfen, sollte
durch ein Gericht oder eine andere zustan-
dige Stelle erlassen werden. Das Gericht oder
die andere zustandige Stelle sollte:

i. die Meinung der betroffenen Person
berlcksichtigen;

ii. gemald gesetzlich vorgesehenen Verfahren
und basierend auf dem Grundsatz handeln,
dass die betroffene Person untersucht und
angehort werden sollte. [...]

3. Entscheidungen tber die unfreiwillige Unter-
bringung oder unfreiwillige Behandlung einer
Person sollten dokumentiert werden und die
Hochstdauer angeben, nach deren Verstrei-
chen die Entscheidungen nach geltendem
Recht formell zu Gberprifen sind. [...]

Verfahren im Vorfeld der Entscheidung

4. Eine unfreiwillige Unterbringung, oder deren
Verlangerung, sollte nur auf der Grundlage
einer Untersuchung durch einen Arzt, der
Uber die erforderliche Kompetenz und Erfah-
rung verfiigt, sowie in Ubereinstimmung mit
fundierten und bewdhrten fachlichen Stan-
dards erfolgen.

5. Der Arzt oder die zustandige Stelle sollte die
der betroffenen Person nahestehenden Men-
schen befragen, es sei denn, die betroffene
Person erhebt dagegen Einwande, dies ist
nicht praktikabel oder aus anderen Griinden
nicht zweckdienlich.

6. Ein eventueller Vertreter der Person sollte in
Kenntnis gesetzt und konsultiert werden.

Artikel 25 der Empfehlung Rec(2004)10 befasst sich
detailliert mit dem Recht auf Uberpriifung der Frei-
heitsentziehung. Er fordert die Mitgliedstaaten des
Europarats auf, dafiir Sorge zu tragen, dass einer unfrei-
willigen Unterbringung oder unfreiwilligen Behandlung
unterworfene Personen folgende Méglichkeiten haben:
gegen eine Entscheidung Rechtsmittel einzulegen, die
RechtmaRigkeit der MalRnahme beziehungsweise den

Fortbestand ihrer Anwendung durch ein Gericht in
angemessenen Zeitabstdanden tberpriifen zu lassen -
unabhdngig davon, ob die betroffene Person, ihr per-
sonlicher Rechtsanwalt oder ihr Vertreter eine solche
Uberpriifung beantragt - und bei solchen Uberpriifungs-
oder Rechtsmittelverfahren personlich oder Gber einen
personlichen Rechtsanwalt oder Vertreter angehort zu
werden. Uberdies sollte die Entscheidung unverziglich
getroffen werden, und es ist ein Rechtsmittelverfahren
gegen die Entscheidung des Gerichts vorzusehen.

Im Juni 2011 erklarte sich der Lenkungsausschuss fir
Bioethik (Steering Committee on Bioethics, CDBI) des
Europarats bereit, die Arbeit an einem Zusatzprotokoll
zum Oviedo-Ubereinkommen aufzunehmen. Das Pro-
tokoll wird sich schwerpunktmaRig mit dem Schutz der
Menschenrechte und der Wiirde von Personen mit psy-
chischer Stérung, insbesondere im Zusammenhang mit
unfreiwilliger Behandlung und Unterbringung, befassen.
Die Vorbereitungsarbeiten sind fir 2013 vorgesehen.®

Damit die Freiheitsentziehung einer Person mit einem
psychischen Gesundheitsproblem gerechtfertigt ist, soll-
ten gemald den Standards des Europarats zusammenfas-
send die folgenden Bedingungen erfllt sein:

e Die Unterbringungsentscheidung sollte von einer
Behorde erlassen werden, die von Rechts wegen
befugt ist, eine Person in ein psychiatrisches Kran-
kenhaus oder eine andere Einrichtung einzuweisen,
und, sofern keine Dringlichkeit gegeben ist, muss
die Entscheidung auf einem eindeutig nachgewie-
senen psychischen Gesundheitsproblem basieren.
Es reicht nicht aus, dass bei der Behérde ein Antrag
auf Unterbringung einer unter einem psychischen
Gesundheitsproblem leidenden Person gestellt wird.
Vielmehr muss gepriift werden, ob es bezogen
auf die Gesundheit der betreffenden Person oder
bezogen auf die Rechte oder Interessen anderer
zwingende Grinde gibt, die eine Unterbringung
rechtfertigen.

e Das zu der Unterbringungsentscheidung fihrende
Verfahren sollte gewahrleisten, dass die betroffene
Person die Gelegenheit zur Anhorung erhalt, gege-
benenfalls durch einen Vertreter.

e Die Freiheitsentziehung sollte nicht Ianger andauern,
als es der psychische Gesundheitszustand der Per-
son, die der Unterbringungsmaf3nahme unterworfen
wird, rechtfertigt.

86 Europarat, Ministerkomitee (2011). Der Lenkungsausschuss
fur Menschenrechte (CDDH) und das Europdische Komitee
zur Verhiitung von Folter unterstitzen diese Idee eines
Zusatzprotokolls zum Oviedo-Ubereinkommen.



e  Der Verlauf der MaRnahme sollte ihrem therapeuti-
schen Zweck entsprechen. Schlief3lich sollte jeder-
zeit die Mdglichkeit einer gerichtlichen Uberpriifung
gegeben sein, um die fortgesetzte RechtmaRigkeit
der Freiheitsentziehung zu beurteilen.

AbschlieRend ist festzuhalten, dass im CDBI die Frage der
Vereinbarkeit der Rechte gemal3 der BRK mit den oben
genannten Kriterien erértert wurde. Im November 2011
nahm der CDBI eine Vereinbarkeitserklarung an.

Erkldrung zu dem Ubereinkommen
iber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen der Vereinten
Nationen, angenommen vom
Lenkungsausschuss Bioethik

des Europarats (CDBI) auf seiner
41. Tagung (2.-4. November 2011)

1. Der CDBI hat sich mit dem Ubereinkommen
Uber die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen der Vereinten Nationen befasst. Er
hat insbesondere untersucht, ob die Artikel
14, 15 und 17 mit der durch andere natio-
nale und internationale Texte vorgesehenen
Méglichkeit vereinbar sind, eine Person mit
einer schweren psychischen Stérung unter
bestimmten Bedingungen einer unfreiwil-
ligen Unterbringung oder unfreiwilligen
Behandlung zu unterwerfen. [...]

2. Als Ergebnis der Erérterung gelangte der Aus-
schuss zu dem Schluss, dass das Vorliegen
einer Behinderung an sich eine Freiheitsent-
ziehung oder eine unfreiwillige Behandlung
nicht rechtfertigen darf. Eine unfreiwillige
Behandlung oder Unterbringung kann in Ver-
bindung mit einer schweren psychischen St6-
rung nur dann gerechtfertigt sein, wenn das
Ausbleiben einer Behandlung oder Unterbrin-
gung aller Voraussicht nach zu erheblichem
Schaden fir die Gesundheit der Person oder
fur Dritte fihren wird.

Zudem dirfen diese Malinahmen nur vorbe-
haltlich gesetzlich vorgeschriebener Schutz-
malnahmen, die Uberwachungs-, Kontroll- und
Beschwerdeverfahren beinhalten, getroffen
werden.#

Da eine ausformulierte verbindliche Auslegung der
Bedeutung der Garantien zum Recht auf Freiheit im Text
der BRK durch den Ausschuss fir die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen fehlt, kann keine endgdltige
Auslegung des Schutzbereichs der BRK gegeben wer-
den. Obgleich manche Stimmen eine Uberpriifung &lte-
rer Standards auf der Grundlage der Garantien der BRK
fordern, haben die Mitgliedstaaten auf der Ebene des

87 Europarat, Ministerkomitee (2012).

Internationale und europaische Standards

Europarats jingst bestatigt, dass die Standards des Euro-
parats mit den Normen der BRK voll und ganz vereinbar
sind. Es ist nicht Ziel des vorliegenden Berichts, tiber eine
solche Frage zu entscheiden. Es reicht aus, zur Kenntnis
zu nehmen, dass die Gewdhrleistung der Vereinbarkeit
kinftig eine Herausforderung darstellen kénnte.

1.2. Unfreiwillige Behandlung

Unfreiwillige Behandlung kann in direkten Zusammen-
hang mit unfreiwilliger Unterbringung gebracht werden.
Artikel 17 der Empfehlung Rec(2004)10 stellt beispiels-
weise eine Verbindung zwischen Zwangseinweisung
und ihrem ,therapeutischen Zweck” her. Dieser ,thera-
peutische Zweck” ist eine der Grundvoraussetzungen,
die von Rechts wegen erfillt sein missen, damit die
Zwangseinweisung gerechtfertigt ist. In seiner Ausle-
gung von Artikel 5 der EMRK erkennt der Europaische
Gerichtshof fir Menschenrechte an, dass eine Unterbrin-
gung auch dann erfolgen kann, wenn eine medizinische
Behandlung nicht notwendig ist.?® Der entscheidende
Faktor, der den ,unfreiwilligen” Aspekt der Behandlung
markiert, bezieht sich auf die Einwilligung der Person in
eine spezifische Behandlung.

Der Begriff der freien Einwilligung nach vorheriger Auf-
klarung steht auch im Mittelpunkt rechtlicher Entwick-
lungen auf der Ebene der Vereinten Nationen (UN) und
stellt auf europaischer Ebene ein wichtiges Kriterium dar.
Die Voraussetzung der Einwilligung in eine medizinische
Behandlung wurde in Artikel 3 - das Recht auf Unver-
sehrtheit - der Charta der Grundrechte der Européischen
Union aufgenommen.?®

Verfahrensgarantien, die sowohl fir die unfreiwillige
Unterbringung als auch fir die unfreiwillige Behand-
lung gelten, werden in der folgenden Er6rterung nicht
wiederholt. Vielmehr wird sich der Abschnitt auf die
wichtigsten Grundrechte in diesem Zusammenhang
konzentrieren. Diese sind die Freiheit von Folter, der
Schutz der Wiirde des Menschen und das Recht auf
Privatsphare. Mehrere wichtige Aspekte des Rechtes
auf Privatsphdre, beispielsweise der Zugang zu und die
Vertraulichkeit von medizinischen Daten, werden hier
nicht behandelt. Im Mittelpunkt dieses Abschnitts stehen
stattdessen die wichtigsten Aspekte der unfreiwilligen

88 Siehe beispielsweise: EGMR, Hutchison Reid gegen Vereinigtes
Kénigreich, Nr. 50272/99, 20. Februar 2003, Randnr. 52.

89 Artikel 3 Absatz 2 der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union besagt: ,Im Rahmen der Medizin und der Biologie muss
insbesondere Folgendes beachtet werden: die freie Einwilligung
der betroffenen Person nach vorheriger Aufklarung entsprechend
den gesetzlich festgelegten Modalitaten”. Die Erlduterungen zur
Charta der Grundrechte des Prasidiums des Konvents, der die
Charta ausgearbeitet hat, besagen, dass diese Grundsatze bereits
im Oviedo-Ubereinkommen enthalten sind und dass , die Charta
[...] von diesen Bestimmungen nicht abweichen” will. Siehe
Européische Union, Présidium des Konvents (2007).
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Behandlung, wobei zunachst die UN-Standards dargelegt
werden, im Anschluss jene des Europarats.

1.2.1. Standards der Vereinten Nationen

Der folgende Abschnitt behandelt die fiir Entscheidungen
Gber medizinische Behandlungen relevanten Entwick-
lungen im Bereich der UN-Menschenrechtsstandards.
Fir ein besseres Verstandnis der rechtlichen Entwick-
lung, die durch die BRK verkorpert wird, werden kurz
frihere Instrumente erwahnt.

Artikel 7 des Internationalen Pakts Gber birgerliche
und politische Rechte (ICCPR) verankert das Verbot der
Folter. Der zweite Satz des Artikels besagt, dass ,nie-
mand ohne seine freiwillige Zustimmung medizinischen
oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen wer-
den [darf]”. Dieser Artikel ist von Bedeutung, da er den
Begriff der Zustimmung einfihrt. Sein Geltungsbereich
beschrankt sich jedoch auf Versuche und ein Verbot
medizinischer Versuche ist enger gefasst als ein Verbot
medizinischer Behandlung.®® Der Wortlaut von Artikel 7
ICCPR wurde direkt in Artikel 15 BRK aufgenommen.

BRK

Artikel 15 - Freiheit von Folter oder grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe

1. Niemand darf der Folter oder grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe unterworfen wer-
den. Insbesondere darf niemand ohne seine
freiwillige Zustimmung medizinischen oder
wissenschaftlichen Versuchen unterworfen
werden. [...]

Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe verankerte Definition des Begriffs Folter ab.*? In
diesem Kontext muss Artikel 15 in Verbindung mit den
Artikeln 17 und 25 der BRK gelesen werden.

BRK

Artikel 17 - Schutz der Unversehrtheit der
Person

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichbe-
rechtigt mit anderen das Recht auf Achtung sei-
ner kérperlichen und seelischen Unversehrtheit.

Uberdies fordert der CRPD die Vertragsstaaten auf, ,(iber
die Maldnahmen [zu berichten], die getroffen wurden,
um Menschen mit Behinderungen wirksam vor medizi-
nischen oder wissenschaftlichen Versuchen zu schiitzen,
zu denen sie nicht nach vorheriger Aufklarung ihre freie
Einwilligung gegeben haben, einschliel3lich Menschen
mit Behinderungen, die bei der Ausiibung ihrer Rechts-
und Handlungsfahigkeit Unterstiitzung benotigen”.”
Wahrend der Verhandlungen des CRPD wurde eine
Bezugnahme auf Zwangseingriffe oder Zwangsein-
weisung aus dem Entwurf von Artikel 15 gestrichen, da
manche Staaten der Auffassung waren, dass diese nach
nationalem Recht zuldssig sind.? Die Verhandlungsfiih-
rer lehnten eine detailliertere Bestimmung in Anbetracht
des potenziellen Risikos eines Konflikts mit der im UN-

90 Joseph, S., Schultz, ). und Castan, M. (2004), S. 254; siehe auch:
UN, Sonderberichterstatter fur Folter (2008), Randnr. 58.

91 UN, CRPD (2009).

92 Trémel, S. (2009), S. 130.

Eines der Ziele von Artikel 17 der BRK bestand, den
Verfassern zufolge, darin, die Frage der unfreiwilligen
Behandlung anzugehen. Der Entwurf von Artikel 17 sollte
eine solche Behandlung verbieten.** Die Verfasser ver-
standigten sich letztendlich auf eine kurze Formulierung,
die ,eine unfreiwillige Behandlung weder explizit gestat-
tet noch untersagt”.®> Dennoch fordert der CRPD die Ver-
tragsstaaten auf, iber ,die MalRnahmen [zu berichten],
die getroffen wurden, um Menschen mit Behinderungen
vor medizinischer (oder sonstiger) Behandlung zu schiit-
zen, zu der sie nicht nach vorheriger Aufklarung ihre
freie Einwilligung gegeben haben”. In seinen Schluss-
betrachtungen zu Tunesien duRerte der CRPD gewisse
Bedenken ,hinsichtlich der Unklarheit in Bezug auf den
Geltungsbereich von Rechtsvorschriften zum Schutz
von Menschen mit Behinderungen vor Behandlungen,
zu denen sie nicht nach vorheriger Aufklarung ihre freie
Einwilligung gegeben haben, einschlief3lich Zwangsbe-
handlung im Bereich der psychiatrischen Versorgung”.
Er empfahl ferner, dass Tunesien ,die Abschaffung von
Operationen und Behandlungen, zu denen der Patient
nicht nach vorheriger Aufklarung seine umfassende Ein-
willigung gegeben hat, gesetzlich verankert”.*’

93 Schulze, M. (2010), S. 9.

94 Trémel, S. (2009), S. 131; Schulze, M. (2010), S. 109;
Bartlett, P. (2012a).

95 Kampf, A. (2010), S. 130.

96 UN, CRPD (2009).

97 UN, CRPD (2011a), Randnrn. 28 und 29.



Dieser Ansatz scheint jedoch fiir manche Vertragsstaaten
eine ernst zu nehmende Herausforderung darzustellen.
Australien gab bei der Ratifizierung des Ubereinkom-
mens die nachstehende formale Erklarung ab:

LAustralien anerkennt, dass jeder Mensch mit
Behinderungen gleichberechtigt mit anderen

das Recht auf Achtung seiner kérperlichen und
seelischen Unversehrtheit hat. Australien erklart
ferner, dass nach seiner Auffassung die zwangsweise
Unterstitzung oder Behandlung von Personen, auch
Malsnahmen fiir die Behandlung einer geistigen
Behinderung, nach dem Ubereinkommen gestattet
sind, wenn ihre Notwendigkeit gegeben ist, alle
anderen Méglichkeiten ausgeschépft sind und sie
Sicherungen unterliegen.”¢

Hinsichtlich der Einwilligung zur Behandlung ist Artikel 17
der BRK wiederum eng verkniipft mit Artikel 25 der BRK.

BRK
Artikel 25 - Gesundheit

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von
Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare
Hochstmal? an Gesundheit ohne Diskriminierung
aufgrund von Behinderung. Die Vertragsstaaten
treffen alle geeigneten MaRnahmen, um zu
gewadhrleisten, dass Menschen mit Behinderun-
gen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesund-
heitsdiensten, einschlieBlich gesundheitlicher
Rehabilitation, haben. Insbesondere [...]

d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehérigen
der Gesundheitsberufe die Verpflichtung auf,
Menschen mit Behinderungen eine Versor-
gung von gleicher Qualitat wie anderen Men-
schen angedeihen zu lassen, namentlich auf
der Grundlage der freien Einwilligung nach
vorheriger Aufkldrung, indem sie unter ande-
rem durch Schulungen und den Erlass ethi-
scher Normen fir die staatliche und private
Gesundheitsversorgung das Bewusstsein fir
die Menschenrechte, die Wiirde, die Autono-
mie und die Bedirfnisse von Menschen mit
Behinderungen scharfen;

98 Siehe United Nations Enable, Declarations and Reservations,
abrufbar unter: www.un.org/disabilities/default.asp?id=475.

Internationale und europaische Standards

Artikel 25 Buchstabe d der BRK fiihrt die Kernprinzipien
Menschenrechte, Wirde und Autonomie zusammen und
verknipft sie zu dem Begriff der freien Einwilligung nach
vorheriger Aufklérung.

Die Einwilligung in die Behandlung wurde im Rahmen der
Vereinten Nationen auch in anderen Foren behandelt. In
seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 14 zu Artikel 12 des
Internationalen Paktes tber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (International Covenant on Economic,
Social and Cultural Rights, ICESCR) bestatigte der Aus-
schuss fur wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte,
dass Staaten davon absehen sollten, ,zur Behandlung
psychisch Kranker medizinische Zwangsbehandlungen
anzuwenden, auler in Ausnahmefallen. [...] Solche Aus-
nahmefalle sollten spezifischen und restriktiven Bedin-
gungen unterliegen und der guten fachlichen Praxis
sowie geltenden internationalen Standards, darunter
den Grundsétzen fir den Schutz von psychisch Kranken,
entsprechen.”®®

Die Grundsétze fir den Schutz von psychisch Kranken
enthalten Leitlinien zu dem Begriff der Einwilligung.
Grundsatz 11 Absatz 2 besagt insbesondere:

,Eine Einwilligung in Kenntnis der Sachlage bezeichnet

eine Einwilligung, die frei und nicht aufgrund von
Drohungen oder ungebihrlicher Uberredung erteilt
wird, nachdem der Patient in angemessener und
verstandlicher Weise und einer ihm verstdndlichen
Form und Sprache belehrt worden ist Gber

a) die Diagnose; b) den Zweck, die Methode, die
voraussichtliche Dauer und den zu erwartenden
Nutzen der vorgeschlagenen Behandlung; c) andere
Behandlungsweisen, so auch weniger eingreifende
Behandlungsweisen; d) mégliche Schmerzen oder
Beschwerden, Risiken und Nebenwirkungen aufgrund
der vorgeschlagenen Behandlung.”

Wie weiter oben dargelegt, sind diese Grundsatze jedoch
Gegenstand von Kritik. Dem UN-Sonderberichterstatter
fur Folter zufolge entkraftet die BRK altere Normen (ins-
besondere die Grundsatze fir den Schutz von psychisch
Kranken), die eine unfreiwillige Behandlung in bestimm-
ten Fallen gestatten.™®

99 UN, ICESCR (2000), Randnr. 34.

100 UN, Sonderberichterstatter fir Folter (2008), Randnr. 44.
Eine dhnliche Aussage wurde in dem Bericht des
UN-Sonderberichterstatters Uber das Recht eines jeden auf das
fur ihn erreichbare Hochstmald an korperlicher und geistiger
Gesundheit getroffen; siehe UN, Berichterstatter fir Gesundheit
(2005), Randnr. 24.
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Der Sonderberichterstatter fir Folter beschaftigte sich
mit mehreren Formen medizinischer Interventionen.
Beziiglich der Elektrokrampftherapie (EKT) verweist er
auf die Standards des Europaisches Komitees zur Verhii-
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (CPT-Standards) (siehe ,Stan-
dards des Europadischen Komitees zur Verhitung von
Folter” in Abschnitt 1.2.2.) und gelangt zu dem Schluss,
dass ,eine unmodifizierte EKT grof3e Schmerzen und
Leiden verursachen und haufig medizinische Folgewir-
kungen haben kann, darunter Knochen- und Wirbelbrii-
che, Banderrisse, kognitive Defizite und moglicherweise
Gedachtnisverlust. Diese Methode kann nicht als zul&s-
sige medizinische Praxis angesehen werden und kann
Folter oder Misshandlung darstellen. Bei der modifizier-
ten Form der EKT [z. B. mit Narkose, Muskelrelaxation
oder Sauerstoffbeatmung] ist die freie Einwilligung nach
vorheriger Aufklarung der betroffenen Person unab-
dingbar, namentlich eine Aufklarung tGber die Neben-
wirkungen und moglichen Risiken, wie zum Beispiel
Herzprobleme, Verwirrung, Gedachtnisverlust oder
sogar Tod.”"' Der Ausschuss gegen Folter (Committee
Against Torture, CAT) der Vereinten Nationen stimmte
mit dieser Auffassung tiberein. In seinen Schlussbetrach-
tungen in Bezug auf Finnland aus dem Jahr 2011 empfahl
er, dass jede Anwendung der EKT auf freier Einwilligung
nach vorheriger Aufklérung basieren misse.’?

Der Sonderberichterstatter fur Folter fihrt eine Reihe
von Argumenten an, die fir diese Debatte relevant sind.
Er argumentiert, dass der Missbrauch psychiatrischer
Behandlungen ,groRerer Aufmerksamkeit bedarf”,1%
eine Auffassung, die durch seine Feststellung gerecht-
fertigt wird, dass es ,[iJnnerhalb von Institutionen sowie
bei der ambulanten Zwangsbehandlung [...] vorkom-
men [kann], dass Menschen mit psychischen Behinde-
rungen Psychopharmaka, einschlieBlich Neuroleptika
und anderer bewusstseinsverandernder Medikamente,
ohne ihre freie Einwilligung nach vorheriger Aufklarung,
gegen ihren Willen, unter Zwang oder als Form der Strafe
verabreicht werden”."* Zudem bringt der Sonderbe-
richterstatter Nebenwirkungen der Verabreichung von
Medikamenten ausdricklich mit Folter in Verbindung.
Er erldutert, dass Psychopharmaka als Nebenwirkun-
gen ,Zittern, Schittelfrost und Krampfe verursachen und
bei der betroffenen Person Apathie und Abstumpfung
hervorrufen”.% Er stellt fest, dass die zwangsweise
Verabreichung von Psychopharmaka als eine Form von
Folter anerkannt wurde,™ und macht deutlich, dass

101 UN, Sonderberichterstatter fur Folter (2008), Randnr. 61.
102 UN, Ausschuss gegen Folter (2011), Randnr. 11.

103 UN, Sonderberichterstatter fir Folter (2008), Randnr. 62.
104 Ibid., Randnr. 63.

105 Ibid.

106 UN, Sonderberichterstatter fur Folter (1986), Randnr. 119.

»die zwangsweise und ohne Einwilligung durchgefihrte
Verabreichung von Psychopharmaka, insbesondere von
Neuroleptika, zur Behandlung psychischer Erkrankungen
streng geprift werden muss. Je nach den Umstanden
des Einzelfalls konnen das zugefiigte Leid und die Aus-
wirkungen auf die Gesundheit der betroffenen Person
eine Form der Folter oder Misshandlung darstellen.”"

Dieser Abschnitt zeigt, dass die Auswirkungen der BRK
nicht unterschatzt werden dirfen. Bis der CRPD eine
kombinierte Auslegung der Artikel 15, 17 und 25 speziell
fur die Anwendung auf die unfreiwillige Behandlung aus-
arbeitet, wird es schwierig sein, den genauen Umfang
der von den Vertragsstaaten durchzufihrenden Refor-
men abzuschatzen. Der ndchste Abschnitt befasst sich
mit den vom Europarat erarbeiteten Standards.

1.2.2. Standards des Europarats

Auf der Ebene des Europarats betrifft die unfreiwillige
Behandlung zwei zentrale Grundrechte: das Recht auf
Freiheit von grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung und das Recht auf Achtung des
Privatlebens. Bevor die im Oviedo-Ubereinkommen
und in den einschldgigen Empfehlungen des Europarats
vorgesehenen Schutzmalnahmen und Garantien eror-
tert werden, wird naher auf diese beiden Grundrechte
eingegangen.

EMRK
Artikel 3 - Verbot der Folter

Niemand darf der Folter oder unmenschlicher
oder erniedrigender Strafe oder Behandlung
unterworfen werden.

In Artikel 3 der EMRK ist ein Verbot der Folter und anderer
Formen der Misshandlung verankert. Es gibt jedoch relativ
wenig auf Artikel 3 basierende Rechtsprechung zur unfrei-
willigen Behandlung. Der Prazedenzfall im Zusammen-
hang mit psychiatrischer Behandlungist die Rechtssache
Herczegfalvy gegen Osterreich aus dem Jahr 1992. Der
Beschwerdefiihrer war unter Betreuung gestellt worden,
und der Betreuer hatte in eine Behandlung eingewilligt,
gegen die der Beschwerdefihrer anging. Er war zwangs-
erndhrt und zwangsweise mit Neuroleptika behandelt,
isoliert und an ein Sicherheitsbett gefesselt worden. In

107 UN, Sonderberichterstatter fur Folter (2008), Randnr. 63.



diesem wegweisenden Fall legte der Gerichtshof einige
Grundsétze nieder, die fir seine spatere Rechtsprechung
richtungweisend waren:

,Der Gerichtshof ist der Auffassung, dass die fir
Patienten in psychiatrischen Anstalten typische
Unterlegenheit und Machtlosigkeit erh6hte

Sorgfalt bei der Uberpriifung einer behaupteten
Konventionsverletzung erforderlich macht. Auch
wenn die zustdndigen Gesundheitsbehérden

auf der Grundlage der anerkannten Regeln der
Heilkunde dartiber zu entscheiden haben, welche
therapeutischen Mittel und Methoden, gegebenenfalls
mit Gewaltanwendung, angewandt werden sollen,
um die physische und psychische Gesundheit von
Patienten zu schiitzen, die absolut nicht fir sich
selbst entscheiden kénnen und fir die sie somit die
Verantwortung tragen, bleiben solche Patienten
nichtsdestoweniger durch Artikel 3 geschitzt, dessen
Anforderungen keine Ausnahmen zulassen.

Die bewdhrten Grundsétze der Medizin sind
zugegebenermalSen in solchen Féllen prinzipiell
entscheidend; grundsétzlich kann eine therapeutisch
notwendige MalRnahme nicht als unmenschlich oder
erniedrigend angesehen werden. Der Gerichtshof
muss sich nichtsdestoweniger davon Gberzeugen,
dass die medizinische Notwendigkeit iberzeugend
nachgewiesen wurde.”°8

Der Gerichtshof hat bisher in keiner Rechtssache, die
sich auf eine psychiatrische Behandlung bezog, einen
Verstold gegen Artikel 3 festgestellt.”” Dazu missten
verschiedene Kriterien erfillt sein, darunter nicht zuletzt
ein Mindest-Schweregrad, damit eine Misshandlung eine
erniedrigende oder unmenschliche Behandlung darstellt.
Der Gerichtshof hat eine Behandlung fir ,erniedrigend”
befunden, wenn sie in den Opfern Furcht-, Angst- und
Minderwertigkeitsgefiihle auslost, durch die sie ernied-
rigt und entwirdigt werden. Der Gerichtshof hat eine
Behandlung fir ,unmenschlich” befunden, wenn sie
unter anderem vorsatzlich erfolgt, jeweils stundenlang
angewandt wird und entweder tatsachliche korperliche
Verletzungen oder intensives physisches oder psychi-
sches Leid verursacht. Daruber hinaus hat , der Gerichts-
hof regelmal(3ig betont, dass das betreffende Leid und
die betreffende Erniedrigung in jedem Fall Gber das
unvermeidliche Element von Leid oder Erniedrigung, das
mit einer bestimmten Form einer legitimen Behandlung
oder Strafe verbunden ist, hinausgehen”." Es ist noch
zu klaren, welches diese unvermeidlichen Elemente im
Kontext der unfreiwilligen Behandlung waren.

108 EGMR, Herczegfalvy gegen Osterreich, Nr. 10533/83,
24. September 1992, Randnr. 82.

109 Siehe beispielsweise eine jingst erfolgte Anwendung der
standigen Rechtsprechung: EGMR, D.D. gegen Litauen,
Nr. 13469/06, 14. Februar 2012, Randnrn. 174-175. Siehe auch
Barlett, P. (2012a).

110 EGMR, Kudla gegen Polen, Nr. 30210/96, 26. Oktober 2000,
Randnr. 92.

Internationale und europaische Standards

In weniger extremen Fallen wird die Anordnung einer
medizinischen Zwangsuntersuchung nach Artikel 8
EMRK, der das Recht auf Achtung des Privatlebens
garantiert, geprift. Der Gerichtshof entschied, dass ,der
Korper eines Menschen den intimsten Aspekt des Privat-
lebens betrifft. Somit stellt eine erzwungene medizini-
sche Intervention, auch wenn sie geringfigig ist, einen
Eingriff in dieses Recht dar.”™ Eine Intervention stellt nur
dann eine Verletzung von Artikel 8 dar, wenn die Anfor-
derungen von Artikel 8 Absatz 2 EMRK nicht erfillt sind.
Dazu gehort, dass nachgewiesen werden muss, dass
die Maldnahme nicht dem nationalen Recht entsprach,
in einer demokratischen Gesellschaft nicht notwendig
war, unter anderem zum Schutz der Gesundheit oder
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. Nach
dieser Bestimmung ist eine erzwungene medizinische
Behandlung nur dann zuldssig, wenn sie fir die Errei-
chung eines legitimen Ziels erforderlich ist, typischer-
weise fir den Schutz der Rechte von anderen oder den
Schutz der betroffenen Person und ihrer Gesundheit.™?
In der Rechtssache Matter gegen Slowakei wurde die
erzwungene medizinische Untersuchung des Beschwer-
deflhrers in einem psychiatrischen Krankenhaus fir
gerechtfertigt und nicht unverhaltnismaRig befunden.™
In der Rechtssache Storck gegen Deutschland erkannte
der Gerichtshof auf eine Verletzung von Artikel 8, da die
unfreiwillige medizinische Behandlung unter Umsténden
angeordnet wurde, in denen die betroffene Person will-
kirlich und gegen ihren Willen festgehalten wurde."™ In
dhnlicher Weise erkannte der Gerichtshof in der Rechts-
sache Shopov gegen Bulgarien auf eine Verletzung von
Artikel 8, da die Herrn Shopov auferlegte Zwangsbe-
handlung nicht regelméaRig gerichtlich Gberprift wurde,
was dem nationalen Recht widersprach.™ In der Rechts-
sache Fyodorov und Fyodorova gegen Ukraine erkannte
der Gerichtshof auf eine Verletzung von Artikel 8, weil
der erste Beschwerdefiihrer gegen seinen Willen einer
rechtswidrigen psychiatrischen Untersuchung unterzo-
gen und bei ihm eine chronische wahnhafte Stérung
diagnostiziert wurde."®

Andere Standards des Europarats, namentlich das
Oviedo-Ubereinkommen, die Empfehlungen des Euro-
parats und die CPT-Standards, bericksichtigen diese
Entwicklungen beim EGMR.

111 EGMR, Y. F. gegen Turkei, Nr. 24209/94, 22. Juli 2003, Randnr. 33.
112 Siehe beispielsweise EGMR (Entsch.), Schneiter gegen Schweiz,
Nr. 63062/00, 31. Marz 2005.
113 EGMR, Matter gegen Slowakei, Nr. 31534/96, 5. Juli 1999,
Randnrn. 71-72.
114 EGMR, Storck gegen Deutschland, Nr. 61603/00, 16. Juni 2005.
15 EGMR, Shopov gegen Bulgarien, Nr. 11373/04, 2. September 2010.
116 EGMR, Fyodorov und Fyodorova gegen Ukraine, Nr. 39229/03,
7. )uli 2011
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Im Oviedo-Ubereinkommen von 1997 wird der Grund-
satz der freien Einwilligung in eine medizinische Behand-
lung nach vorheriger Aufklarung eindeutig formuliert."”

Europarat - Ubereinkommen
iber Menschenrechte und Biomedizin
(Oviedo-Ubereinkommen)

Artikel 5 - Allgemeine Regel

Eine Intervention im Gesundheitsbereich darf erst
dann erfolgen, nachdem die betroffene Person
Uber sie aufgeklart worden ist und frei einge-
willigt hat.

Die betroffene Person ist zuvor angemessen Gber
Zweck und Art der Intervention sowie tiber deren
Folgen und Risiken aufzuklaren.

Die betroffene Person kann ihre Einwilligung
jederzeit frei widerrufen.

Artikel 5 zeigt das ,Selbstbestimmungsrecht des Pati-
enten in seinem Verhaltnis zu den Angehorigen der
Heilberufe auf; daraus ergibt sich, dass paternalisti-
schen Losungsansatzen, die sich Gber die Wiinsche des
Patienten hinwegsetzen kénnten, eine Absage erteilt
wird.”18 Artikel 6 des Oviedo-Ubereinkommens soll
einwilligungsunfdhige Personen schitzen. Artikel 6
Absatz 3 besagt: ,Ist eine volljshrige Person aufgrund
einer geistigen Behinderung, einer Krankheit oder aus
dhnlichen Griinden von Rechts wegen nicht fhig, in eine
Intervention einzuwilligen, so darf diese nur mit Einwil-
ligung ihres gesetzlichen Vertreters oder einer von der
Rechtsordnung dafiir vorgesehenen Behérde, Person
oder Stelle erfolgen. Die betroffene Person ist soweit wie
moglich in das Einwilligungsverfahren einzubeziehen.”
Um sicherzustellen, dass betroffene Personen in sinn-
voller Weise in den Entscheidungsprozess einbezogen
werden, ,mussen [sie] daher (iber die Bedeutung und
die Umstande der Intervention aufgeklart werden und
danach muss ihre Stellungnahme eingeholt werden.”"®

117 Europarat (1997).
118 Europarat (1996), Randnr. 34.
19 Ibid., Randnr. 46.

Empfehlung Rec(2004)10 wiederholt diese Anforderun-
gen im Wesentlichen.

Europarat, Ministerkomitee -
Empfehlung REC(2004)10

Artikel 12 - Allgemeine Grundsatze der
Behandlung einer psychischen Stérung

2. [...] einer Person mit einer psychischen St6-
rung darf, sofern sie einwilligungsfahig ist,
eine Behandlung nur mit ihrer Einwilligung
zuteilwerden, oder, wenn die Person einwil-
ligungsunfahig ist, mit Genehmigung eines
Vertreters, einer Behorde beziehungsweise
einer vom Gesetz vorgesehenen Person
oder Stelle.

Das erlduternde Memorandum zu Empfehlung
Rec(2004)10 unterstreicht, dass ein Gericht anzurufen
ist, wenn beziglich einer spezifischen Behandlung die
Ansichten eines Vertreters und des Arztes divergieren.™
Uberdies ist in Féllen, in denen eine Behandlungsent-
scheidung zu einem Zeitpunkt getroffen wird, zu dem
die betroffene Person rechtlich nicht einwilligungsfahig
ist, sobald sich die rechtliche Situation dndert, die Ein-
willigung der Person einzuholen, bevor die Behandlung
fortgefiihrt wird.™

Europarat - Ubereinkommen
iber Menschenrechte und Biomedizin
(Oviedo-Ubereinkommen)

Artikel 7 - Schutz von Personen mit
psychischer Stérung

Bei einer Person, die an einer schweren psychi-
schen Stérung leidet, darf eine Intervention zur
Behandlung der psychischen Stérung nur dann
ohne ihre Einwilligung erfolgen, wenn ihr ohne
die Behandlung ein ernster gesundheitlicher
Schaden droht und die Rechtsordnung Schutz
gewahrleistet, der auch Aufsichts-, Kontroll- und
Rechtsmittelverfahren umfasst.

120 Diese Frage wurde durch den EGMR entschieden; siehe EGMR,
Glass gegen Vereinigtes Konigreich, Nr. 61827/00, 9. Mdrz 2004.
121 Europarat, Ministerkomitee (2004a).



Artikel 7 stellt eine Ausnahme zu der in Artikel 5 des
Oviedo-Ubereinkommens verankerten allgemeinen
Regel der Einwilligung dar. Drei Bedingungen missen
erfillt sein: Die Person muss an einer schweren psy-
chischen Stoérung leiden; die Behandlung muss das Ziel
verfolgen, die psychische Stérung zu bessern; und ohne
die Behandlung der psychischen Stérung droht ihr ein
ernster gesundheitlicher Schaden. Eine Behandlung kann
ohne die Einwilligung der Person erfolgen, wenn der
nationale Rechtsrahmen, der zu beachten ist, eine sol-
che Intervention ermoglicht und wenn der Person ohne
die Intervention ein ernster gesundheitlicher Schaden
droht. Wird dieser Artikel in Verbindung mit Artikel 26
des Oviedo-Ubereinkommens gelesen, der bestimmte
Umstande darlegt, unter denen die Ausiibung der in dem
Ubereinkommen enthaltenen Rechte Einschrankungen
unterliegen kann, kénnte eine Intervention auch dann
erfolgen, wenn ohne die Intervention ein Schaden fir die
Gesundheit und Sicherheit anderer droht. Der Verweis
auf die nationale Rechtsordnung in Artikel 7 des Oviedo-
Ubereinkommens ldsst darauf schliel3en, dass alle ver-
fahrensrechtlichen Voraussetzungen erfillt sein missen.

An dieser Stelle sollte eine weitere Empfehlung des
Europarats Erwahnung finden. Empfehlung R(99)4 des
Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten tber die Grund-
satze betreffend den Rechtsschutz der urteilsunfahigen
Mindigen enthalt einen Teil V, der Eingriffen im Bereich
der Gesundheit gewidmet ist. Er besagt, dass, wenn eine
mindige Person faktisch fahig ist, einem bestimmten
Eingriff im Bereich der Gesundheit frei und im Wissen,
worum es geht, zuzustimmen, dieser Eingriff nur mit
ihrer Zustimmung vorgenommen werden darf.

Empfehlung Rec(2004)10 definiert im Detail die Voraus-
setzungen, unter denen eine Person einer erzwungenen
medizinischen Behandlung unterworfen werden darf
(Artikel 18), sowie die Bedingungen, die eine unfreiwil-
lige Behandlung zu erfillen hat (Artikel 19).

Internationale und europaische Standards

Europarat, Ministerkomitee -
Empfehlung REC(2004)10

Artikel 18 - Kriterien fiir die unfreiwillige
Behandlung

Eine Person darf nur dann einer unfreiwilligen
Behandlung unterworfen werden, wenn samtli-
che nachstehenden Voraussetzungen erfillt sind:

i. Die Person hat eine psychische Stérung;

ii. der Zustand der Person birgt die signifikante
Gefahr eines erheblichen Schadens fir ihre
Gesundheit oder fiir andere Personen;

ii. es stehen keine weniger eingreifenden Mit-
tel fir eine angemessene Versorgung zur
Verfigung;

iv. die Meinung der betroffenen Person wurde
beriicksichtigt.

Artikel 19 - Grundsatze betreffend die
unfreiwillige Behandlung

1. Die unfreiwillige Behandlung sollte:

i. gegen spezifische klinische Anzeichen und
Symptome gerichtet sein;

ii. in angemessenem Verhaltnis zum Gesund-
heitszustand der Person stehen;

iii. Teil eines schriftlichen Behandlungs-
plans sein;

iv. dokumentiert werden;

v. gegebenenfalls zum Ziel haben, so bald wie
maoglich den Einsatz einer fur die Person
akzeptablen Behandlung zu erméglichen.

Die Bestimmungen der Empfehlung Rec(2004)10 gehen
in einer Reihe von Punkten auch tber die EMRK und
das Oviedo-Ubereinkommen hinaus. Sie empfiehlt bei-
spielsweise, dass die unfreiwillige Behandlung Teil eines
schriftlichen Behandlungsplans sein soll, eine Schutz-
mafnahme, durch die besser tberwacht werden kann,
ob die medizinischen Entscheidungen auf fundierten
Belegen basierten und ob die Behandlung so wenig rest-
riktiv wie moglich war.'?2 Die Artikel 20 und 21 der Emp-
fehlung Rec(2004)10 enthalten Verfahrensklauseln, die
festlegen, welche Voraussetzungen der Entscheidungs-
prozess vor Anordnung einer unfreiwilligen Behandlung
erflllen soll (Artikel 21 bezieht sich auf Notfallverfahren,
die auch in Artikel 8 des Ubereinkommens iiber Men-
schenrechte und Biomedizin angesprochen werden).

122 Siehe auch: Europarat, Komitee zur Verhitung von Folter (CPT)
(2010f), Randnr. 37.
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Artikel 22 der Empfehlung Rec(2004)10 legt ein Aus-
kunftsrecht zum Wohle des Patienten dar. Dies ist eine
malfdgebliche Schutzmalnahme fir die Rechte der
betroffenen Person. Beziehen sich diese Bestimmun-
gen auf die Situation von Vertretern - die auch Gber
die zur Verfigung stehenden Rechte und Rechtsmit-
tel in Kenntnis gesetzt werden und die Méglichkeit
haben sollten, sich mit der von ihnen vertretenen Per-
son auszutauschen -, sind sie im Einklang mit der oben
behandelten Rechtsprechung zu verstehen. Besondere
Bedeutung haben die Rechtssachen Herczegfalvy gegen
Osterreich - wo auf der Notwendigkeit bestanden wird,
die Vertraulichkeit der Kommunikation mit der AuRen-
welt zu wahren - und Vaudelle gegen Frankreich' -
wo die Notwendigkeit dargelegt wird, im Kontext eines
Gerichtsverfahrens nicht nur der betroffenen Person,
sondern auch ihrem Vertreter Auskunft zu erteilen.

Die Standards des Europdischen
Komitees zur Verhiitung von Folter

Schlief3lich ist auch die Auffassung des Européischen
Komitees zur Verhitung von Folter (CPT) relevant. Das
CPT hat eine Reihe von Standards im Zusammenhang
mit erzwungener Behandlung entwickelt, die Folgendes
besagen:

,Es ist eine Prinzipienfrage, dass die Patienten in

der Lage sein sollten, ihre freie und informierte
Einwilligung zur Behandlung zu erteilen. Die
unfreiwillige Einlieferung einer Person in eine
psychiatrische Einrichtung sollte nicht als eine
Ermdchtigung verstanden werden, sie ohne ihre
Einwilligung zu behandeln. Daraus folgt, dass jedem
urteilstahigen Patienten, ob freiwillig oder unfreiwillig
eingewiesen, die Méglichkeit gegeben werden sollte,
die Behandlung oder jeden anderen medizinischen
Eingriff abzulehnen. Jede Abweichung von diesem
grundlegenden Prinzip sollte sich auf eine gesetzliche
Grundlage stitzen und nur in klar und eng definierten
Ausnahmeféllen Anwendung finden.”

,Selbstverstandlich kann die Einwilligung zu einer
Behandlung nur als frei und informiert qualifiziert
werden, wenn sie auf vollstdndigen, richtigen und
verstandlichen Informationen Uber den Zustand des
Patienten und die vorgeschlagene Behandlung basiert
[...]. Folglich sollten allen Patienten systematisch
einschldgige Informationen Gber ihren Zustand und
die fir sie vorgeschlagene Behandlung zur Verfiigung
gestellt werden. Einschlégige Informationen
(Untersuchungsergebnisse etc.) sollten ihnen auch im
Anschluss an die Behandlung mitgeteilt werden. "

Das CPT schlief3t die Moglichkeit, dem Patienten ,unter
aullergewohnlichen Umstdanden” eine medizinische
Behandlung aufzuerlegen, nicht aus. Diese Umstande

123 EGMR, Vaudelle gegen Frankreich, Nr. 35683/97, 30. Januar 2001.
124 Europarat, CPT (2010f), Randnr. 41.

missen jedoch gesetzlich vorgeschrieben sein und
einem spezifischen Verfahren folgen. Das CPT wiirde
beispielsweise empfehlen:

,[...] die Verfahren zu Uberprifen, um zu
gewdhrleisten, dass allen Patienten - unabhangig von
der Freiwilligkeit oder Unfreiwilligkeit - systematisch
Informationen Gber ihren Zustand und die fir sie
angeordnete Behandlung zur Verfligung gestellt
werden. Zudem sollten die Arzte angewiesen werden,
stets vor Behandlungsbeginn die Einwilligung des
Patienten einzuholen. Das Formular zur Einwilligung
in die Behandlung nach vorheriger Aufkldrung sollte
durch den Patienten unterzeichnet werden [...].
Einschlagige Informationen sollten den Patienten (und
ihren Rechtsvertretern) auch wéhrend der und im
Anschluss an die Behandlung mitgeteilt werden. >

Nach Ansicht des CPT sollte psychiatrische Behandlung

auf einem ,individualisierten Ansatz” beruhen. Seinen

Standards zufolge stellt sie mehr als die Verabreichung

von Medikamenten dar und ,sollte ein grof3es Angebot

rehabilitativer und therapeutischer Aktivitdten enthalten,
darunter Zugang zu Beschéaftigungstherapie, Gruppen-

therapie, Einzelpsychotherapie, Kunst, Theater, Musik

und Sport”."?6 Den Ausfiihrungen des CPT zufolge kann
es bei mangelnder Schulung der Mitarbeiter oder im Falle
einer auf Verwahrung statt Genesung basierenden Kultur

zu einer Situation kommen, in der die ,grundlegenden

Bestandteile einer effektiven psychosozialen Rehabi-
litierungsbehandlung unterentwickelt sind oder sogar
ganzlich fehlen”, was zu einer hauptséachlich aus medi-
kamentdser Therapie bestehenden Behandlung fihrt.™?

In den CPT-Standards werden die Staaten zudem dar-

auf hingewiesen, dass das CPT ,gleichfalls auf etwaige
Anzeichen fir Medikamentenmissbrauch [achtet]”.™8

Das CPT hat spezifische Leitlinien fir den Einsatz der Elek-

trokrampftherapie (EKT) erarbeitet, eine MaBnahme, die
stets mit Anasthesie und Muskelrelaxans vorgenommen

und von angemessenen Schutzvorkehrungen - darun-
ter Schulung des Personals und spezifische Dokumen-
tation jeder einzelnen Inanspruchnahme - begleitet
werden sollte.’

Insgesamt ist festzuhalten, dass die oben beschriebenen
Normen nicht ausschlieBen, dass Menschen mit psy-
chischer Stérung unter auRergewdshnlichen Umstanden
gegen ihren eigenen freien Willen behandelt werden
konnen, wenn der betreffenden Person aufgrund ihres
Zustands ein ernster gesundheitlicher Schaden droht.

125 Europarat, CPT (2010e), Randnr. 145.
126 Europarat, CPT (2010f), Randnr. 37.
127 Ibid.

128 Ibid., Randnr. 38.

129 Ibid., Randnr. 39.



In diesem Kapitel wurden die Standards und Garantien
der UN und des Europarats fiir den Schutz von Menschen
mit Behinderungen im Kontext der unfreiwilligen Unter-
bringung und Behandlung dargestellt. Im Hinblick auf die
unfreiwillige Unterbringung sehen beide Kataloge von
Standards Umstande vor, unter denen Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen die Freiheit entzo-
gen werden kann, sofern gesetzlich vorgeschriebene
Verfahren zur Anwendung kommen und die Rechtma-
RBigkeit der Freiheitsentziehung regelmaf3ig tberprift
wird. Die EMRK trennt speziell die Freiheitsentziehung
vom Vorliegen einer Behinderung, sodass eine Behin-
derung an sich eine Unterbringung nicht rechtfertigt.
Sowohl auf der Ebene der Vereinten Nationen als auch
des Europarats gibt es bei den Standards beziglich der
unfreiwilligen Behandlung Schnittstellen zwischen meh-
reren in Wechselbeziehung stehenden Rechten, nament-
lich die Freiheit von Folter, das Recht auf Privatsphare
und der Schutz der Unversehrtheit der Person. Das Recht
des Europarats gestattet eindeutig die unfreiwillige
Behandlung bei psychischen Gesundheitsproblemen,

Internationale und europaische Standards

sofern bestimmte, genau definierte Voraussetzungen
erfillt sind. Auf UN-Ebene ist eine weitere Auslegung
durch den CRPD erforderlich, um klarzustellen, inwieweit
die unfreiwillige Behandlung mit den Normen der BRK
vereinbar ist. Allerdings wiederholen sowohl die Stan-
dards der UN als auch diejenigen des Europarats, wie
wichtig es ist, vor Beginn einer medizinischen Behand-
lung die freie Einwilligung nach vorheriger Aufklarung
des Patienten einzuholen.

Im nachsten Kapitel werden die Ergebnisse der FRA-
Studie zur Gesetzeslage im Bereich der unfreiwilligen
Unterbringung und Behandlung in den 27 EU-Mitglied-
staaten vorgestellt. Da der Schwerpunkt des Kapitels auf
der rechtlichen Situation liegt, werden nicht gesetzlich
vorgeschriebene MaRnahmen oder Schutzmalinahmen
nicht behandelt. Die Bedeutung derartiger MalRnahmen
fur den Schutz der Rechte von Menschen in Situationen
von unfreiwilliger Unterbringung und Behandlung wird
zwar anerkannt, ihre Analyse liegt jedoch auf3erhalb des
Erfassungsbereichs dieses Berichts.
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Rechtsrahmen der
EU-Mitgliedstaaten

Ausgangspunkt dieses Kapitels ist der von der Europai-
schen Kommission kofinanzierte Bericht ,,Zwangseinwei-
sung und unfreiwillige Behandlung von psychisch kranken
Patienten - Rechtsvorschriften und Verfahren in den EU-
Mitgliedstaaten” (Compulsory Admission and Involun-
tary Treatment of Mentally Ill Patients - Legislation and
Practice in the EU-Member States) aus dem Jahr 2002,
der eine vergleichende Analyse der bestehenden Rechts-
vorschriften in den damals 15 Mitgliedstaaten der EU ent-
halt. Zehn Jahre spater erfasst der vorliegende Bericht
die Situation in 27 EU-Mitgliedstaaten im Februar 2012
und bemiiht sich mittels ahnlicher Fragestellungen wie
in dem Bericht aus dem Jahr 2002 um eine begrenzte
Analyse von Entwicklungstendenzen. Der vorliegende
Bericht stitzt sich jedoch auf die Kriterien fir unfreiwillige
Unterbringung und unfreiwillige Behandlung, die in der
nach dem Bericht aus dem Jahre 2002 erschienenen Emp-
fehlung Rec(2004)10 des Europarats dargelegt wurden.
Es konnen nicht alle Situationen erfasst werden, die durch
die Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten geregelt
werden. Beispielsweise erstreckt sich die Analyse nicht
auf die Freiheitsentziehung von geschéaftsunfahigen Per-
sonen, da dieser Aspekt in einem gesonderten Bericht der
FRA behandelt werden wird. Die Heranziehung beste-
hender Standards des Europarats als Grundlage fiir diese
Analyse bedeutet auch, dass nicht notwendigerweise
zwischen unfreiwilliger Unterbringung und unfreiwilliger
Behandlung unterschieden wird, wenn diese Standards
fur beide Situationen gelten.

Dieses Kapitel untersucht zunachst die nationalen
Rechtsvorschriften aus formaler Sicht (Abschnitt 2.1) und
vergleicht anschliefend die verschiedenen in den EU-
Mitgliedstaaten angewandten Kriterien (Abschnitt 2.2).
SchlieRlich werden einige Kernfragen in Bezug auf
Verfahrensrechte im Kontext des Uberpriifungs- und
Rechtsmittelverfahrens behandelt (Abschnitt 2.3).

130 Salize, H. ). et al. (2002).

2.1. Rechtsvorschriften

Die fur die unfreiwillige Unterbringung und die unfreiwil-
lige Behandlung geltenden Rechtsvorschriften der EU-
Mitgliedstaaten sind durch grofRe Unterschiede gepragt,
was bereits vor zehn Jahren in dem Bericht aus dem Jahr
2002 betont wurde.™ Die Erkenntnisse der FRA besta-
tigen, dass dies auch 2012 noch zutrifft. 2013 wird der
Europarat mit der Ausarbeitung eines Protokolls zum
Oviedo-Ubereinkommen beginnen, das ein rechtlich
bindendes Instrument darstellen wird (siehe Kapitel 1).
Gegenwartig enthalt jedoch nur ein nicht bindendes Ins-
trument, némlich die Entscheidung Rec(2004)10, einen
Katalog spezifischer Standards fir alle Mitgliedstaaten
des Europarats und damit der EU.

Der Bericht von 2002 stellt fest, dass es zum damali-
gen Zeitpunkt in 12 der 15 EU-Mitgliedstaaten spezielle
Gesetze zur psychischen Gesundheit gab, die die unfrei-
willige Unterbringung und unfreiwillige Behandlung
regelten.® Dem Bericht zufolge war der Hauptgrund
dafiir, dass es in Griechenland, Italien und Spanien keine
spezifischen Rechtsvorschriften in diesem Bereich gab,
dass man die stigmatisierende Wirkung einer Vorschrift,
die speziell auf Menschen mit psychischen Gesundheits-
problemen Anwendung findet, vermeiden wollte.™ Der
diskriminierende Aspekt von spezifischen Rechtsvor-
schriften fir den Bereich der psychischen Gesundheit
hat zu Forderungen nach Rechtsreformen gefiihrt.* In
den EU-27 gibt es in einer Mehrzahl der Mitgliedstaaten
(19) spezifische Gesetze zur psychischen Gesundheit,
die die unfreiwillige Unterbringung oder unfreiwillige
Behandlung von Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen regeln (siehe Anhang 1). In Belgien

131 Ibid., S. 3; siehe auch Legemaate, J. (2005).

132 Ibid., S.18.

133 Ibid,, S.18.

134 Siehe beispielsweise: Szmukler, G. und Dawson, J. (2011).
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beispielsweise ist das Gesetz Gber den Schutz von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen von
1990 ein foderales Zivilgesetz;™ in Danemark ist es das
Gesetz von 1989, gedndert im Jahr 2006, (iber die Ent-
ziehung der Freiheit und andere Anwendung von Zwang,
das diesen Bereich regelt.s Zwei weitere Beispiele der
jungsten Zeit: Luxemburg verabschiedete im Jahr 2009
ein entsprechendes Gesetz'™ und in Frankreich wur-
den die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung durch das Gesetz vom 5. Juli 2011 grundle-
gend reformiert.™®

Acht EU-Mitgliedstaaten haben keine spezifischen
Bestimmungen zur psychischen Gesundheit, die Zwangs-
einweisungen und/oder Zwangsbehandlungen von Men-
schen mit psychischen Gesundheitsproblemen regeln.
Stattdessen enthalten allgemeine Gesundheitsgesetze
Regelungen fir diese Bereiche. Das Gesundheitsgesetz
in Bulgarien regelt sowohl die Unterbringung als auch
die Behandlung, wahrend in der Tschechischen Republik
das Gesundheitsgesetz die unfreiwillige Behandlung und
die Zivilprozessordnung die unfreiwillige Unterbringung
regelt.® In Griechenland ist es das Zivilgesetzbuch, das
auf die unfreiwillige Behandlung anwendbar ist, was hier
die unfreiwillige Unterbringung einschlief3t.

Der Bericht von 2002 zeigte auf, dass viele Lander ihre
Rechtsvorschriften im Verlauf der 1990er-Jahre refor-
miert hatten. Mit zahlreichen Gesetzesanderungen,
neuen Gesetzen oder geplanten Reformen hat sich dieser
Trend in den EU-Mitgliedstaaten seitdem fortgesetzt.™°
Einige dieser Reformen wurden durch Entwicklungen im
Bereich der Grundrechtsstandards, insbesondere durch
das Inkrafttreten der BRK ausgeldst. Dies war zum Bei-
spiel in Osterreich der Fall. Der erlduternde Bericht zu
dem im Jahr 2010 verabschiedeten Gesetz zur Ande-
rung des Unterbringungsgesetzes nimmt ausdriicklich
auf die BRK Bezug.™" Die ministerielle Présentation des
franzosischen Gesetzes (iber Rechte und Schutz von
Menschen in psychiatrischer Betreuung fiihrte - als Teil
der Zielvorgaben des Gesetzes - auch einen besseren
Schutz des Rechts auf Freiheit von Patienten auf und
verwies auf europaische Standards.™? Im Jahr 2011 setzte
das tschechische Justizministerium eine Arbeitsgruppe
ein, um das Gesetz im Bereich der unfreiwilligen Unter-

135 Belgien, Gesetz Uber den Schutz von Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen, 26. Juni 1990.

136 Danemark, Konsolidiertes Gesetz tiber die Anwendung von Zwang
in der Psychiatrie, Nr. 1111 vom 1. November 2006; siehe auch:
UN, CRPD (2011d).

137 Luxemburg, Gesetz Uber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009.

138 Frankreich, Gesetz Nr. 2011-803 vom 5. Juli 2011.

139 UN, CRPD (2011c).

140 Siehe beispielsweise die diversen Reformen in Schweden: UN,
CRPD (2071g).

141 Osterreich, BGBI. | Nr. 18/2010, 17. M&rz 2010.

142 Siehe Parlamentsdebatte im Vorfeld der Verabschiedung des
Gesetzes Nr. 2011-803 vom 5. Juli 2011.

bringung und unfreiwilligen Behandlung zu reformieren
und so den Schutz der Grundrechte von Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen zu verbessern.?

Obgleich diese nicht in den Erfassungsbereich dieses
Berichts fallen, sollte auf nationale Gerichtsentscheidun-
gen verwiesen werden, die ebenfalls auf die BRK Bezug
nehmen und Anderungen von Rechtsvorschriften oder
Reformen anstofRen. Ein Beispiel dafir ist eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts in Deutschland aus
dem Jahr 2011."* Diese Entscheidung bezog sich auf die
durch Landergesetze geregelte Zwangsbehandlung in
der forensischen Psychiatrie. Das Bundesverfassungsge-
richt stellte fest, dass die einschlagige Vorschrift gegen
das deutsche Grundgesetz verst6l3t und verwies dabei
auch auf die BRK. Der Rechtslehre zufolge wird diese
Entscheidung tief greifende Reformen des Rechtsrah-
mens fir die unfreiwillige Behandlung in Deutschland
nach sich ziehen.™* Die Entscheidung basierte zwar auf
dem deutschen Grundgesetz, nahm aber auch auf die
BRK Bezug. Abbildung 1 gibt einen Uberblick tiber die
Annahme von einschldgigen Rechtsvorschriften (unter
Beriicksichtigung ihrer letzten signifikanten Reform). Die
Abbildung wurde basierend auf der Liste der Rechtsvor-
schriften in Anhang 1 erstellt.

Abbildung 1: Annahme von Rechtsvorschriften in den
27 EU-Mitgliedstaaten, einschlieBllich
jingster signifikanter Reformen

17

6
4

vor 2000 2000-2005 seit 2006
Quelle: FRA, Februar 2012

In EU-Mitgliedstaaten mit foderalistischer Staatsstruktur
sind spezifische regionale gesetzliche Bestimmungen
relevant. Dies ist beispielsweise in Deutschland der Fall,
wo jedes der 16 Lander eigene Gesetze hat, die sich
teilweise erheblich unterscheiden.™ In anderen Mit-

143 UN, CRPD (2011c), S. 23.

144 Deutschland, Bundesverfassungsgericht (BVerfG), 2 BVR 882/09,
23. Mdrz 2011.

145 Marschner R. (2011).

146 UN, CRPD (2011e).



gliedstaaten wie Italien und Spanien tragen Gesetze
der Regionen bzw. Autonomen Gemeinschaften zur Aus-
gestaltung des nationalen Rechtsrahmens bei. In dhn-
licher Weise gilt im Vereinigten Konigreich das Gesetz
zur psychischen Gesundheit (Mental Health Act) nur fir
England und Wales, Schottland und Nordirland haben
andere Rechtsvorschriften.™’

Der Bericht von 2002 befasste sich mit der Frage, ob
nationale Rechtsvorschriften den Zweck einer zwangs-
weisen Unterbringung oder Behandlung explizit anfiih-
ren.”® Die Ergebnisse der Untersuchung der FRA zeigen,
dass die Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten
grundsétzlich einen Gbergeordneten Zweck der unfrei-
willigen Unterbringung oder unfreiwilligen Behandlung
von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
festlegen. Im Detail lassen sich hier Unterschiede in den
einzelnen Mitgliedstaaten feststellen. Die Unterbringung
wird haufig mit der Verhiitung von Schaden verknipft.
In Ungarn beispielsweise bezweckt eine unfreiwillige
psychiatrische Behandlung den Schutz des Lebens, der
Gesundheit und der kérperlichen Unversehrtheit des
Patienten selbst sowie anderer Menschen.“® Ahnliche
Formulierungen finden sich in anderen Staaten, zum
Beispiel in Bulgarien: ,zur Behandlung der psychischen
Stérung und zum Schutz der beeintréachtigten Person und
anderer Menschen, die unter den Folgen ihres psycho-
tischen Verhaltens leiden kénnten”.’0

Zuweilen sind Zweck und Zielsetzungen der Gesetze all-
gemeiner formuliert. In den Rechtssystemen innerhalb
des Vereinigten Konigreichs legen die Rechtsvorschrif-
ten keine genauen Ziele fest und bieten fiir Entschei-
dungstrdger eine Vielzahl von Rechtfertigungsgriinden
fur eine unfreiwillige Unterbringung, basierend auf
einem oder mehreren der folgenden Griinde: Gesund-
heit des Patienten, Wohlergehen des Patienten und/
oder Schutz der Offentlichkeit.

Die Abgrenzungen von Zweck und Zielsetzungen kom-
men grofStenteils in den konkreten Kriterien fir die Ein-
weisung und Behandlung zum Ausdruck, die im nachsten
Abschnitt analysiert werden.

147 UN, CRPD (2011f).

148 Salize, H. J. et al. (2002), S. 19.

149 Ungarn, Gesundheitsgesetz, 15. Dezember 1997,
Artikel 191 Absatz 1 und Artikel 188; siehe auch:
UN, CRPD (2010d).

150 Bulgarien, Gesundheitsgesetz, 1. Januar 2005, Artikel 146.

151 Vereinigtes Konigreich (England und Wales), Gesetz zur
psychischen Gesundheit 1983, Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3
Absatz 2. Zudem muss eine angemessene Behandlung zur
Verfiigung stehen, wenn die Unterbringungsdauer 28 Tage
Ubersteigt.

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

2.2. Kriterien fir unfreiwillige
Unterbringung und
unfreiwillige Behandlung

Die Empfehlung Rec(2004)10 des Europarats legt finf
kumulative Kriterien fest, deren Erfillung Vorausset-
zung fir die unfreiwillige Unterbringung einer Person
ist (Artikel 17 Absatz 1 Rec(2004)10, siehe Kapitel 1
Abschnitt 1.2.2). Abgesehen vom therapeutischen
Zweck, der ein Kriterium fur die unfreiwillige Unterbrin-
gung ist, gelten die anderen vier Kriterien auch fir die
unfreiwillige Behandlung (Artikel 18 Rec(2004)10, siehe
Kapitel 1 Abschnitt 1.2.2). Anhang 2 enthélt einen Uber-
blick uber vier Kriterien, die durch die Rechtsvorschrif-
ten der EU-Mitgliedstaaten vorgeschrieben werden. Im
Hinblick auf die in Empfehlung Rec(2004)10 angefihrten
Kriterien ergibt die Analyse der nationalen Rechtsvor-
schriften ein heterogenes Bild.

Eines der funf Kriterien fur die unfreiwillige Unterbrin-
gung, die in Empfehlung Rec(2004)10 festgeschrieben
sind, findet sich in allen nationalen Rechtsvorschriften:
das Vorliegen eines psychischen Gesundheitsproblems.
Der erlduternde Bericht zu Empfehlung Rec(2004)10
fuhrt weiter aus, dass eine unfreiwillige Unterbringung
nur fir die schwersten Formen von psychischen Gesund-
heitsproblemen fiir angemessen erachtet wird.™

Auch wenn das Vorliegen eines psychischen Gesund-
heitsproblems als Voraussetzung gilt, kann eine Unter-
bringung allein dadurch nicht gerechtfertigt werden. Im
Folgenden werden die einzelnen Rechtsvorschriften der
EU-Mitgliedstaaten analysiert, um zu bewerten, welche
zusatzlichen Kriterien die gesetzlichen Bestimmungen
vorsehen. Zundchst werden der Zustand der betreffen-
den Person, das Risiko eines Schadens und der therapeu-
tische Zweck analysiert (Abschnitt 2.2.1), anschliel3end
die bestehenden Alternativen (Abschnitt 2.2.2) und
ob laut Gesetz die Meinung der betroffenen Person zu
beriicksichtigen ist (Abschnitt 2.2.3).

152 Europarat, Ministerkomitee (2004a), Randnr. 128.
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2.2.1. Risiko eines Schadens
und therapeutischer Zweck

Die Gefahr, dass die Person sich selbst oder anderen
einen ernsthaften Schaden zufiigen kénnte, sowie ein
bestatigtes psychisches Gesundheitsproblem, sind die
beiden wichtigsten Voraussetzungen, um eine unfrei-
willige Unterbringung zu rechtfertigen. Dass die Unter-
bringung auch einen therapeutischen Zweck verfolgen
muss, wird nicht explizit festgelegt. Dies ist der Fall
in Belgien, Bulgarien, Deutschland, Estland, Litauen,
Luxemburg, Malta, den Niederlanden, Osterreich, der
Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern. In Oster-
reich beispielsweise darf laut Paragraf 3 Absatz 1 des
Unterbringungsgesetzes in einer psychiatrischen Abtei-
lung untergebracht werden, wer ,an einer psychischen
Krankheit leidet und im Zusammenhang damit sein
Leben [...] oder das Leben [...] anderer ernstlich und
erheblich gefdhrdet”.™ In dhnlicher Weise schreibt das
Gesetz Uber die psychische Gesundheitsversorgung in
Litauen - neben einer Einweisungsverweigerung, die
einer fehlenden Einwilligung gleichkommt - fir eine
unfreiwillige Unterbringung die Erfillung von zwei Kri-
terien vor: erstens, das Vorliegen eines psychischen
Gesundheitsproblems und zweitens, die Gefahr eines
ernsthaften Schadens fir die Gesundheit oder das Leben
der betroffenen Person bzw. fiir die Gesundheit oder das
Leben von anderen Personen.™

In 13 Mitgliedstaaten werden neben dem Vorliegen
eines psychischen Gesundheitsproblems zwei Krite-
rien - das Risiko eines Schadens und das Erfordernis
einer Behandlung - aufgefiihrt. Dies ist in Danemark,
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Lettland,
Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, der Slowa-
kei, Slowenien und dem Vereinigten Konigreich der
Fall. In manchen Rechtsvorschriften wird das Erfor-
dernis einer Behandlung jedoch nicht explizit aufge-
fuhrt, sondern stellt eine mehr oder weniger implizite
Voraussetzung dar.

In vielen dieser EU-Mitgliedstaaten legen die Rechts-
vorschriften nicht fest, ob beide Kriterien erfillt sein
missen oder ob fur die Rechtfertigung einer unfreiwil-
ligen Unterbringung eines dieser Kriterien ausreichend
ist. In Rumadnien beispielsweise fuhrt Artikel 45 des
Gesetzes zur psychischen Gesundheit die folgenden
drei Voraussetzungen fir eine rechtmaRige unfreiwillige
Unterbringung auf: das Vorliegen einer schweren psy-

153 Osterreich, Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI. 155/1990, § 3
Absatz 1. § 3 Absatz 2 fugt als dritte Voraussetzung hinzu, dass
keine weniger restriktiven Alternativen zur Verfiigung stehen;
siehe auch: UN, CRPD (2010b), Randnr. 162.

154 Litauen, Gesetz Uber die psychische Gesundheitsversorgung 1995,
Nr. 1-924, Anderung 2005(pin., 1995, Nr. 53-1290), Artikel 27.

chischen Stérung sowie vermindertes Urteilsvermogen;
eine unmittelbare Gefahr der Selbstverletzung oder der
Verletzung anderer Personen infolge der psychischen
Stérung; die Nichteinweisung in ein psychiatrisches
Krankenhaus wirde eine ernsthafte Verschlechterung
des Gesundheitszustands zur Folge haben oder eine
angemessene Behandlung behindern. In der Slowa-
kei sieht Artikel 6 Absatz 9 des Gesundheitsgesetzes
zwei verschiedene Kombinationen von Kriterien vor,
die erflllt sein missen, damit die Genehmigung zur
unfreiwilligen Unterbringung rechtmaRig ist: erstens,
ein psychisches Gesundheitsproblem oder Symptome
eines psychischen Gesundheitsproblems sowie das
Risiko, dass die Person eine Gefahr fur sich selbst und
ihre Umgebung darstellt; oder zweitens, ein psychisches
Gesundheitsproblem oder Symptome eines psychischen
Gesundheitsproblems in Kombination mit der Gefahr
einer ernst zu nehmenden Verschlechterung des psy-
chischen Gesundheitszustands der betroffenen Person.

In einigen wenigen dieser EU-Mitgliedstaaten legen die
Rechtsvorschriften ausdricklich fest, dass eine Behand-
lung erforderlich sein muss. Dies ist beispielsweise in
Danemark der Fall, wo laut Artikel 5 des Gesetzes tber
die Anwendung von Zwang in der Psychiatrie™ eine
unfreiwillige Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder eine Zwangseinweisung nur dann
zuldssig ist, wenn der ,Patient” ein psychisches Gesund-
heitsproblem hat oder sich in einem Zustand befindet,
der dhnliche Symptome aufweist. Begriindet wird dies
dadurch, dass es unvertretbar ware, in Vorbereitung auf
eine Behandlung keine freiheitsentziehenden Mafl3nah-
men anzuwenden, weil die Aussicht auf eine Genesung
oder eine erhebliche und entscheidende Verbesserung
des gesundheitlichen Zustands der Person anderenfalls
betrachtlich verringert wiirde, oder diese eine unmittel-
bare und ernsthafte Gefahr fir sich selbst oder andere
darstellen kénnte. Artikel 95 des griechischen Geset-
zes 2071/1992 fihrt folgende Kriterien auf: die Person
muss eine psychische Stérung haben; die Person muss
unfahig sein, Entscheidungen tber ihr gesundheitliches
Wohl zu treffen; das Ausbleiben der Behandlung kann
eine Heilung unmaoglich machen oder zur Verschlech-
terung des Gesundheitszustands der Person fihren.
Alternativ ist eine unfreiwillige Behandlung zulassig,
wenn die Behandlung notwendig ist, um gewaltsame
Handlungen der Person gegen sich selbst oder Dritte
zu verhindern.

155 Danemark, Konsolidiertes Gesetz tiber die Anwendung von Zwang
in der Psychiatrie, Nr. 1111 vom 1. November 2006.



In einer kleinen Gruppe von EU-Mitgliedstaaten kann
die Notwendigkeit einer therapeutischen Behandlung
der Person, bei gleichzeitigem Vorhandensein eines
psychischen Gesundheitsproblems, als Rechtfertigung
fur eine unfreiwillige Unterbringung gelten. In diesen
Landern wird das Kriterium, eine Gefahr fur sich selbst
oder andere darzustellen, nicht als Voraussetzung fiir die
unfreiwillige Unterbringung in den Rechtsvorschriften
aufgefihrt. Dies gilt fur Italien und Spanien. In Italien ist
eine Zwangseinweisung nur moglich, wenn der Patient
infolge seines psychischen Gesundheitszustands drin-
gend psychiatrische Betreuung benoétigt; der Patient eine
angemessene psychiatrische Behandlung verweigert;
und gezielte und wirksame Therapiemalinahmen nur
in einer stationaren psychiatrischen Einrichtung durch-
fuhrbar sind.¢ Die Gefahr, dass die Person sich selbst
oder anderen einen Schaden zufiigen konnte, ist keine
unmittelbare Anforderung. Dementsprechend erfolgt
keine Gefahreneinstufung in Form von Risikoniveaus
oder Schwellenwerten. Nach Artikel 763 Absatz 1 des
spanischen Zivilprozessgesetzes™ ist das Hauptkrite-
rium fir eine unfreiwillige Behandlung das psychische
Gesundheitsproblem der betroffenen Person. Artikel 763
des Zivilprozessgesetzes stitzt sich auf ein klinisches
Kriterium. Dies bedeutet, dass jedes klinische Anzeichen,
das eine Behandlung unter Krankenhausbedingungen
dringend erforderlich macht, fir die Anordnung einer
unfreiwilligen Unterbringung ausreichend wére."

Wie oben dargelegt, ist ein wichtiges Kriterium in einer
grol3en Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten die Gefahr,
die eine Person fir sich selbst oder andere darstellen
konnte. Der Bericht von 2002 enthielt eine Einteilung
der EU-15 anhand der Festlegung eines Risikoniveaus,
merkte allerdings an, dass manche Mitgliedstaaten zwar
ein festgelegtes Mal an Gefdhrdung vorschreiben, die
Schwellenwerte jedoch oftmals vage definiert sind.™®
Die mangelnde Prézision in den Rechtsvorschriften vie-
ler Mitgliedstaaten scheint mit der Tatsache in Verbin-
dung zu stehen, dass ,Risikobewertung keine exakte

156 Italien, Gesetz Nr. 833 vom 23. Dezember 1978, Artikel 34
Absatz 4.

157 Artikel 763 des Zivilprozessgesetzes wurde durch das spanische
Verfassungsgericht fur verfassungswidrig erklart, weil das
Gesetz im Primarrecht statt im Sekunddrrecht hatte verankert
werden mussen. Es verstoRRt daher gegen Artikel 17 Absatz 1 der
Verfassung, der das Recht auf Freiheit und Sicherheit schitzt.
Siehe Spanien, Verfassungsgerichtsentscheidung 132/2010 vom
2. Dezember 2010. Bis der Gesetzgeber diesen Artikel andert,
bleibt Artikel 763 jedoch in der Praxis weiterhin anwendbar, um
ein Rechtsvakuum zu vermeiden.

158 Der spanische Rechtsrahmen unterscheidet zwischen den
zwei Modalitaten und regelt diese getrennt: unfreiwillige
Unterbringung (Artikel 763 des Zivilprozessgesetzes) und
unfreiwillige Behandlung (Artikel 9 des Gesetzes Uber die
Autonomie des Patienten). Es gibt jedoch keine rechtliche
Definition dieser Begriffe. Ein groRRer Teil der Rechtslehre geht
davon aus, dass die unfreiwillige Behandlung nach dem Grundsatz
ad maiore ad minus durch die unfreiwillige Unterbringung
abgedeckt wird.

159 Salize, H. J. et al. (2002), S. 23.

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

Wissenschaft ist”,'®® wie die Verfasser der Empfehlung
Rec(2004)10 anerkannten. In der grof3en Mehrzahl der
Mitgliedstaaten verwenden die Rechtsvorschriften
Begriffe, die deutlich machen, dass die Wahrscheinlich-
keit eines Schadens hoch ist, wodurch eine Vielzahl von
Situationen erfasst wird. Wenige Mitgliedstaaten ent-
scheiden sich fur eine spezifischere Herangehensweise,
bei der Situationen prazise benannt werden.

Die folgenden Beispiele dienen zur Veranschaulichung
dieses Umstands. Artikel 5 des danischen Gesetzes
Gber die Anwendung von Zwang in der Psychiatrie ver-
weist auf ,unmittelbare und erhebliche Gefahr fir die
Person selbst und andere”. Wie und anhand welcher
Kriterien oder Standards das Maf3 der ,Erheblichkeit”
der Gefdhrdungslage beurteilt werden soll, wird nicht
genauer erldutert. Das irische Gesetz spricht von ,ernst
zu nehmender Wahrscheinlichkeit”,"®" wahrend das
osterreichische Gesetz eine ernstliche und erhebliche
Gefahrdung vorschreibt.’® In Spanien ist die Situation
dhnlich. In Luxemburg wird im normalen Verfahren (eine
Unterbringung auf Antrag eines Familienangehorigen
oder Betreuers) allgemein auf den Begriff einer ,Gefahr”
verwiesen, in Ausnahmeféllen kann die Unterbringung in
Situationen ,unmittelbarer Gefahr” erfolgen.”®? In ahn-
licher Weise sieht das ungarische Gesundheitsgesetz
eine Trennlinie zwischen gefdhrlichem Verhalten und
unmittelbar gefahrlichem Verhalten vor. Letzteres stellt
eine unmittelbare und gravierende Gefahr dar, die eine
Notfallbehandlung erforderlich macht, wahrend das erst-
genannte Verhalten eine erhebliche Gefahr darstellen
konnte, die Anlass zur Anordnung einer Zwangsbehand-
lung gibt.™*

Das niederlandische Gesetz (iber (die Zwangseinweisung
in) psychiatrische Krankenhauser sieht keine spezifische
Gefadhrdungsschwelle vor, Artikel 1 fihrt jedoch folgende
Situationen auf (nicht erschopfend): das Risiko, dass sich
der Patient selbst toten oder ernsthaften korperlichen
Schaden zufligen wird; dass er seine soziale Stellung
und sein Umfeld stark schadigen wird; oder dass er sich
selbst gravierend vernachlassigen wird. Die Auflistung
umfasst auch die Gefahr, dass belastigendes Verhalten
des Patienten aggressive Handlungen anderer Personen
auslost; die Gefahr, dass der Patient jemand anderen

160 Europarat, Ministerkomitee (2004a), Randnr. 129.
161 Irland, Gesetz zur psychischen Gesundheit 2001,
1. November 2006, Artikel 3.

162 Osterreich, Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI. 155/1990,
§ 3 Absatz 1.

163 Luxemburg, Gesetz Uber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009, Artikel 3 und 8.

164 Ungarn, Gesundheitsgesetz, 15. Dezember 1997, Artikel 188
Buchstabe b und ¢, Artikel 119 und Artikel 200.
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toten oder einer anderen Person ernsten korperlichen
Schaden zufiigen kénnte; die Gefahr eines Schadens fir
das psychische Wohlergehen anderer; und die Gefahr,
dass der Patient einer seiner Betreuung unterstehenden
Person Schaden zufiigen wird."® Auch Paragraf 1906 des
deutschen Birgerlichen Gesetzbuchs verweist speziell
auf die Gefahr, dass sich die Person selbst totet oder
sich selbst erheblichen gesundheitlichen Schaden zufigt,
ohne jedoch die Art oder Unmittelbarkeit der Gefahr
ndher zu bezeichnen.¢

Insgesamt kommt das Kriterium der Gefahrdung in den
Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten in unter-
schiedlicher Form zum Ausdruck. GemaR Empfehlung
Rec(2004)10 sollten MaRRnahmen der unfreiwilligen
Unterbringung oder Behandlung angemessen sein, und
es durfen keine weniger restriktiven oder eingreifen-
den MalRnahmen zur Verfiigung stehen. Im Folgenden
wird dargestellt, in welchem MalRRe diese Bedingung
in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zum
Tragen kommt.

2.2.2. Weniger restriktive Alternativen

Unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behand-
lung sollten nur zur Anwendung kommen, wenn keine
alternativen Malnahmen zur Verfiigung stehen. Die
Kriterien von Artikel 17 Absatz 1 Ziffer iv und Artikel 18
Ziffer iii der Empfehlung Rec(2004)10 werden in dem
Erlduternden Bericht zu der Empfehlung wie folgt erklart:
Die unfreiwillige Unterbringung ist unvermeidbar, weil
entweder die notwendige Betreuung nicht auBerhalb
einer Einrichtung geleistet werden kann oder weil keine
alternativen Mittel zur Verfigung stehen. Gleicherma-
Ren sollte eine unfreiwillige Behandlung nur erfolgen,
wenn weniger eingreifenden MaRnahmen nicht aus-
reichen wirden.” Der Bericht von 2002 zeigte, dass
die berwaltigende Mehrheit der EU-15 ausdricklich
vorschrieb, Zwangsmalinahmen als letztes Mittel ein-
Zusetzen."® Auch in den EU-27 ist dies ein Kriterium, das
in der Mehrzahl der Mitgliedstatten erfllt sein muss,
bevor unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung zulassig sind (siehe Anhang 2).

165 Niederlande, Gesetz iber (die Zwangseinweisung in)
psychiatrische Krankenhduser 1992, Artikel 1.

166 Deutschland, Burgerliches Gesetzbuch (BGB), eingefiihrt durch
das Betreuungsgesetz (BtG), 1. Januar 1992, § 1906 Absatz 1
Unterabsatz 1.

167 Europarat, Ministerkomitee (2004a), Randnrn. 135 und 141.

168 Salize, H. J. et al. (2002), S. 20.

In Estland beispielsweise besagt das Gesetz, dass neben
anderen Kriterien, die fur die Unterbringung in einer
sozialen Einrichtung erfillt sein missen, ,die Anwen-
dung friherer MaRnahmen nicht ausreichend war oder
der Einsatz anderer MalRnahmen nicht moglich ist”.1®
In dhnlicher Weise ist eine unfreiwillige psychiatrische
Notfallversorgung zuléssig, wenn - neben anderen Kri-
terien, die erfillt sein missen - ,andere psychiatrische
Betreuung nicht ausreichend ist”.””° In Deutschland sch-
reiben das Privatrecht sowie das 6ffentliche Recht eine
Prifung der MaRnahme auf Verhaltnismal3igkeit vor, die
durch die Gerichte in allen Verfahren zur unfreiwilligen
Unterbringung und Behandlung bestéatigt wurde.”” Einige
Landergesetze zur unfreiwilligen Unterbringung enthal-
ten Bestimmungen, die ausdriicklich festlegen, dass den
Betroffenen Hilfe zu gewahren ist, die speziell auf die
Vermeidung der Unterbringung gerichtet ist. Artikel 39
des slowenischen Gesetzes zur psychischen Gesundheit
gestattet die rechtmaRige Freiheitsentziehung, wenn
die beschriebenen Gefahrdungen nicht durch andere,
weniger eingreifende Mittel verhindert werden kénnen.
Zu diesen Mitteln gehoren unter anderem: Behandlung
in einer offenen psychiatrischen Abteilung eines Kran-
kenhauses, ambulante Behandlung oder Behandlung
unter arztlicher Beobachtung.”2

In einigen EU-Mitgliedstaaten ist diese Anforderung nur
im Zusammenhang mit einer Notfallunterbringung vor-
geschrieben. Das ungarische Gesundheitsgesetz fiihrt
beispielsweise als eine der Voraussetzungen fir die
Anordnung einer Notfallbehandlung auf, dass unmit-
telbar gefahrliches Verhalten nur durch die Einweisung
des Patienten in eine Einrichtung der psychiatrischen
Versorgung abgewendet werden kann.””? Dieses Kri-
terium bedeutet implizit, dass die Person nicht in eine
psychiatrische Einrichtung eingewiesen werden sollte,
wenn die Gefahr durch andere, weniger eingreifende
Malinahmen abgewendet werden kann. Das Gesetz
fuhrt jedoch nicht detailliert aus, welche Alternativen
berlcksichtigt und ausgeschépft werden missen, bevor
auf die Versorgung in einer psychiatrischen Einrichtung
zuriickgegriffen werden kann.

169 Estland, Sozialgesetz, 8. Februar 1995, geandert im Jahr 2008,
Artikel 19 Absatz 1 Ziffer 3.

170 Estland, Gesundheitsgesetz, 12. Februar 1997, geéndert im Jahr
2002, Artikel 11 Absatz 1 Ziffer 3.

171 Siehe beispielsweise: Deutschland, Bundesgerichtshof, Urteil in
der Rechtssache Nr. XIl ZB 236/05, 1. Februar 2006; siehe auch:
UN, CRPD (2011e).

172 Slowenien, Gesetz zur psychischen Gesundheit 77/08,
28. Juli 2008, Artikel 39.

173 Ungarn, Gesundheitsgesetz, 15. Dezember 1997,
Artikel 199 Absatz 1.



In anderen EU-Mitgliedstaaten bezieht sich der Einsatz
weniger restriktiver Methoden nur auf die unfreiwil-
lige Behandlung. Dies gilt beispielsweise fiir Malta, wo
laut Artikel 14 Absatz 3 des Gesetzes zur psychischen
Gesundheit die beiden Arzte, die eine unfreiwillige
Behandlungsmal3nahme beantragen, ,angeben missen,
ob andere Methoden fiir den Umgang mit dem Patienten
zur Verfligung stehen, und, wenn dies der Fall ist, warum
solche Methoden nicht geeignet sind”.”* Litauen und
Rumadnien haben einen dhnlichen Rechtsrahmen.

In Bulgarien, Griechenland, Irland, Lettland, der Slowa-
kei, Spanien, der Tschechischen Republik und Zypern
sehen die nationalen Rechtsvorschriften nicht explizit
als Grundvoraussetzung vor, dass zunachst alle weniger
restriktiven Moglichkeiten ausgeschopft werden mis-
sen. Das Gesetz Uberldsst die Entscheidung tber eine
unfreiwillige Unterbringung jenen Personen, die an der
Beurteilung des gesundheitlichen Zustands einer Person
beteiligt sind.

2.2.3. Beriicksichtigung der Meinung
des Patienten

Zwangsmafinahmen widersprechen per Definition
dem Wunsch der betroffenen Person.”* Die Empfeh-
lung Rec(2004)10 schreibt vor, dass die Meinung der
betroffenen Person in mehreren Phasen des Verfah-
rens zur unfreiwilligen Unterbringung oder unfreiwilli-
gen Behandlung zu bericksichtigen ist. Der Erlduternde
Bericht zur Empfehlung Rec(2004)10 besagt eindeutig,
dass wadhrend einer Unterbringungsmalinahme ein
,Gleichgewicht zwischen der Achtung der Selbstbe-
stimmtheit und der Notwendigkeit, eine Person mit
psychischen [Gesundheitsproblemen] zu schiitzen, mog-
licherweise schwierig ist, und daher wird betont, dass
die Meinung der Person ausdricklich zu bertcksichtigen
ist.“77¢ Die Meinung der Person muss sowohl im Falle
der unfreiwilligen Unterbringung als auch im Falle der
unfreiwilligen Behandlung bericksichtigt werden. Eine
Entscheidung zur unfreiwilligen Unterbringung sollte in
keinem Fall eine Entscheidung zur unfreiwilligen Behand-
lung einschliel3en - die Entscheidungen sollten unabhan-
gig voneinander getroffen werden, und die Meinung der
Person ist in beiden Fallen einzuholen.”” Der Bericht von
2002 verfolgt einen anderen Ansatz und konzentriert

174 Malta, Gesetz zur psychischen Gesundheit 1981.

175 Europarat, Ministerkomitee (20043), Randnr. 16.

176 Ibid., Randnr. 136.

177 Siehe beispielsweise: Belgien, Gesundheitsministerium (2011),
S.3.
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sich auf die Einwilligung nach vorheriger Aufklarung,
die eine Person im Falle einer unfreiwilligen Behand-
lung erteilen sollte. Fur die EU-15 wurde festgestellt,
dass in zehn EU-Mitgliedstaaten eine solche Einwilligung
nicht gesetzlich vorgeschrieben war,"”® obgleich die Ein-
willigung nach vorheriger Aufkldrung zu den vom CPT
beflirworteten maf3geblichen Grundsétzen gehort (siehe
Kapitel 1, Abschnitt 1.2.2). Einwilligung nach vorheriger
Aufklarung tragt zwar zur Bildung eines Urteils bei, ist
jedoch etwas enger gefasst, als die allgemeine Anfor-
derung der Beriicksichtigung der Meinung einer Person,
die durch Empfehlung Rec(2004)10 vorgeschlagen wird.
Die nachstehende Analyse umfasst zwei gesetzlich vor-
geschriebenen Situationen: Die Meinung der betroffenen
Person wird vor einer formellen Anhérung durch den
Arzt und durch den Richter bericksichtigt.

In zahlreichen EU-Mitgliedstaaten verweisen die Gesetze
bisweilen auf die Meinung der betroffenen Person im
Zusammenhang mit der unfreiwilligen Unterbringung,
haufiger jedoch im Zusammenhang mit der unfreiwil-
ligen Behandlung. Dies ist beispielsweise in Belgien,
Danemark, Deutschland, Finnland, Irland und Italien der
Fall. Das danische Gesetz schreibt vor, dass vor Anord-
nung einer Zwangsbehandlung versucht werden muss,
die Einwilligung des Patienten einzuholen.””® Des Weite-
ren muss die Einweisung in eine Krankenhausabteilung
sowie eine Behandlungsmalinahme maglichst auf der
Einwilligung des Patienten nach dessen vorheriger Auf-
klarung beruhen. Dies erfordert, dass sachgerechte und
auf die Bedurfnisse der Person zugeschnittene Informa-
tionen bereitgestellt werden, die bei der Entscheidung
Gber eine freiwillige Behandlung hilfreich sein kénnen.
Auch das schwedische™° und das polnische™' Gesetz
schreiben die Bereitstellung von solchen Informationen
vor. In Frankreich muss laut Gesetz die Meinung der
betroffenen Person hinsichtlich des Behandlungsplans
eingeholt werden.”® Eine dhnliche Anforderung enthalt
das polnische Gesetz zur psychischen Gesundheit.’?

In einigen wenigen EU-Mitgliedstaaten verweisen die
Gesetze nicht auf das Einholen der Meinung der betrof-
fenen Person im Zuge einer unfreiwillig durchgefiihrten
MaRnahme. Dies ist in Griechenland, Lettland, Malta,
der Slowakei, der Tschechischen Republik und dem
Vereinigten Konigreich der Fall.

178 Salize, H. . et al. (2002), S. 29.

179 Danemark, Verordnung Nr. 1499 vom 14. Dezember 2006
Uber Zwangsbehandlung, Fixierung, Zwangsprotokolle
usw. in psychiatrischen Abteilungen, Artikel 3; siehe auch:
UN, CRPD (2011d).

180 Schweden, Gesetz uber die Zwangsbehandlung in der Psychiatrie.

181 Polen, Gesetz iber den Schutz der psychischen Gesundheit,
Artikel 23 Absatz 3.

182 Frankreich, Gesetzbuch uber die 6ffentliche Gesundheit,
Artikel L3211-2-1.

183 Polen, Gesetz tiber den Schutz der psychischen Gesundheit,
Artikel 33 Absatz 2.
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In mehreren Rechtssystemen, beispielsweise in Oster-
reich oder Polen,™®* ist der Richter, der letztendlich eine
formelle Unterbringungsentscheidung treffen wird,
aufgefordert, die betroffene Person vor einer Unter-
bringungsmalnahme anzuhéren. Laut Paragraf 19 des
Osterreichischen Unterbringungsgesetzes hat ein Rich-
ter die betroffene Person innerhalb von vier Tagen ab
Beginn eines Unterbringungsverfahrens anzuhéren, um
sich einen personlichen Eindruck zu verschaffen.'>

In diesen Abschnitten wurden die fiinf entscheidenden
Kriterien behandelt, die erfillt sein missen, bevor eine
Person einer unfreiwilligen Unterbringung und unfrei-
willigen Behandlung unterworfen wird. Basierend auf
diesen Kriterien wird eine Beurteilung vorgenommen
und kann eine Entscheidung zur Durchfihrung von
Zwangsmalnahmen getroffen werden.

2.3. Beurteilungs- und
Entscheidungsverfahren

In Situationen, in denen kein Notfall vorliegt, kommt im
Bereich der unfreiwilligen Unterbringung und unfreiwilli-
gen Behandlung in der Regel ein zweistufiges Verfahren
zur Anwendung: Zunachst erfolgt eine Risikobewertung
oder es wird ein Beobachtungszeitraum angeordnet,
danach wird Giber die Unterbringung und/oder Behand-
lung entschieden. Das CPT betonte in mehreren Féllen,
dass die Begriindung der Entscheidung nicht formel-
haft sein sollte.” Die in Artikel 20 der Empfehlung
Rec(2004)10 dargelegten Standards fir Beurteilungs-
und Entscheidungsverfahren kommen in den Garantien
und Schutzmal3nahmen der EU-Mitgliedstaaten in unter-
schiedlichem AusmaR zum Ausdruck. Die nachstehende
Analyse gibt einen Uberblick iiber die Art und Weise, in
der die Beurteilung im Normalfall erfolgt, und beschreibt
das eigentliche Verfahren, das zu einer Unterbringungs-
und/oder Behandlungsentscheidung fihrt.

184 Polen, Gesetz Gber den Schutz der psychischen Gesundheit.

185 Osterreich, Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI 155/1990, § 19.

186 Siehe beispielsweise: Europarat, CPT (2011), Randnr. 189 oder
Europarat, CPT (2010b), Randnr. 108.

2.3.1. Qualifikation und Anzahl
der an der Beurteilung beteiligten
Sachverstandigen

CPT

Das Verfahren, mit dessen Hilfe (ber die unfrei-
willige Unterbringung entschieden wird, sollte
Garantien der Unabhangigkeit und Unparteilich-
keit sowie eine objektive medizinische Begutach-
tung bieten. [...] die formelle Entscheidung, eine
Person in einem psychiatrischen Krankenhaus
unterzubringen, sollte stets auf den Befund von
mindestens einem Arzt - vorzugsweise zwei Arz-
ten - mit psychiatrischer Qualifikation gestitzt
werden, und die tatsachliche Unterbringungsent-
scheidung sollte von einer anderen Stelle getrof-
fen werden als derjenigen, die die Unterbringung
empfohlen hat.™”

In einigen wenigen EU-Mitgliedstaaten kann ein belie-
biger Arzt die medizinische Beurteilung vornehmen.
Das belgische Recht beispielsweise enthélt keinerlei
Angaben zur erforderlichen Ausbildung des Arztes, der
die Entscheidung trifft: Er muss weder Psychiater noch
Neurologe sein, und es kann sich auch um den Arzt
handeln, der die Behandlung durchfihrt. Das CPT kom-
mentierte diese Vorschrift und forderte die belgischen
Behorden auf, das Gesetz dahingehend zu dndern, dass
die Beurteilung durch einen ausgebildeten Psychiater
vorgenommen werden muss.'® Auch das Gesetz in der
Slowakei schreibt nicht explizit vor, dass der Arzt, der
die medizinische Beurteilung vornimmt, Gber spezielle
Fachkenntnisse auf dem Gebiet der Psychiatrie verfligen
muss. In Luxemburg muss dem Antrag auf Einweisung
einer Person ein Attest eines Arztes beiliegen, der nicht
der Belegschaft der psychiatrischen Abteilung des auf-
nehmenden Krankenhauses angehort.™® Im Jahr 2009,
unmittelbar vor der Gesetzesreform in Luxemburg,
aduRerte das CPT Bedenken hinsichtlich der Tatsache,
dass der die Erstbeurteilung vornehmende Arzt kein
Facharzt der Psychiatrie sein muss.™®

In der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten sieht das Gesetz
jedoch vor, dass - im reguldren Verfahren - nur Medizi-
ner mit anerkannter Ausbildung und Erfahrung auf dem
Gebiet der Psychiatrie fir die Durchfiihrung der Unter-
suchung sowie die Erstellung des medizinischen Gut-
achtens berechtigt sind. Ein Beispiel ist Rumanien, wo
ein ,qualifizierter Psychiater” eine Entscheidung trifft,
die durch eine mit drei Mitgliedern besetzte Revisions-
kommission (comisia de revizie) bestatigt wird. Diese

187 Europarat, CPT (2010g), Randnr. 73.

188 Europarat, CPT (2010a), Randnr. 205.

189 Luxemburg, Gesetz Uber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009, Artikel 9.

190 Europarat, CPT (2010b), Randnr. 104.



drei Mitglieder werden vom Direktor des Krankenhauses
ernannt - zwei Psychiater, ,nach Moglichkeit andere als
derjenige, der die urspriingliche Entscheidung getroffen
hat”, und ein Arzt einer anderen Fachrichtung oder ein
Vertreter der Zivilgesellschaft.™

In bestimmten Situationen kann es vorkommen, dass
sowohl ein Allgemeinmediziner als auch ein Psychia-
ter in das Beurteilungsverfahren involviert sind. Dies
hangt mit der Tatsache zusammen, dass die Gesetze
der EU-Mitgliedstaaten oftmals Situationen vorsehen, in
denen ein Antrag auf unfreiwillige Unterbringung und/
oder Behandlung von einem Mediziner gestellt wird, bei
dem es sich um einen Allgemeinmediziner handeln kann.
In Osterreich beispielsweise wird die vorldufige Beurtei-
lung durch einen im 6ffentlichen Sanitatsdienst stehen-
den Arzt oder einen Polizeiarzt vorgenommen. Dieser
stellt eine Bescheinigung aus, in der die Griinde anzu-
fuhren sind, aus denen der Arzt die Voraussetzungen der
Unterbringung fiir gegeben erachtet. Die Genehmigung
der Unterbringung erfolgt jedoch durch ein arztliches
Zeugnis des Leiters der psychiatrischen Abteilung, das
dieser nach einer Untersuchung der betroffenen Per-
son ausstellt.” Im Vereinigten Kénigreich (England
und Wales) wird der Unterbringungsantrag durch ,zwei
zugelassene Mediziner” gestellt,”* von denen einer ein
ausgebildeter Psychiater sein muss.™

In einigen Landern ist das Entscheidungsverfahren noch
starker geregelt. In Irland beispielsweise entscheidet
ein Gericht fur Fragen der psychischen Gesundheit
(Mental Health Tribunal), das mit drei Personen besetzt
ist - einem Facharzt fir Psychiatrie, einem Rechtsanwalt
(barrister) oder Verfahrensbevollmachtigten (solicitor)
mit mindestens siebenjadhriger praktischer Erfahrung und
einem Laien, bei dem es sich nicht um einen Arzt oder
eine Pflegekraft handeln darf.

Ein weiterer wichtiger Standard, der eine Schutzmal3-
nahme gegen willkirliche Entscheidungen darstellt,
ist die Anzahl der Sachverstdandigengutachten, die zur
Genehmigung der unfreiwilligen Unterbringung ein-
geholt werden, sowie deren Unabhangigkeit von der
Einrichtung, in der die Person untergebracht werden
soll. Der letztgenannte Aspekt wird in den Berichten
des CPT immer wieder angefiihrt.”® Unter Beachtung
dieses maf3geblichen Aspekts werden im nachsten
Abschnitt die nationalen rechtlichen Bestimmungen fir

191 Rumanien, Gesetz zur psychischen Gesundheit (Gesetz
487/2002), Artikel 52.

192 Osterreich, Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI 155/1990, §§ 8
und 10.

193 Vereinigtes Konigreich, Gesetz zur psychischen Gesundheit 1983
(c.20), Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 3 Absatz 3.

194 Ibid., c.20, Artikel 145 Absatz 1, gedndert durch das Gesetz zur
psychischen Gesundheit 2007.

195 Siehe beispielsweise: Europarat, CPT (2010c), Randnr. 61;
Europarat, CPT (20093), Randnrn. 137-138; Europarat, CPT
(2010d), Randnrn. 44 und 46.

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

die Anzahl der in das Beurteilungsverfahren vor der Ent-
scheidung tiber eine unfreiwillige Unterbringung einge-
bundenen Sachverstandigen analysiert.

In neun EU-Mitgliedstaaten sind mit einem Sachver-
standigengutachten eines Mediziners die rechtlichen
Anforderungen hinsichtlich der Beurteilung der psych-
iatrischen Erkrankung einer Person erfillt. Dies gilt fir
Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland,
Luxemburg, die Niederlande, Polen und die Tschechi-
sche Republik. Zwar kénnte in manchen Landern die Ent-
scheidungsbehdrde - in der Mehrzahl der Mitgliedstaaten
das Gericht (siehe Abschnitt 2.3.2) - ein zusatzliches Gut-
achten verlangen oder einen zusétzlichen unabhangigen
Sachverstandigen bestellen, diese Schutzmalinahme ist
jedoch fakultativ. In den Niederlanden beispielsweise
wird das Gericht von dem Therapeuten des Patienten
(z. B. einem Psychiater, Psychologen oder Allgemeinme-
diziner) informiert und kann in besonderen Fallen einen
zusatzlichen unabhdngigen Sachverstandigen bestellen.
Ahnliche Bestimmungen finden sich im nationalen Recht
anderer Staaten.

In fast der Halfte der EU-Mitgliedstaaten werden zwei
Sachverstéandigengutachten (arztliche Zeugnisse) ver-
langt. Weitere vier Lander sehen eine Kommission oder
die getrennten Gutachten von drei oder mehr ,Arzten”
vor. Diese kénnen als entscheidender Schritt betrachtet
werden, wenn es um die Sicherstellung der Unpartei-
lichkeit des arztlichen Gutachtens und die Verhiitung
willkirlicher Entscheidungen geht. Beispielsweise ist in
Schweden die Entscheidung dariber, ob der Zwangs-
behandlungsschein ausgestellt wird, der erste Schritt
in einer Beurteilung der Notwendigkeit einer Zwangs-
behandlung durch zwei Arzte. Die Anordnung der
unfreiwilligen Behandlung muss auf einem Behand-
lungsschein basieren, der von einem anderen als dem
Uber die Einweisung des Patienten entscheidenden Arzt
auszustellen ist. Die Einweisungsentscheidung ist durch
den Chefarzt beziehungsweise den leitenden Psychiater
der Einrichtung zu treffen, in der der Patient behandelt
werden soll. Uberdies iiberpriift das Verwaltungsgericht
alle Zwangseinweisungen und sieht die Untersuchung
des Patienten durch einen unabhangigen Facharzt fir
Psychiatrie vor."¢

In Finnland, Frankreich, Irland, Lettland, Litauen und
Rumanien schreibt das Gesetz mehr als zwei arztliche

196 Schweden, Gesetz iber die Zwangsbehandlung in der Psychiatrie,
Artikel 4-13.
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Gutachten vor. Nach Artikel 1 Absatz 6 des lettischen
Gesetzes Uber die &rztliche Behandlung wird ein ,Arz-
terat” einberufen, der definiert ist als , eine Zusammen-
kunft von nicht weniger als drei Arzten zur Stellung einer
Diagnose und zur Festlegung der weiteren Behandlungs-
strategie”. In dhnlicher Weise sind in Finnland im Ver-
lauf des Verfahrens zur Anordnung der unfreiwilligen
Behandlung einer Person auf der Grundlage des Geset-
zes zur psychischen Gesundheit die Gutachten von drei
unabhangigen Arzten maRgeblich. Gutachten werden
eingeholt von dem zuweisenden Arzt, dem behandeln-
den Krankenhausarzt und dem Chefarzt des Kranken-
hauses. Zudem wird, wenn eine Person zur Beobachtung
eingewiesen wurde - vor Beginn der Beobachtung -
durch einen Arzt begutachtet, ob die Anforderungen fir
die unfreiwillige Unterbringung voraussichtlich erfillt
sind.®” Den finnischen Behdrden zufolge werden die
Rechte der Patienten durch die Zahl der eingebunde-
nen Arzte (bis zu vier) ordnungsgemaR gewahrt.”® In
Frankreich und Litauen sind an der Beurteilung zwei
Psychiater sowie ein weiterer Arzt beteiligt. In Frank-
reich fihrt der Arzt innerhalb der ersten 24 Stunden der
Beobachtung eine korperliche Untersuchung durch;™?in
Litauen vertritt er die Verwaltung der psychiatrischen
Einrichtung.20

2.3.2. Behorden oder Einzelpersonen,
die zur Entscheidung
uber eine unfreiwillige
Unterbringung befugt sind

Die Intervention eines Richters oder einer anderen zustan-
digen Stelle ist Bestandteil aller auf Ebene des Europa-
rats erarbeiteten Standards (siehe Abschnitt 1.2.2). Der
Erlduternde Bericht zu Empfehlung Rec(2004)10 stellt
klar, dass , das Grundprinzip darin besteht, dass eine Par-
tei, die unabhangig von der Person oder der Stelle ist, die
die MalRnahme vorschlagt, eine unabhéngige Entschei-
dung [Uber die unfreiwillige Unterbringung] trifft”.2%' Die
Empfehlung des Europarats schlief3t nicht aus, dass die
Entscheidung von einem Arzt getroffen wird.?? In den
Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten finden sich
beide Konzepte, sowohl Entscheidung durch einen Rich-
ter als auch Entscheidung durch einen Arzt.

In einer groRen Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten wird
die endgliltige Entscheidung durch eine nicht medizi-
nische Behorde getroffen. Der Entscheidungsprozess
besteht aus verschiedenen Schritten. Zu Beginn steht in

197 Finnland, Gesetz zur psychischen Gesundheit, Artikel 9 Absatz 3.

198 Europarat, CPT (2009b), Randnr. 53.

199 Frankreich, Gesetzbuch tber die 6ffentliche Gesundheit, Artikel
L. 3211-2-2. Siehe auch: Europarat, CPT (2012), Randnr. 178.

200 Litauen, Gesetz uber die psychische Gesundheitsversorgung/1995,
Nr. 1-924, Anderung 2005, Artikel 16.

201 Europarat, Ministerkomitee (2004a), Randnr. 151.

202 Ibid., Grundsatz 20 Absatz 2.

der Regel eine arztliche Bescheinigung, die von einem
oder mehreren Medizinern ausgestellt wird (siehe
Abschnitt 2.3.1). Auf der Grundlage der Bescheinigung
entscheidet ein Gericht oder eine gerichtsdhnliche
Behorde Gber die Unterbringung.

In den meisten EU-Mitgliedstaaten wird die Entschei-
dung Uber die unfreiwillige Unterbringung in einem
reguldren Einweisungsverfahren durch eine nicht
medizinische Behorde getroffen, in der Regel handelt
es sich dabei um ein Gericht. Dem Bericht von 2002 ist
zu entnehmen, dass die Gesetze von zehn der damals
15 EU-Mitgliedstaaten diese Anforderung enthielten. In
den EU-27 kommt diese Herangehensweise in 21 Mit-
gliedstaaten zum Tragen. In Belgien beispielsweise wird
die Entscheidung ber eine Beobachtung durch einen
Richter im Anschluss an einen Antrag eines Beteiligten
getroffen.?®> Nachdem der Direktor der Einrichtung dem
Richter einen Bericht des arztlichen Leiters der Abtei-
lung Gbermittelt hat, trifft der Richter eine Entscheidung
Uber die Verlangerung der Unterbringung. In dringenden
Fallen entscheidet der Staatsanwalt, wobei er innerhalb
von 24 Stunden nach dieser Entscheidung den Richter
in Kenntnis zu setzen hat.?** Im Vereinigten K6nigreich
handelt es sich -in Abhangigkeit vom jeweiligen Rechts-
system - nicht immer um eine gerichtliche Entscheidung,
die jedoch in jedem Fall auRerhalb des Zustandigkeitsbe-
reichs der medizinischen Behorde liegt und von anderen
unabhéngigen Behorden getroffen wird. In England und
Wales kann die unfreiwillige Unterbringung durch den
,Nachsten Verwandten” der unterzubringenden Per-
son initiiert werden.?®> Die zweite Méglichkeit, die in
der grofen Mehrzahl der Falle zur Anwendung kommt,
besteht darin, dass die Entscheidung durch eine aner-
kannte Fachkraft fir psychische Gesundheit (Approved
Mental Health Professional) getroffen wird. Um als sol-
che zu gelten, muss eine Person eine der folgenden
Qualifikationen vorweisen: Sozialarbeiter, Pflegekraft
mit praktischer Erfahrung im Bereich der psychischen
Gesundheit, Pflegekraft fir Menschen mit Lernbehin-
derung, Ergotherapeut oder Diplom-Psychologe (char-
tered psychologist).?%¢ Diese Person muss zudem einen
von der Regierung zugelassenen Schulungslehrgang
absolviert haben. Ein dhnliches System gilt in Nordir-
land, mit der Ausnahme, dass der Antrag auf Einweisung
zur Begutachtung nur durch den néchsten Verwandten
oder einen Sozialarbeiter gestellt werden kann, nicht
durch eine andere Fachkraft. In Schottland missen alle
Antrdge Gegenstand einer Anhorung vor dem Gericht
fur Fragen der psychischen Gesundheit (Mental Health

203 Belgien, Gesetz Gber den Schutz von Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen, 26. Juni 1990, Artikel 5.

204 Ibid., Randnr. 9.

205 Vereinigtes Konigreich, Gesetz zur psychischen Gesundheit 1983
(c.20), Artikel 11 Absatz 1.

206 Vereinigtes Konigreich, Mental Health (Approved Mental
Health Professionals) (Approval) (England) Regulations 2008,
S11206/2008, reg. 3 (1) und Schedule 1.



Tribunal) sein. Das Gericht ist befugt,?’ diverse Verfi-
gungen zu erlassen, auch in Bezug auf die unfreiwil-
lige Unterbringung und die Durchfiihrung medizinischer
Behandlungen. Es ist mit drei Personen besetzt - ein
Rechtsanwalt, ein Arzt und ein ,allgemeines Mitglied”
(general member).2%® Das ,allgemeine Mitglied” muss
Uber eine Ausbildung bzw. einschléagige Kompetenzen
oder Erfahrungen im Umgang mit Menschen mit psy-
chischen Stérungen verfligen. Laut den Bestimmun-
gen?® kann es sich dabei um einen Gesundheits- und
Krankenpfleger, einen klinischen Psychologen, einen
Sozialarbeiter, einen Ergotherapeuten oder eine Person,
die einer anderen Beschéftigung im Gesundheits- oder
Pflegebereich nachgeht, handeln. In jedem Fall muss die
betreffende Person tber Erfahrungen als Dienstnehmer
oder Anbieter von Dienstleistungen verfiigen.?"

In Luxemburg entscheidet ein eigens bestellter Richter
in dem Bezirk, in dem sich die betroffene Person aufhalt,
Gber die unfreiwillige Unterbringung.?" Jeder Gerichts-
bezirk verfiigt Giber einen Richter, der die Einweisung
von Personen in medizinische Versorgungseinrichtungen
Uberwacht und dariiber entscheidet, ob die betreffende
Person unter Beobachtung gestellt oder entlassen wird.
Zudem Uberwacht er eventuelle kinftige Einweisungen
oder Unterbringungen. Der Richter ist auRerdem befugt,
Berichte anzufordern und nach seinem Ermessen Perso-
nen oder Stellen anzuhoren, um sich ein klares Bild von
der Situation zu machen, auf das er seine Entscheidung
stitzen kann.

In einigen EU-Mitgliedstaaten handelt es sich jedoch
letztendlich um eine medizinische Entscheidung. In
Malta beispielsweise liegt die Entscheidung beim Leiter
des psychiatrischen Krankenhauses?™? und in Ruméanien
entscheidet die ,medizinische Behorde” 2" Das finni-
sche Gesetz zur psychischen Gesundheit schreibt vor,
dass die endgliltige Entscheidung Gber eine unfreiwil-
lige Behandlung einer Person - die eine unfreiwillige
Unterbringung erfordert - nach Ablauf eines viertdgigen
Beobachtungszeitraums durch den leitenden Psychiater
des Krankenhauses zu treffen ist. Diese Entscheidung
ist fir drei Monate qgultig. Fir eine Verldngerung, mit
einer Gultigkeitsdauer von bis zu sechs Monaten, wird
eine zweite Entscheidung getroffen, die der sofortigen

207 Vereinigtes Konigreich, Mental Health (Care and Treatment)
(Scotland) Act 2003, asp. 13, Artikel 66.

2081bid., asp. 13, Schedule 2, para 1.

209 Vereinigtes Konigreich, Mental Health Tribunal for Scotland
(Appointment of General Members) Regulations 2004, SSI 2004
No. 375, 21. September 2009.

210 Ibid., reg2(1)(a).

211 Luxemburg, Gesetz tber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009, Artikel 13.

212 Malta, Gesetz zur psychischen Gesundheit, Artikel 16 Absatz 1.

213 Rumanien, Gesetz zur psychischen Gesundheit (Gesetz
487/2002), Artikel 52.

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

Bestatigung durch das Verwaltungsgericht unterliegt.?™
Im Jahr 2011 kritisierte der Ausschuss gegen Folter (CAT)
in seinen Schlussbetrachtungen in Bezug auf Finnland
das finnische Verfahren und empfahl eine Reform des
Gesetzes zur psychischen Gesundheit.?® Auch in Ddne-
mark, Irland und Schweden werden Unterbringungsent-
scheidungen durch Psychiater oder Allgemeinmediziner
getroffen.

2.3.3. Gesetzlich vorgeschriebene
Anhorung der Person

Der Bericht von 2002 untersuchte die gesetzlich vor-
geschriebene Anhorung der betroffenen Person, wobei
der Schwerpunkt besonders auf der Anwesenheit der
Person bzw. einer Vertretung wahrend der Anhérung vor
einem Richter lag. In der EU-15 war eine solche Anhg-
rung in 12 Mitgliedstaaten gesetzlich vorgeschrieben.?'
Auch laut Empfehlung Rec(2004)10 sollte der Richter
sowohl im Rahmen eines Verfahrens zur unfreiwilligen
Unterbringung als auch im Rahmen eines Verfahrens zur
unfreiwilligen Behandlung die Meinung der betroffenen
Person beriicksichtigen.?”

In der Gberwiegenden Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten
verlangt das Gesetz die Anwesenheit der betroffenen
Person bei der Anhérung, in deren Verlauf Gber eine
unfreiwillige Unterbringung entschieden wird. Diese
Verpflichtung kann verfassungsrechtlicher Art sein, wie
in Deutschland,?® oder in den spezifischen Rechtsvor-
schriften enthalten sein. In Estland beispielsweise muss
die Person, die unfreiwillig untergebracht werden soll,
vor der gerichtlichen Entscheidung angehort werden.?®
Der Oberste Gerichtshof hat bei zahlreichen Gelegen-
heiten befunden, dass die Gerichte alles in ihrer Macht
Stehende unternehmen missen um sicherzustellen, dass
die betroffene Person bei der gerichtlichen Anhérung
anwesend ist. Das Gericht muss tatig werden, um die
Fahigkeit der Person zur Teilnahme an der gerichtlichen
Anhorung festzustellen und dafiir Sorge tragen, dass
die Person an dem Gerichtsverfahren teilnimmt, das
die Festlegung der Beschrdankungen ihrer Rechte zum
Gegenstand hat. Die Gerichte sollten bei der Entschei-
dung dariber, ob die betroffene Person an der Anh6rung
teilnehmen sollte oder nicht, ,das hochstmogliche Maf3

214 Finnland, Gesetz zur psychischen Gesundheit, Artikel 10.

215 UN, CAT (2011), Randnr. 11.

216 Salize, H. ). et al. (2002), S. 25.

217 Europarat, Ministerkomitee (2004a), Artikel 20 Absatz 1 Ziffer i.
218 Deutschland, Grundgesetz, Artikel 103 Absatz 1.

219 Estland, Zivilprozessordnung, 20. April 2005, Artikel 536 Absatz 1.
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an Gewissheit” erlangen.??° Wird die betroffene Per-
son nicht persénlich angehoért, muss das Gericht dies
objektiv begriinden und dokumentieren. Eine dhnliche
Verpflichtung schreibt das zypriotische Recht vor. Der
CPT merkte jedoch an, dass die Patienten bei der gericht-
lichen Anhérung praktisch nie anwesend waren. Der per-
sonliche Vertreter war haufig ein Familienangehériger
und gleichzeitig die Person, die die Krankenhauseinwei-
sung beantragt hatte.?”

In einigen EU-Mitgliedstaaten wird die Person mogli-
cherweise nicht im Rahmen einer formellen Anhorung
angehort. In der Tschechischen Republik beispielsweise
holt das Gericht zwar die Meinung des Patienten ein,
im Zuge der formellen Entscheidung jedoch kann -
wenn der Patient fir unfahig befunden wird, an dem
Verfahren teilzunehmen - die anfangliche Unterbrin-
gungsentscheidung in dessen Abwesenheit getroffen
werden.?22 |n Lettland hat eine Person das Recht, im
Uberpriifungsverfahren angehért zu werden, wenn ein
Richter dies fir ,moglich” erachtet.?> Der CPT schlug in
seinen Bemerkungen vor, das Recht auf Anhérung der
betroffenen Person durch einen Richter zu starken.??
Das italienische Gesetz verlangt keine Anhorung der
betroffenen Person. Die Anhérung kann vor einem Vor-
mundschaftsrichter und einem Gericht stattfinden, die
berechtigt sind, die fir notwendig erachteten Untersu-
chungen durchzufihren.??

2.3.4. Behorden oder Einzelpersonen,
die zur Entscheidung iiber die
Beendigung der Mal3nahme
befugt sind

CPT-Standards

Die unfreiwillige Unterbringung in einer psych-
iatrischen Einrichtung sollte enden, sobald der
Geisteszustand des Patienten sie nicht mehr
erfordert.??

220Siehe beispielsweise: Estland, Oberster Gerichtshof
(Riigikohus/3-2-3-14-05), 19. Dezember 2005, Randnr. 10;
Estland, Oberster Gerichtshof (Riigikohus/3-2-3-10-05),
26. September 2005, Randnr. 12; Estland,
(Riigikohus/3-2-3-11-05), 12. September 2005, Randnr. 8; Estland,
(Riigikohus/3-2-3-8-05), 8. Juni 2005, Randnr. 9.

221 Europarat, CPT (2008), Randnr. 119.

222Tschechische Republik, Zivilprozessordnung, Gesetz Nr. 99/1963
Slg., Artikel 191d Absatz 3.

223 Lettland, Gesetz uber die arztliche Behandlung, 26. Februar 1998,
Artikel 68 Absatz 9.

224 Europarat, CPT (2009c), Randnr. 132.

225talien, Gesetz Nr. 833/1878, 23. Dezember 1978.

226 Europarat, CPT (2010f), Randnr. 56.

In der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten wird die Auf-
hebung einer unfreiwilligen Unterbringung durch den
behandelnden Arzt angeordnet. Artikel 11 des danischen
Gesetzes Uber die Anwendung von Zwang in der Psy-
chiatrie beispielsweise besagt, dass eine unfreiwillige
Unterbringung beendet werden muss, wenn die Vor-
aussetzungen fir die Zwangsbehandlung nicht mehr
vorliegen. Dies muss unabhéngig davon geschehen, ob
der Patient die Entscheidung durch Einreichung eines
Entlassungsantrags initiiert hat oder nicht. Im Rahmen
des Uberpriifungsverfahrens muss der Chefarzt fest-
stellen, ob die Voraussetzungen, die die unfreiwillige
Unterbringung legitimieren, weiterhin vorliegen. Dies
hat in folgenden Zeitabstdnden zu geschehen: drei, zehn,
20 und 30 Tage nach Beginn der unfreiwilligen Unter-
bringung und danach mindestens alle vier Wochen.??’
In der Tschechischen Republik ist die Einrichtung jeder-
zeit zur Entlassung des Patienten berechtigt, wenn sich
die Situation veréndert, und zwar unabhangig von der
gerichtlichen Anordnung, in der ein spezifischer Zeitrah-
men festgelegt wurde.??®

In vielen Mitgliedstaaten ergibt sich die Beendigung einer
Zwangsunterbringung oder Zwangsbehandlung aus der
Zusammenarbeit von medizinischem Personal und dem
Gericht. In Ungarn beispielsweise entscheidet in der
Regel das Gericht Giber die Beendigung der Behandlung.
Nach Artikel 199 Absatz 9 und Artikel 200 Absatz 8 des
Gesundheitsgesetzes muss der Patient jedoch aus der
Einrichtung entlassen werden, wenn seine Zwangsbe-
handlung nicht mehr gerechtfertigt ist.??® Dadurch erhalt
der Leiter der Einrichtung die Befugnis, den Patienten
jederzeit zwischen den Anhérungen der vorgeschrie-
benen gerichtlichen Uberpriifung zu entlassen, wenn
die behandelnden Arzte beschlieRen, dass der Patient
nicht mehr in der Einrichtung behandelt werden muss.
Artikel 763 Absatz 4 des spanischen Zivilprozessgeset-
zes regelt gleichermaf3en die Beendigung einer unfrei-
willigen Behandlung als medizinische Entscheidung,
die dem zustdndigen Gericht unverziiglich mitzuteilen
ist. Eine dhnliche Bestimmung findet sich in Artikel 99
Absatz 1 des griechischen Gesetzes 2071/1992 und in
Artikel 71 des slowenischen Gesetzes 77/08 zur psy-
chischen Gesundheit.

In Deutschland wird die unfreiwillige Unterbringung
durch verschiedene Rechtsakte geregelt, und auch
beziiglich der Aufhebung einer Zwangseinweisung gibt
es verschiedene Vorschriften. Unfreiwillige Unterbrin-
gungsmalfinahmen nach 6ffentlichem Recht werden
durch dasselbe Gericht beendet oder aufgehoben, das

227 Danemark, Konsolidiertes Gesetz Uber die Anwendung von Zwang
in der Psychiatrie, Nr. 1111 vom 1. November 2006, Artikel 21
Absatz 2.

228Tschechische Republik, Zivilprozessordnung, Gesetz Nr. 99/1963
Slg., Artikel 191e Absatz 2.

229Ungarn, Gesundheitsgesetz, 15. Dezember 1997,

Artikel 199 Absatz 9 und Artikel 200 Absatz 8.



die Unterbringung urspriinglich angeordnet hat. In vielen
Bundesléndern endet die Unterbringung automatisch,
wenn sie fir eine begrenzte Zeitspanne angeordnet
wurde und das Gericht die Zeitspanne nicht vor Ablauf
verlangert hat. Bei privatrechtlichen Unterbringungs-
maflnahmen nach Paragraf 1906 Absatz 3 Birgerliches
Gesetzbuch muss die Unterbringung durch den Betreuer
beendet werden, sobald die Kriterien fir die Unter-
bringung nicht mehr vorliegen. Der Betreuer setzt das
Gericht lediglich Gber die Aufhebung der Unterbringung
in Kenntnis. Das Gericht selbst entscheidet nur, wenn
es erfahrt, dass der Betreuer seiner Verpflichtung zur
Aufhebung der Unterbringung nicht nachgekommen ist.
Uber die Beendigung einer unfreiwilligen Behandlung
entscheidet das Gericht, wenn es darum ersucht wurde.

In einer anderen Gruppe von EU-Mitgliedstaaten kénnen
nur nicht medizinische Behorden tber die Aufhebung
einer unfreiwilligen Unterbringung entscheiden. In Bul-
garien und Estland beispielsweise ist dies das Gericht.
In Italien, wo der Biirgermeister iber eine unfreiwillige
Unterbringung entscheidet, ist dieser auch fir die Ent-
scheidung Gber die Beendigung oder Anderung einer
medizinischen Zwangsbehandlung zustandig.?*° In
Frankreich besagt Artikel L. 3211-12 des Gesetzbuchs
Uber die 6ffentliche Gesundheit, dass ein Richter jeder-
zeit die Aufhebung einer unfreiwilligen Unterbringung
beschlieen kann, und zwar entweder auf Antrag oder
aber basierend auf Informationen, die ihm tUbermittelt
wurden. Paragraf 31 des 6sterreichischen Unterbrin-
gungsgesetzes wahlt einen dhnlichen Ansatz.?'

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gesetze der
EU-Mitgliedstaaten, unabhangig von der Entscheidungs-
behorde, Artikel 24 Absatz 1 der Empfehlung Rec(2004)
folgen, der besagt, dass , die unfreiwillige Unterbringung
oder unfreiwillige Behandlung beendet werden sollten,
wenn eines oder mehrere der Kriterien fir die Mal3-
nahme nicht mehr erfillt sind”.

Dieser vergleichende Uberblick schlie3t mit einer kurzen
Darstellung der wichtigsten Verfahrensgarantien.

230 Italien, Gesetz Nr. 833/1878, 23. Dezember 1978, Artikel 33
Absatze 3 und 8.
231 Osterreich, Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI 155/1990, § 31.

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

2.4. Uberpriifung
der Einweisung
und Rechtsmittel

Verfahrensgarantien stellen duBerst wichtige Schutz-
mafRnahmen gegen Missbrauch dar. Eine vollsténdige
Analyse wirde eine Erérterung mehrerer fur die nati-
onalen Uberpriifungssysteme maRgeblichen Gesetze
erfordern. Die nachstehenden Ausfiihrungen konzent-
rieren sich auf zwei SchlUsselelemente, die veranschau-
lichen, welche Bedeutung Verfahrensgarantien in den
Mitgliedstaaten beigemessen wird: der unentgeltliche
Rechtsbeistand und das Recht, Entscheidungen (iber die
unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behand-
lung anzufechten.

2.4.1. Unentgeltlicher Rechtsbeistand

Eine angemessene rechtliche Unterstiitzung ist unmit-
telbar mit einem wirksamen Zugang zur Justiz verknupft.
Dies wird durch Artikel 47 Absatz 3 der Charta der Grund-
rechte der Européischen Union deutlich gemacht und
wurde in zahlreichen Fallen durch die Rechtsprechung
des EGMR bestatigt.? Artikel 25 Absatz 3 der Empfeh-
lung Rec(2004)10 legt die Verpflichtungen der Staaten
hinsichtlich der Gewahrung von Rechtsbeistand dar,
wenn eine Person gegen ihre Unterbringung Rechts-
mittel einlegen will. Der Artikel besagt, dass ,,die Person,
wenn sie sich nicht selbst vertreten kann, das Recht
auf einen Rechtsanwalt und, in Ubereinstimmung mit
den nationalen Rechtsvorschriften, auf unentgeltliche
Prozesskostenhilfe haben sollte”. Der Bericht von 2002
stellte fest, dass in der EU-15 acht Mitgliedstaaten Pro-
zesskostenhilfe fir Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen vorsah.?

Die Ergebnisse der FRA zeigen, dass diese Anforde-
rung in den Gesetzen der iberwiegenden Mehrheit der
EU-Mitgliedstaaten zum Ausdruck kommt, die unent-
geltlichen Rechtsbeistand entweder unter bestimmten
Bedingungen oder automatisch vorsehen. Dariber hin-
aus schreiben in mehreren Mitgliedstaaten umfassende
Bestimmungen zur Prozesskostenhilfe vor, dass auto-
matisch ein Rechtsanwalt bestellt wird (beispielsweise
in Belgien, Bulgarien, den Niederlanden, Slowenien
oder Ungarn).?*

232 Zur Prozesskostenhilfe siehe: FRA (2011b), S. 47 ff.

233 Salize, H. ). et al. (2002), S. 35.

234 Belgien, Gesetz Gber den Schutz von Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen, 26. Juni 1990, Artikel 7 Absatz 1;
Bulgarien, Gesundheitsgesetz, Artikel 158 (4); Niederlande,
Gesetz Uber (die Zwangseinweisung in) psychiatrische
Krankenhduser 1992, Artikel 8 Absatz 3; Slowenien, Gesetz zur
psychischen Gesundheit 77/08, 28. Juli 2008, Artikel 31 und 68;
und Ungarn, Gesundheitsgesetz, 15. Dezember 1997, Artikel 201
Absatz 4.
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Wird unentgeltliche Prozesskostenhilfe nicht automa-
tisch gewahrt, ist sie an die Zahlungsfahigkeit der betref-
fenden Personen geknipft. Beispielsweise legt das
Gesetz Gber die psychiatrische Behandlung von 1997 in
Zypern fest, dass das Gericht, wenn es dies fur erforder-
lich erachtet und unter Beriicksichtigung der finanziellen
Situation des Patienten, anordnen kann, dass sowohl die
Kosten des Rechtsanwalts als auch des Psychiaters des
Patienten aus staatlichen Mitteln bestritten werden.? In
dhnlicher Weise sieht auch in Polen das Gesetz Giber den
Schutz der psychischen Gesundheit nicht in allen Féllen
die Gewahrung von kostenlosem Rechtsbeistand fir die
betroffene Person vor. Das Gesetz besagt jedoch, dass
das Gericht unentgeltliche Prozesskostenhilfe gewahren
kann, wenn es die Mitwirkung eines Rechtsanwalts fir
erforderlich erachtet.?¢

In anderen Léndern ist die Gewdhrung von unentgelt-
lichem Rechtsbeistand davon abhangig, ob die einer
unfreiwilligen Unterbringung unterliegende Person
ihren eigenen Rechtsvertreter fir das Rechtsmittelver-
fahren wahlt oder sich durch einen vom Staat bestellten
Rechtsanwalt vertreten l3sst. Dies ist in Danemark und
der Tschechischen Republik der Fall, wo der Staat zwar
die Vertretungskosten im Falle von durch das Gericht
bestellten Anwaélten trégt, dies aber nicht fir Situationen
qgilt, in denen die betroffene Person einen eigenen Ver-
treter gewahlt hat.?*’ Eine dhnliche Regelung findet sich
in Irland, %8 Lettland?*® und Litauen,?*° wo eine Person
unentgeltlichen Rechtsbeistand erhélt, wenn sie keinen
Rechtsvertreter hat.

2.4.2. Uberpriifung und Rechtsmittel
im Zusammenhang mit
der RechtmaRigkeit einer
unfreiwilligen Unterbringung und/
oder unfreiwilligen Behandlung

Artikel 25 der Empfehlung Rec(2004)10 besagt, dass
die Mitgliedstaaten zu gewahrleisten haben, dass einer
unfreiwilligen Unterbringung oder Behandlung unterlie-
gende Menschen folgende Maglichkeiten haben: gegen
eine Entscheidung Rechtsmittel einzulegen; die Recht-
maRigkeit der MaRnahme oder den Fortbestand ihrer

235 Zypern, Gesetz Nr. 77(1) von 1997 uber die Errichtung und den
Betrieb von psychiatrischen Zentren fir die Betreuung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen, den Schutz
der Rechte solcher Menschen und die Festlegung der Pflichten
und Zustandigkeiten von Angehorigen, Artikel 10 Absatz 1
Buchstabe h.

236 Polen, Gesetz Uber den Schutz der psychischen Gesundheit,
Artikel 48.

237 Danemark, Justizverwaltungsgesetz, Artikel 470, Absatz 2;
Tschechische Republik, Zivilprozessordnung, Gesetz Nr. 99/1963
Slg., Artikel 191 Buchstabe g.

238Irland, Gesetz zur psychischen Gesundheit 2007,

1. November 2006, Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b.

239 Lettland, Gesetz Gber die &rztliche Behandlung, 26. Februar 1998,
Artikel 68 Absatz 7 und Artikel 68.

240 Litauen, Gesetz Uber die psychische Gesundheitsversorgung/1995,
Nr. 1-924, Anderung 2005, Artikel 28.

Anwendung durch ein Gericht in regelmaéf3igen Abstén-
den Uberprifen zu lassen - unabhangig davon, ob die
betroffene Person, ihr Rechtsanwalt oder ihr Vertreter
eine solche Uberpriifung beantragt; im Rahmen solcher
Uberpriifungs- oder Rechtsmittelverfahren persénlich
oder Uber einen Rechtsanwalt oder Vertreter angehért
zu werden. Der Bericht von 2002 analysierte diese Frage
bezogen auf das Recht auf ein Beschwerdeverfahren
und gelangte zu dem Schluss, dass alle Mitgliedstaaten
der EU-15 derartige Garantien vorsahen.

In der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten sehen die nati-
onalen Rechtsvorschriften im Bereich der psychischen
Gesundheit ein Rechtsmittelverfahren gegen eine
Entscheidung zur unfreiwilligen Unterbringung vor.
In Luxemburg konnen Patienten jederzeit gegen ihre
Unterbringung Rechtsmittel einlegen, indem sie vor dem
fur die Einrichtung zustandigen Bezirksgericht ihre Ent-
lassung beantragen. Auch andere Beteiligte konnen bei
Gericht Rechtsmittel einlegen.?*" Nach niederlandischem
Recht kann ein ,Patient” bei einem Richter (in Fallen der
unfreiwilligen Unterbringung) oder bei einem Beschwer-
deausschuss (in Fallen der unfreiwilligen Behandlung)
die Beendigung der Unterbringung oder Behandlung
beantragen. Gegen die Entscheidung sowohl des Rich-
ters als auch des Beschwerdeausschusses kann der Pati-
ent bei einem hoheren Gericht Rechtsmittel einlegen.?*

In mehreren EU-Mitgliedstaaten legen die nationalen
Rechtsvorschriften einen Zeitrahmen fest, innerhalb
dessen Rechtsmittel eingelegt werden missen. In vie-
len Fallen deckt sich dieser Zeitrahmen mit den Vor-
gaben dazu, wie schnell die Rechtsmittelinstanz Giber
die Rechtmaligkeit der Unterbringungsanordnung zu
entscheiden hat. In Spanien beispielsweise kann bei dem
fur das medizinische Zentrum geografisch zusténdigen
Untersuchungsrichter ein Habeas-Corpus-Verfahren zur
Anfechtung der Rechtmafigkeit einer Freiheitsentzie-
hung infolge einer unfreiwilligen Unterbringung in einer
staatlichen psychiatrischen Klinik angestrengt werden.
Der Richter muss innerhalb von 24 Stunden entschei-
den. Die Anerkennung des Habeas Corpus impliziert
jedoch nicht notwendigerweise eine Aufhebung der
MaRnahme, sondern kann stattdessen die Verlegung
des Patienten in ein anderes, besser geeignetes medi-
zinisches Zentrum nach sich ziehen.

241 Luxemburg, Gesetz Uber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009, Artikel 30.

242 Niederlande, Gesetz uber (die Zwangseinweisung in)
psychiatrische Krankenhduser 1992.



In fast allen EU-Mitgliedstaaten enthalten die Gesetze
spezifische Bestimmungen fir die regelmaRige gericht-
liche Uberpriifung der RechtmaRigkeit der MaRnahme
oder ihrer weiteren Anwendunag. In Irland beispielsweise
werden Unterbringungsanordnungen durch die Gerichte
fur Fragen der psychischen Gesundheit (Mental Health
Tribunals) Gberpriift. Diese Uberpriifungen erfolgen in
allen Fallen, in denen eine Entscheidung zur unfreiwilligen
Unterbringung einer Person erfolgt oder in denen eine
Anordnung zu unfreiwilligen Unterbringung verlangert
wird. Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes zur
psychischen Gesundheit auf dem Jahr 2001 besagt, dass
das Tribunal die Anordnung bestatigen kann, wenn es
davon Uberzeugt ist, dass der Patient unter einem psy-
chischen Gesundheitsproblem leidet. Sollte dies nicht
der Fall sein, kann das Tribunal nach Artikel 18 Absatz 1
Buchstabe b die Anordnung aufheben und die Entlassung
des Patienten einleiten. In Griechenland besagt Artikel 99
Absatz 2 des Gesetzes 2071/1992, dass eine unfreiwil-
lige Behandlung eine Dauer von sechs Monaten nicht
Uberschreiten darf. Die Notwendigkeit der unfreiwilligen
Behandlung wird nach den ersten drei Monaten durch den
Staatsanwalt Gberpriift, dem ein neues psychiatrisches
Gutachten vorgelegt wird. Basierend auf diesem Gutach-
ten kann der Staatsanwalt bei dem Gericht erster Instanz
die Fortfiihrung oder die Beendigung der unfreiwilligen
Behandlung beantragen.

Hinsichtlich der gesetzlich vorgeschriebenen Regel-
maRigkeit der Uberpriifungen bestehen zwischen den
Mitgliedstaaten signifikante Unterschiede. Unabhangig
von den Uberpriifungsverfahren schreiben die meisten
Rechtsvorschriften die Moglichkeit einer sofortigen Aus-
setzung der MalRnahmen im Falle einer Anderung der
Situation vor. Erstiiberprifungen von Mafnahmen der
unfreiwilligen Unterbringung oder Behandlung finden

Rechtsrahmen der EU-Mitgliedstaaten

dann nach einer kurzen Zeitspanne statt. Nachdem die
UnterbringungsmalRnahme durch die Erstiiberpriifung
bestatigt wurde, wird ein Zeitrahmen fir die regelma-
Rige Uberpriifung der Entscheidung vorgeschrieben.
In einigen Mitgliedstaaten finden regelmaRige Uber-
prifungen von Unterbringungsmalinahmen alle drei
Monate (Bulgarien,?** Portugal***), alle sechs Monate
(Finnland,?* Frankreich,?* Lettland,?* Litauen?*¢), nach
einem Jahr (Estland,?* Slowenien®°) oder nach zwei
Jahren (Belgien,?' Luxemburg®?) statt.

Es wurden hier nur einige der wichtigsten Verfahrens-
garantien aufgezeigt, die durch die Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten gewdhrt werden. Diese sind von
entscheidender Bedeutung, weil sie die Anwendung von
Zwang auf das absolut notwendige Mal3 beschranken.

In diesem Kapitel wurden die in den 27 EU-Mitgliedstaa-
ten geltenden Rechtsvorschriften in Bezug auf die unfrei-
willige Unterbringung und unfreiwillige Behandlung
untersucht. Es wurde aufgezeigt, dass die bestehenden
Standards im Zusammenhang mit Beurteilungs- und Ent-
scheidungsverfahren fiir die unfreiwillige Unterbringung
und unfreiwillige Behandlung in den Schutzmaf3nahmen
und Garantien der EU-Mitgliedstaaten in unterschiedli-
chem Male zum Ausdruck kommen. Das nachste Kapitel
beinhaltet Erfahrungsberichte von Menschen mit psy-
chischen Gesundheitsproblemen im Zusammenhang mit
unfreiwilliger Unterbringung, unfreiwilliger Behandlung,
Isolation und Fixierung sowie Anfechtung der Recht-
maRigkeit der Freiheitsentziehung. Diese individuellen
Erfahrungen wurden im Rahmen einer Feldstudie der
FRA in neun EU-Mitgliedstaaten gesammelt und erheben
nicht den Anspruch, représentativ fir die gegenwartige
Situation zu sein - weder in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten noch in der EU als Ganzes.

243 Bulgarien, Gesundheitsgesetz, 1. Januar 2005, Artikel 164
Absatz 3.

244 Portugal, Gesetz zur psychischen Gesundheit 36/98, 11. Juli 2002,
Artikel 35.

245 Finnland, Gesetz zur psychischen Gesundheit.

246 Frankreich, Gesetzbuch tiber die 6ffentliche Gesundheit,
Artikel L3211-2-1.

247 Lettland, Gesetz Uber die &rztliche Behandlung, 26. Februar 1998.

248 Litauen, Gesetz Uber die psychische Gesundheitsversorgung/1995,
Nr. 1-924, Anderung 2005, Artikel 28.

249 Estland, Zivilprozessordnung, 20. April 2005, Artikel 539 Absatz 1.

250 Slowenien, Gesetz zur psychischen Gesundheit 77/08,
28. Juli 2008, Artikel 70 Absatz 3.

251 Belgien, Gesetz Gber den Schutz von Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen, 26. Juni 1990, Artikel 14.

252 Luxemburg, Gesetz uber die Krankenhauseinweisung von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen ohne deren
Einwilligung, 10. Dezember 2009.
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Personliche Erfahrungen -
Ergebnisse der Feldstudie

Um ein besseres Verstandnis fir die beiden komplexen
Themenbereiche der unfreiwilligen Unterbringung und
unfreiwilligen Behandlung zu erlangen, ist es notwendig,
die personlichen Erfahrungen der Betroffen einzubezie-
hen. Die FRA flhrte eine eingehende Feldstudie durch,
in deren Rahmen Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen sowie ausgewahlte Interessenvertreter,
die Uiber einschlagige Fachkompetenz und Erfahrungen
verfligen, befragt wurden.?> Diese Erhebung liefert eine
Momentaufnahme der Erfahrungen von Menschen mit
Behinderungen in Bezug auf eine eigenstandige Lebens-
fihrung und die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Die
Studie umfasste ein breite Palette an Themenbereichen,
die in dem FRA-Bericht ,Wahlfreiheit und Selbstbestim-
mung: das Recht auf ein eigenstdndiges Leben - Erfah-
rungen von Menschen mit geistiger Behinderung und
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen in
neun EU-Mitgliedstaaten” (Choice and control: the right to
independent living - Experiences of persons with intellec-
tual disabilities and persons with mental health problems
in nine EU Member States) vorgestellt werden.

Dieses Kapitel stitzt sich auf die Ergebnisse der Erhe-
bung und konzentriert sich dabei auf die Erfahrungen
von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
im Zusammenhang mit unfreiwilliger Unterbringung
und unfreiwilliger Behandlung. Menschen mit geistiger
Behinderung, die im Zuge dieser Studie befragt wurden,
berichteten ebenfalls von Erfahrungen mit speziellen

253 Die Feldstudie wurde im Auftrag der FRA von folgenden
Wissenschaftlern aus den neun untersuchten Mitgliedstaaten
durchgefihrt: Slavka Kukova (Bulgarien), Petra Gromann
(Deutschland), Dominique Velche (Frankreich), Maria Mousmouti
(Griechenland), leva Leimane-Veldmeijere (Lettland), Georgiana
Pascu (Rumanien), Rafael Lindqvist (Schweden), Tamas Gyulavari
(Ungarn) und Sarah Woodin (Vereinigtes Konigreich). Fur
weitere Informationen zu Methodik und Forschungskonsortium
des FRA-Projekts Die Grundrechte von Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen und Menschen mit geistiger
Behinderung, einschlieBlich einer Analyse der methodischen
Herausforderungen und Grenzen, siehe FRA (2012).

Einrichtungen, in denen sie oft fir lange Zeit und offen-
bar mit wenig Wahlmaoglichkeiten untergebracht waren -
die Unterbringung stand jedoch nicht in Zusammenhang
mit einer unfreiwilligen Behandlung. Da sich die in den
vorangehenden Kapiteln erorterten Rechtsvorschriften
und -standards iberwiegend auf Personen mit psychi-
schen Gesundheitsproblemen beziehen, werden deren
Erfahrungen in diesem Kontext starker beriicksichtigt.

Die Feldforschung wurde zwischen November 2010 und
Juli 2011 durchgefihrt und umfasste halbstrukturierte
Einzelinterviews mit 115 Menschen mit psychischen
Gesundheitsproblemen in neun EU-Mitgliedstaaten (Bul-
garien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Lettland,
Rumaénien, Schweden, Ungarn und Vereinigtes Konig-
reich). AuBerdem fanden in allen untersuchten Mitglied-
staaten Fokusgruppen-Interviews mit ausgewahlten
Interessenvertretern statt, die Gber einschlagige Fach-
kompetenz und Erfahrungen in Bezug auf Menschen
mit psychischen Gesundheitsproblemen verfiigen. Dazu
gehorten Vertreter von Organisationen oder Einrichtun-
gen, die sich mit den Themenbereichen der Studie befas-
sen. Je nach EU-Mitgliedstaat handelte es sich dabei um
unterschiedliche Organisationen, umfassten aber, falls
moglich: einen Vertreter einer nutzergefiihrten Organi-
sation oder Gruppe, Behérdenvertreter, Vertreter von
Ombudsstellen oder nationalen Menschenrechtsorgani-
sationen sowie Vertreter einschlagiger Berufsverbande,
beispielsweise Psychiater und Sozialarbeiter. Bei einem
zweitdgigen Beratungstreffen in Wien diskutierten Orga-
nisationen und Interessenverbdande von Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen und Menschen mit
geistiger Behinderung aus den an der Studie teilneh-
menden EU-Mitgliedstaaten die ersten Ergebnisse der
Feldstudie.

Der qualitative Anspruch der Studie erforderte die
Beschrankung auf eine kleine Personengruppe - die Aus-
wahl erhebt keinen Anspruch darauf, fir alle Menschen
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mit psychischen Gesundheitsproblemen reprasentativ
zu sein. Des Weiteren ist zu beriicksichtigen, dass zum
Zeitpunkt der Befragung keine der beteiligten Personen
dauerhaft in einer Einrichtung untergebracht war. Alle
Vorkommnisse im Zusammenhang mit derartigen Ein-
richtungen fanden in der Vergangenheit statt und lagen
teilweise schon mehrere Jahrzehnte zurick.

Die Abschnitte 3.1 bis 3.4 geben einen Uberblick iiber
die Aussagen der Befragten. Die Erfahrungsberichte
konnen nicht entsprechend der vorangehenden recht-
lichen Analyse gegliedert werden, da sich die individu-
ellen Erfahrungen der Befragten nicht auf diese Weise
kategorisieren lassen. Nichtsdestoweniger sprachen
die Befragten bei der Schilderung ihrer Erlebnisse viele
der vorgestellten rechtlichen Schlisselthemen an, unter
anderem: Verfahren der unfreiwilligen Unterbringung
und Behandlung, arztliche Beratung und Einwilligung
nach vorheriger Aufklarung, Isolation und Fixierung
sowie Anfechtung der RechtmaRigkeit von unfreiwilliger
Unterbringung und Behandlung. Ihre Aussagen tragen zur
Kontextualisierung des rechtlichen Rahmens bei, da sie
die unmittelbaren Auswirkungen der gesetzlichen Rege-
lungen auf das Leben der Betroffenen aufzeigen. Dar-
Gber hinaus kénnen sie einen wertvollen Beitrag in der
weiteren Verbesserung von SchutzmalRnahmen leisten.

3.1. Unfreiwillige
Unterbringung

Die meisten der fir diese Studie befragten Menschen
mit psychischen Gesundheitsproblemen hatten bereits
Erfahrungen mit der Unterbringung oder Behandlung in
diversen Institutionen gemacht, entweder in Einrichtun-
gen der Langzeitbetreuung oder in psychiatrischen Klini-
ken - haufig auf unfreiwilliger Basis. In Deutschland und
Ungarn hatten alle Befragten langere Aufenthalte in psy-
chiatrischen Kliniken hinter sich gebracht. In Bulgarien,
Griechenland, Frankreich, Lettland, Rumanien und dem
Vereinigten Konigreich hatten mehr als die Halfte der
Befragten Erfahrungen mit verschiedenen Formen der
institutionellen Unterbringung gemacht, wovon einige
erst kurze Zeit, andere wiederum schon mehrere Jahr-
zehnte zuriicklagen. Daher spiegeln sie moglicherweise
nicht die gegenwartige Situation wider.

3.1.1. Erfahrungen mit unfreiwilliger
Unterbringung

Die Befragten beschrieben ihre unfreiwillige Einweisung
in ein Krankenhaus meist als negative und bedngsti-
gende Erfahrung und betonten besonders das Gefhl
der Hilflosigkeit und den erlebten Kontrollverlust in der
Situation. Andere beklagten einen Mangel an Informa-
tionen und eine Atmosphare der Gewalt. Nur wenige
der Befragten berichteten von positiven Erfahrungen.
Das liegt moglicherweise daran, dass sich die Aussa-

gen vorrangig auf den Zeitpunkt der Zwangseinweisung
beziehen und weniger auf den gesamten Zeitraum der
Unterbringung. Einige der Befragten hatten auch Erfah-
rungen mit freiwilliger Unterbringung gemacht und ihre
Einweisung durchaus fir sinnvoll und notwendig erach-
tet, jedoch unter der Voraussetzung, dass sie an den
Entscheidungsprozessen beteiligt waren.

Die Befragten beschrieben ihre unfreiwillige Unterbrin-
gung als traumatisches Erlebnis. Sie hatten das Gefihl,
in eine Art ,Maschinerie” geraten zu sein, die sie weder
beeinflussen noch anhalten konnten:

,Ein einziges béses Wort meiner Mutter gegeniiber
genlgte, und schon setzte sich die Maschinerie in
Bewegung, und ich hatte einfach keine Chance.”

Mann, 56 Jahre, Deutschland

Andere Befragte bestatigten derartige Geflhle des
Kontrollverlusts. Eine Frau, heute 55 Jahre alt, erzéhlte,
wie sie im Alter von 28 Jahren von ihrem Vater, ihrer
Schwester und einem mit der Familie befreundeten
Psychiater in eine psychiatrische Klinik eingewiesen
wurde. Man verabreichte ihr gewaltsam eine Injektion
und sperrte sie in einen Isolationsraum. Es gab keinerlei
Aufklarung und auch keine Diskussionen tiber das Wieso
und Warum der Geschehnisse, wodurch ihre Angst und
Verwirrung nur umso grofRer wurden, wie sie berichtete.

Andere Befragte berichteten ebenfalls Giber unzurei-
chende Informationen. Als eine Frau gefragt wurde,
ob sie im Augenblick der unfreiwilligen Unterbringung
Gber ihre Rechte in Kenntnis gesetzt worden war,
antwortete sie:

,Uberhaupt nicht! Das ist der Punkt, den ich am
heftigsten kritisiere. Die Art und Weise, wie der
Psychiater mich behandelt hat, das war wie eine
Zwangsjacke. [...] Es war wirklich sehr bedngstigend.
Der Psychiater machte mir Angst.”

Frau, 65 Jahre, Frankreich

In Lettland dufBerten mehrere der Befragten, dass ihnen
wahrend der Fahrt zum psychiatrischen Krankenhaus
nicht erklart wurde, wohin sie gebracht wurden.

Die Befragten betonten die vorherrschende Atmosphére
der Gewalt und zugleich den Mangel an Informationen:

,Es ging dort auBerordentlich brutal zu. Ich war voéllig
verwirrt und geschockt [...] man hat mir keine Wahl
gelassen und absolut gar nichts erklart [...] [Es war wie]
eine Festnahme [...] Und ich mochte meinen Psychiater
nicht, wie er mich behandelte, ich wollte nur meine
Freiheit.”

Frau, 65 Jahre, Frankreich



Dennoch gab es auch Befragte, die meinten, dass ihre
unfreiwillige Unterbringung riickblickend maoglicher-
weise notwendig gewesen war. Ein Befragter sagte,
seine voriibergehende Unterbringung war grundsatzlich
angebracht, auch wenn seiner Meinung nach Klinikauf-
enthalte generell wohl vermeidbar gewesen waren:

,Da war der Richter, und die ganze Sache ging zwei-
oder dreimal zur Polizei, ich habe mit Sicherheit genug
Zwang erfahren, aber wenn ich das Ganze im Nachhinein
betrachte, ich hatte mich einfach nicht mehr unter
Kontrolle. Aber meine Vorgeschichte - wenn sie genauer
hingeschaut hatten, ware ich unter den gegebenen
Umstanden nicht in der Klinik gelandet.”

Mann, Deutschland

Anhoren und Zuhoren

Nur wenige der Befragten sagten, dass sie einbezogen
oder nach ihrer Meinung gefragt wurden, weder vor
noch wahrend ihrer unfreiwilligen Unterbringung. Einige
Befragte in Rumanien erklarten, dass ihnen unmittelbar
nach der unfreiwilligen Unterbringung ein Dokument
in sehr kleiner Schrift zur Unterzeichnung vorgelegt
wurde, ber dessen Inhalt sie kaum informiert wurden.
Ein Teil der Befragten gab an, dass das medizinische
Personal keinerlei Unterschied zwischen Einwilligung
zur Unterbringung und Einwilligung zur Verabreichung
von Medikamenten machte.

Einige Befragte berichteten, von ihren eigenen Familien
ohne ihr Einverstandnis untergebracht worden zu sein.
Eine Frau beschrieb ihren ersten Aufenthalt in einer Kli-
nik im Jahr 1996, als sie 50 Jahre alt war. Ihr Ehemann
und ihre Tochter hatten sie zu einem Arztbesuch in eine
psychiatrische Klinik gebracht, ohne zuvor einen mogli-
chen Klinikaufenthalt mit ihr zu besprechen:

,Das war Uberhaupt nicht freiwillig! Es war nicht einfach!
Es war wie in einem Trichter. Ich denke, dass die Arzte
meine Familie gefragt haben. Es fiihlte sich an, als wirde
ich in einen Trichter hineingesogen. Und dann kam der
Psychiater, der zu mir sagte: Geben Sie die Autoschlissel
lhrer Tochter. Ich weise sie ein.”

Frau, 65 Jahre, Frankreich

Eine andere Person gab an:

,Ich wurde im Jahr 2002 eingewiesen ins [...] [6ffentliche
Krankenhaus]. Meine Mutter und mein Stiefvater
beantragten meine Einweisung Uber einen richterlichen
Beschluss. Ich ging auf ihre Forderung ein. Im Jahr 2004
liel3 ich mich freiwillig einweisen, da sich mein Zustand
wieder verschlechterte.”

Griechenland

Personliche Erfahrungen - Ergebnisse der Feldstudie

Die Befragten befanden es als ausgesprochen wichtig, in
Entscheidungen einbezogen und ausfihrlich informiert
zu werden, da die Einflussmoglichkeiten wahrend der
Zeit der Unterbringung nur gering seien:

,Viele Leute, die uns behandeln und auf unserem

Weg begleiten, sind sich nicht ganz dariber im Klaren,
welche Bedeutung Macht und Ohnmacht in Beziehungen
spielen. Die Rollenidentitat der Fachkrafte wird haufig
dazu missbraucht, jegliche Einwénde oder Angste von
Patienten, wie berechtigt sie auch sein mégen, zu
ersticken.”

Deutschland

Wenn im Gegensatz dazu der Umgang mit den Patienten
seitens des Personals von Anfang an gut war und diese
ausreichend aufgeklart wurden, waren die Erfahrungen
mit der Einweisung weitaus positiver. Ein 22-jghriger
Mann, der in Lettland in ein Krankenhaus eingewiesen
wurde, berichtete, dass er anfangs nicht im Krankenhaus
bleiben wollte, dann aber doch die Einwilligungserkla-
rung unterschrieb, weil er in der Aufnahmestation gut
behandelt wurde und das Personal ihm erklarte, wo er
war und warum er dort war.

3.1.2. Erfahrungen mit ,freiwilliger”
Unterbringung ohne Wahlfreiheit
und Selbstbestimmung

Die Befragten wussten haufig nicht, dass es Moglichkei-
ten gab, ihre Einweisung in ein Krankenhaus anzufech-
ten - beispielsweise das Recht, die stationare Aufnahme
zu verweigern. Dies wurde von Befragten in Ungarn
sowie Lettland berichtet, die nach 2005 im Kranken-
haus untergebracht waren, was darauf schlieRen Iasst,
dass nach wie vor Aufklarungsbedarf in diesem Bereich
besteht. Dies wirft Fragen Uber die tatsachliche Wahlfrei-
heit hinsichtlich einer Krankenhauseinweisung auf, wenn
diese einerseits zwar freiwillig ist, eine Verweigerung in
der Praxis jedoch nur selten moglich ist.

Der Mangel an Wissen um die Mdglichkeiten, eine Ein-
weisung zu verweigern oder anzufechten, war haufig die
Folge davon, dass Informationen nicht verfiigbar bzw.
nicht zuganglich waren. Eine Frau, die fir einen relativ
langen Zeitraum nicht wusste, dass sie sich in einem
Krankenhaus befand und dort ohne ihre Einwilligung
behandelt wurde, sagte:

,Nein, niemand sagte mir, wo ich war oder warum
ich dort war, ich wusste gar nichts. Ich verbrachte ein
ganzes Jahr in diesem Krankenhaus.”

Frau, 47 Jahre, Lettland
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Die Befragten im Vereinigten Kénigreich hatten es nicht
nur fr hilfreich befunden, wenn sie zum Zeitpunkt der
Einweisung ausreichend informiert worden wéren, son-
dern auch, wenn man ihnen etwa eine Woche nach der
Einweisung - nach einer gewissen Eingewohnungsphase
und emotionalen Stabilisierung - genau erklart hatte,
was passiert war und warum sie eingewiesen worden
waren. Zu diesem Zeitpunkt wére auch eine Aufklarung
Gber die Rechte und Anspriiche angebracht, zum Beispiel
Uber das Recht auf Verweigerung der Einwilligung.

In Rumaénien hatten alle Befragten, die aufgefordert
wurden, ihre Einwilligung zu erteilen, dies auch getan.
Die meisten gaben jedoch an, nicht nach ihrer Einwilli-
gung in die Einweisung gefragt worden zu sein. In Féllen,
in denen die Einwilligung eingeholt wurde, konnten sich
die Befragten in der Regel nicht daran erinnern, dass
man ihnen Informationen dazu erteilt oder ihnen gesagt
hatte, welche Bedeutung eine Einwilligung hat oder wel-
che Moglichkeiten es gibt, die Einweisung anzufechten.

In anderen Landern gaben einige Befragte an, ihre Arzte
hatten auf der Unterzeichnung der Einwilligungserkla-
rung bestanden, verbunden mit der Warnung, dass eine
Weigerung nur zu erfolglosen oder moglicherweise
sogar nachteiligen Gerichtsverfahren fihren wirde.
Ein Befragter sagte in Bezug auf seine Unterbringung
im Jahr 2009:

Ich hatte die Wahl, entweder zuzustimmen und zu
unterschreiben und so eine gewisse Zeit hier zu bleiben
und Medikamente einzunehmen oder aber fir ldngere
Zeit bleiben zu missen, bis zur Anhérung vor Gericht.
Medikamente hétte ich auch dann einnehmen missen -
und dann hétte das Gericht ohnehin beschlossen, dass
ich bleiben und noch mehr Medikamente einnehmen
muss. Ich entschied mich fir das geringere Ubel.”

Mann, 23 Jahre, Lettland

3.1.3. Wahlfreiheit und
Selbstbestimmung
im Zusammenhang mit dem
Aufenthalt in Krankenhdusern
oder anderen Einrichtungen

Die Meinungen dariber, ob die im Krankenhaus ver-
brachte Zeit von Vorteil sein konnte, gingen unter den
Befragten auseinander. Viele duRRerten sich sehr nega-
tiv zu psychiatrischen Kliniken und sagten klar, dass sie
nicht noch einmal in eine solche Klinik wiirden gehen
wollen. Diese Einstellung war haufig mit friiheren Erfah-
rungen in psychiatrischen Krankenhausern verbunden,
die sie zu der Uberzeugung hatten kommen lassen,
dass derartige Erfahrungen eher nachteilig als hilfreich
fir den Genesungsprozess waren. Eine Frau, die eine
unfreiwillige Unterbringung erlebt hatte, nachdem sie

ein Jahr zuvor freiwillig beschlossen hatte, sich in einer
psychiatrischen Klinik behandeln zu lassen, sagte:

Jlch [...] wusste, dass ich davon nichts Gutes zu erwarten
hatte, ich hatte es gehasst und ich wollte nicht dorthin
zuriick.”

Frau, 53 Jahre, Lettland

Auch in Bulgarien hatten die Befragten unterschiedliche
Erfahrungen in Krankenhdusern gemacht, aber keiner
wollte kiinftig je wieder in einer derartigen Einrichtung
untergebracht werden.

Andere konnten - besonders riickblickend - nachvoll-
ziehen, dass bestimmte Zeiten in der Klinik durchaus
notwendig gewesen waren. Sie gaben an, dass es Zei-
ten gegeben hatte, in denen sie stationare Versorgung
gebraucht, diese aber nicht immer erhalten hatten. Eine
Frau erlduterte, dass sie Schwierigkeiten hatte, sich frei-
willig in ein Krankenhaus einweisen zu lassen, als sie
es selbst fir dringend erforderlich hielt. Sie beschrieb,
wie sie ins Krankenhaus ging und dort das Personal bat,
aufgenommen zu werden:

,Wenn ihr mich nicht aufnehmt, wird das meine Familie
zerstoren, ich kann nicht zu Hause bleiben. Da kamen sie
dann mit dem verdammten Zeug [Medikamente] und
ich wurde total irre. Ich wollte doch blof3 mit jemandem
reden! Und dann dachte ich mir, ich muss jetzt selbst

fur mich kdmpfen [...]. Wenn ihr mich nicht reinlasst,
dann kaufe ich mir ein grof3es Fleischmesser, stelle mich
damit auf den Marktplatz und schreie [...] Ich bin niemals
anderen Menschen gegeniber gewalttitig gewesen
und habe nie jemanden bedroht, aber in diesem
Moment dachte ich, ich muss jetzt protestieren und hier
irgendwie vorankommen. Sie boten mir dann an, ins [...]
Krankenhaus zu gehen, in eine geschlossene Abteilung,
obwohl ich ja freiwillig da war.”

Frau, Schweden

Positive Einstellungen zu Behandlungen in einem Kran-
kenhaus waren vorrangig bei Befragten zu finden, die
Erfahrungen mit freiwilliger Behandlung und Einwei-
sung gemacht hatten und zu nichts gezwungen wor-
den waren:

,Ich habe eine wunderbare Klinik, ich kann dort im
Notfall einfach so auftauchen und fihle mich dort sehr
wohl.”

Frau, 50 Jahre, Deutschland

Basierend auf derartigen Erfahrungen empfahlen die
Befragten, dass man aus einem groReren Angebot an
Einrichtungen sollte wahlen kénnen. Befragte im Verei-
nigten Konigreich hielten eine Reform des Krisenunter-
stitzungssystems fir erforderlich, um Rickzugsorte fir
kurze Auszeiten zu schaffen - Orte, die ein wie zweites



Zuhause sind -, wo sich betroffene Menschen erholen
konnen, ohne aus der Gesellschaft ausgeschlossen und
in ein Krankenhaus eingewiesen zu werden. Derartige
Rickzugsorte waren nur fur sehr wenige der Befragten
verfligbar, was bei einigen das Bediirfnis verursachte,
hin und wieder einige Zeit in einem Krankenhaus ver-
bringen zu missen.

Einige Befragte betonten, wie wichtig unmissverstand-
liche Kommunikation und ausfihrliche Aufklarung bei
der Einweisung in ein Krankenhaus seien, da so eher das
Gefiihl der Selbstbestimmung aufrechterhalten werden
konnte. Das wiederum kénnte die mit der Einweisung
verbundenen Sorgen und Angste abbauen, wodurch die
Notwendigkeit von Zwangseinweisungen maglicher-
weise verringert wirde.

3.2. Unfreiwillige Behandlung

Einige der Befragten wurden Uber einen betrachtlichen
Zeitraum unfreiwilligen Behandlungen ausgesetzt, wel-
che in der Regel in Krankenhdusern erfolgten. Nahere
Ausfihrungen dazu finden sich in Abschnitt 3.2.1.

Im Frankreich, Schweden und dem Vereinigten Konig-
reich ist es Patienten gestattet, bei Erfillung bestimm-
ter Auflagen das Krankenhaus verlassen. Die Einhaltung
dieser Auflagen ist Voraussetzung fiir eine ambulante
Behandlung, welche den Patienten ermdglicht, in ihrem
gewohnten Umfeld zu bleiben. Zwei der Befragten im
Vereinigten Kénigreich hatten Erfahrungen mit dieser Art
der Behandlung gemacht. lhre Schilderungen werden in
Abschnitt 3.2.2 dargelegt.

Die Befragten waren gegeniiber einer unfreiwilligen
Behandlung Gberwiegend negativ eingestellt, wobei
die Ansichten zu einer medikamentésen Behandlung
allgemein, einschlieRlich einer Behandlung in Kran-
kenhdusern, ausgewogener waren. Einige der Befrag-
ten befanden eine Medikation fir durchaus sinnvoll,
und gaben an, dass sie ihre Medikamente bereitwillig
eingenommen hatten, wenn im Vorfeld alternative
Behandlungsmaglichkeiten aufgezeigt wurden. Eine aus-
fuhrliche Analyse der Erfahrungsberichte in Bezug auf
freiwillige Behandlung ist dem FRA-Bericht ,Wahlfreiheit
und Selbstbestimmung: das Recht auf ein eigenstéandi-
ges Leben - Erfahrungen von Menschen mit geistiger
Behinderung und Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen in neun EU-Mitgliedstaaten” (Choice and
control: the right to independent living - Experiences of
persons with intellectual disabilities and persons with
mental health problems in nine EU Member States)
zu entnehmen.

Personliche Erfahrungen - Ergebnisse der Feldstudie

3.2.1. Unfreiwillige Behandlung
in Krankenhdusern

In allen neun Landern berichteten die Befragten von
unfreiwilliger Behandlung bzw. Zwangsbehandlung in
Krankenhdusern, die sie als bedngstigend und ernied-
rigend empfunden hatten. Einige wenige der Befrag-
ten gaben jedoch auch an, dass sie die Behandlung
im Nachhinein fir erforderlich hielten. Wenn sie sich
der Behandlung widersetzten, wurde zu Gewalt und
Zwangsmalnahmen gegriffen:

,Ich schlug gegen das Fenster und wollte hinunter
springen. Zwei Wachleute rissen mich zu Boden, setzten
sich auf mich und gaben mir eine Injektion. Zu viert
zwangen sie mich ins Bett. Es war extrem erniedrigend.”

Frau, Schweden

Die Formen der Zwangsbehandlung waren unterschied-
lich. Die Befragten berichteten tber die Verabreichung
von Sedativa und anderen Medikamenten sowie tber
Elektrokrampftherapie (EKT):

,Ich glaube, man gab mir eine Injektion in die Hand, aber
ich erinnere mich nicht mehr genau. Ich schlief sofort
ein, die Augen fielen mir zu. Unmittelbar danach wurde
ich ohne mein Wissen mit Elektroschocks behandelt.

Ich fand es erst spater heraus. Sie haben mein Leben
zerstért.”

Mann, 55 Jahre, Griechenland

,Rein in den Mund und runterschlucken. Wenn man es
nicht nehmen will, bekommt man eine Spritze und das
war’s dann.”

Mann, 47 Jahre, Lettland

In einigen Fallen bezweifelten die Befragten, dass die
Behandlung, der sie unterzogen wurden, fir sie geeignet
war. Mehrere Befragte in Ungarn sagten beispielsweise,
dass sie unabhangig von ihren Symptomen oder einer
Diagnose in den ersten Tagen nach ihrer Einweisung
stark sediert wurden.

Die Befragten waren sich dariiber einig, dass die unfrei-
willige Behandlung auch nach ihrer Entlassung lang
anhaltende Auswirkungen auf ihre Personlichkeit, ihre
Lebensfiihrung und ihre sozialen Kontakte hatte:
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,Man hat mir iberhaupt nichts erklart. Ich bekam sofort
eine Spritze mit Neuroleptika. Ich bin raufgegangen. Der
Psychiater ist plétzlich auch raufgegangen. Und sofort,
zack. Und dann war keiner mehr da. Danach fallt man
dann zu Boden, weil es einen regelrecht umwirft. Man
ist véllig fertig, und darunter leide ich wirklich sehr sehr
sehr. [...] Ich hatte schon das Gefiihl, dass ich nicht mehr
dieselbe war, aber fur mich war es die Krankheit. Ich
dachte, ich muss krank sein, weil sie mich eingewiesen
haben. Es muss also an der Krankheit liegen.”

,und eines Tages sagte eine Kollegin zu mir: Hér auf mit
diesen Behandlungen, du bist ja gar nicht mehr du selbst.
Da hat es plétzlich klick gemacht! Und dann dachte

ich mir, ich sollte wirklich versuchen, aufzuhéren. Da
habe ich gemerkt, wie das Gefihl zurickkam. Ich hatte
plétzlich wieder Freude an der Arbeit, was vorher nie
der Fall war. Ich war irgendwie ein bisschen schizophren.
Das muss an den Behandlungen gelegen haben.”

Frau, 65 Jahre, Frankreich

Wenn die Behandlung auf freiwilliger Basis erfolgt war,
verbanden die Befragten auch durchaus positive Erin-
nerungen mit der Zeit, die sie in psychiatrischen Kliniken
verbracht hatten:

,Im Krankenhaus wurde ich nie zu irgendetwas
gezwungen.”

Griechenland

Dariiber hinaus réumten einige der Befragten mogliche
Vorteile einer Behandlung mit Psychopharmaka ein:

,Nun, das ist eine schwierige Frage, denn einige
Patienten kénnen durchaus ohne Medikamente
zurechtkommen, und ich glaube manchmal, wenn ich
niemals Medikamente genommen hétte, wére das auch
okay gewesen. Aber im Nachhinein denke ich, dass auch
eine Menge Wissenschaft dahinter steckt, und solange
die Nebenwirkungen nicht allzu gravierend sind, habe ich
kein Problem damit, Medikamente zu nehmen. [...] Ich
weifs, dass Medikamente helfen kénnen. Sie sind kein
Allheilmittel, aber eine Hilfe, eine Art Beistand.”

Mann, 44, Vereinigtes Kénigreich

,Ich habe nichts dagegen, Medikamente einzunehmen,
denn ich weil3, dass sie gut fir mich sind.”

Griechenland

Einwilligung nach vorheriger Aufklarung

In den meisten Landern berichteten Befragte tber
Behandlungen ohne vorherige Aufklarung und ohne
ihre Zustimmung. Andere sagten, sie hatten keinerlei
Gelegenheit gehabt, die Behandlung mit einem Arzt zu
besprechen. In Bulgarien gaben einige der Befragten an,
dass sie zu keiner Zeit aufgefordert wurden, eine Einwil-
ligungserklarung zu unterschreiben, wobei in manchen
Féllen allerdings ihre Angehorigen dazu aufgefordert

wurden. Manche wurden gegen ihren Willen in ein Kran-
kenhaus eingewiesen und nachtraglich zur Unterzeich-
nung einer Einwilligungserklarung aufgefordert, um ein
spateres Gerichtsverfahren zu vermeiden:

,,Das ist mir schon einige Male passiert. Wenn es

mir besonders schlecht geht, bringen mich meine
Angehdrigen zum Arzt, der eine Einweisung ins
Krankenhaus anordnet und dann werde ich eingewiesen.
Ich leide unter einer manisch-depressiven Erkrankung
und bin mit der Einweisung nicht einverstanden. Dann
im Krankenhaus - Injektionen, und spater, wenn ich
etwas ruhiger werde, komme ich wieder zu mir. Ich
musste eine Einwilligungserkldrung unterschreiben,

in der ich bestatigen musste, dass ich freiwillig im
Krankenhaus war, um langwierige gerichtliche und
staatsanwaltschaftliche Verfahren zu vermeiden [...].
Die Arzte selbst sagten mir: ‘Sie sind ja ohnehin schon
ins Krankenhaus eingewiesen worden. Also kénnen
wir ja alle rechtlichen Malsnahmen lassen und Sie
unterschreiben einfach”.”

Frau, 51 Jahre, Bulgarien

Mehrere Befragte gaben an, dass man ihnen keine
Gelegenheit gab, tber ihre Behandlung und mégliche
Alternativen zu sprechen, und dass sie auch nicht auf-
gefordert wurden, ihre Einwilligung zu der jeweiligen
Behandlung zu erteilen:

,Ich konnte nichts selbst entscheiden. Der Arzt traf

alle Entscheidungen fir mich. Man hat auch keine
Rucksprache mit mir gehalten, oder mir gesagt, dass die
und die Medikamente nicht das Richtige fir mich sind
und sie mir deshalb andere geben werden - so etwas
gab es nie.”

Lettland

,Ich hatte zweij Krisen - die erste 2000, die zweite 2005.
Niemand redete mit mir, sie sprachen mit meiner Mutter
und sie gab ihre Einwilligung und unterschrieb das
entsprechende Formular, aber niemand erklarte mir, was
denn eigentlich eine Elektrokrampftherapie war. Anfangs
dachte ich, es wére eine Art Andsthetikum, mit dessen
Hilfe die Medikamente sich besser in meinem Kérper
verteilen kénnen, aber spater merkte ich, dass es etwas
ganz anderes war.”

Frau, 29 Jahre, Bulgarien
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,Das Problem war, dass nie irgendetwas mit mir Frage: ,Wurden Sie iber mégliche Nebenwirkungen
besprochen wurde. [...] Die Arztin sagte mir nur, ich oder Folgeerscheinungen der Medikation
wdrde drei Injektionen pro Tag bekommen, wenn aufgeklart?”

sich mein Zustand nicht bessern wiirde. [...] Ich hatte
einfach keine Méglichkeit ihr zu sagen, dass ich lieber
Tabletten nehmen wiirde, dann hétte man es ja damit
versuchen kénnen. Ich wurde auch nicht gefragt,

ob ich mit der Medikation einverstanden war, oder

ob man gegebenenfalls anders vorgehen solle. Wir
hatten keine besonders gute Beziehung. Sie gab mir
einfach nur knappe Anweisungen wie ‘jetzt gibt es eine
Injektion und das war’s dann!” Ich war vollkommen
eingeschiichtert.”

Antwort: ,Nein, iberhaupt nicht, [...]. Wie soll ich das
erkldren? Es war wirklich schlimm, manchmal
litt ich unter Inkontinenz, ich schaffte es kaum
noch zur Toilette.”

Frau, 36 Jahre, Ungarn

,,Sie entscheiden sich fir eine Behandlung. Du sagst
ihnen, dass das Medikament fir dich nicht geeignet

ist, weil du davon zunimmst, anfdngst zu sabbern und
unruhig wirst. [Sie sagen,] ach, lassen Sie uns von etwas
anderem reden.”

Frau, 36 Jahre, Ungarn

Interessenverbande in Deutschland haben Vorschldge  Frau, Frankreich
vorgebracht, wie sich sicherstellen liel3e, dass der Pati-
ent vor Behandlungsbeginn entsprechend aufgeklart
wird und danach seine Einwilligung erteilt. Sie befir-
worteten eine 6ffentliche Kampagne fiir Vereinbarungen
Uber freiwillige Behandlungen in regionalen psychiatri-
schen Krankenhdusern. Diese Vereinbarungen sollten
mit Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
zu einem Zeitpunkt besprochen werden, wenn diese
sich in guter psychischer Verfassung befinden. Eltern
sowie Interessengemeinschaften von Angehorigen
wiesen auRerdem darauf hin, dass ein rund um die Uhr
erreichbarer, regionaler Kriseninterventionsdienst ein
erster Schritt sein konnte, um den Einsatz von Zwangs-
behandlungen zu reduzieren.

Dass sie nicht aufgeklart wurden und auch keine Mog-
lichkeit hatten, Fragen zur Behandlung sowie zu mog-
lichen Nebenwirkungen zu stellen, empfanden die
Befragten als gewisse Gleichgultigkeit gegentber ihren
individuellen Bedirfnissen:

,Ich fuhlte mich ihnen gnadenlos ausgeliefert.”
Mann, 66 Jahre, Deutschland

,Niemand nimmt Ricksicht auf die Belange des
Menschen.”

Frau, Schweden
Kommunikation und Aufklarung
Uber die Art der Behandlung

Einige Befragte erzdhlten, sie hatten Informationen zu
Diagnose und Behandlung nicht von den Arzten son-

Demitigungen und Angstgefihle in Zusammenhang
mit einer Zwangsbehandlung wurden oftmals darauf
zurlickgefiihrt, dass die Betroffenen weder tber die
Behandlung noch tber mogliche Nebenwirkungen auf-

geklart wurden:

,Wenn man Medikamente bekommt, sagt einem
niemand genau, welche Medikamente das sind. Man
bekommt vier oder fiinf Tabletten. Niemand erklart
irgendetwas.”

Mann, 47 Jahre, Bulgarien

,Bei der Einweisung wird man von niemandem
Uber die verabreichten Medikamente oder mégliche
Nebenwirkungen informiert.”

Griechenland

dern auf verschiedenen anderen Wegen erhalten. Eine
Frau in Lettland beispielsweise fand heraus, dass sie
an paranoider Schizophrenie litt, indem sie die Papiere
auf dem Schreibtisch ihres Arztes durchsah, wahrend
dieser nicht im Raum war. Eine andere Befragte gab an,
den tiberwiegenden Teil an Informationen von anderen
Patienten und nicht vom medizinischen Personal erhal-
ten zu haben. Einigen Befragten wurde ihre Diagnose
im Krankenhaus mitgeteilt, aber ohne jede Erklarung.
In Lettland scheint sich die Situation zu verbessern:
Die Arzte hatten die meisten der Befragten, die in den
vergangenen finf Jahren eingewiesen worden waren,
Uber ihre Diagnose aufgeklart. In Griechenland dagegen
gaben viele Befragte an, dass ihnen ihre Diagnose nicht
mitgeteilt wurde.
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Der Mangel an Aufklérung Gber die Behandlung und
Kommunikation mit den Betroffenen scheint Teil eines
umfassenderen Kommunikationsdefizits in psychiatri-
schen Krankenhausern zu sein. Die Beseitigung dieser
Defizite wiirde den Patienten mehr Kontrolle Gber ihr
eigenes Leben geben, was auch die Wahl der Behand-
lungsmethoden einschlieRt. Interessengemeinschaften
in Lettland und Schweden beklagen, dass Menschen mit
psychischen Gesundheitsproblemen haufig nicht Giber
ihre Diagnose aufgeklart werden. In Schweden stellte ein
Psychiater aus der Fokusgruppe der Interessengemein-
schaften fest, dass das Personal eher zu Zwangsmal3-
nahmen greift, als mit den Patienten zu reden-und zwar
Gberwiegend aus Zeitgriinden. Befragte in Deutschland
schlugen vor, dass die Kommunikation mit den Patienten
bereits vor deren Einweisung ins Krankenhaus beginnen
sollte, wenn ihr Zustand stabil ist.

3.2.2. Unfreiwillige gemeindenahe
Behandlung

In Frankreich, Schweden und dem Vereinigten Konig-
reich kénnen Patienten der Psychiatrie bei Einhaltung
bestimmter Auflagen aus dem stationaren Klinikaufent-
halt entlassen werden. Im Vereinigten Konigreich kon-
nen derartige Bedingungen beispielsweise beinhalten,
dass die Klinik fir regelméafige Kontrolluntersuchungen
aufgesucht werden muss, der Patient keinen Alkohol
konsumieren darf oder bestimmte Aktivitdten oder Situ-
ationen, die seine psychische Gesundheit beeintrachti-
gen koénnten, meiden muss.

Zwei der Befragten aus dem Vereinigten Konigreich
hatten kurz vor ihrer Befragung Erfahrungen mit einer
sogenannten ,angeordneten gemeindenahen Behand-
lung” (community treatment order) gemacht. Ein
Befragter ging davon aus, dass er laut der Anordnung
als Voraussetzung fur seine Entlassung aus der Klinik
die verschriebenen Medikamente einzunehmen hatte.
An dieser Stelle verschwimmt die Unterscheidung zwi-
schen freiwilliger und unfreiwilliger Behandlung, denn
durch seine starke Abneigung gegen den Krankenhaus-
aufenthalt sah er sich praktisch zu der Einnahme der
Medikamente gezwungen:

,Ich verabscheue das Gefihl, wenn derartiger Druck auf
mich ausgelbt wird, denn wenn ich die Medikamente
nicht genommen hétte, hatte man mich wieder ins
Krankenhaus gebracht.”

Mann, 44 Jahre, Vereinigtes Konigreich

Im Gegensatz zu dieser Erfahrung standen seine Gefihle,
als die Anordnung zur gemeindenahen Behandlung auf-

gehoben wurde:

,Ich bin jetzt viel gliicklicher mit der Situation, denn
jetzt ist es meine eigene Entscheidung. Wenn ich die
Medikamente nicht mehr nehmen méchte, dann muss
ich es auch nicht tun und muss trotzdem nicht wieder
ins Krankenhaus.”

Mann, 44 Jahre, Vereinigtes Kénigreich

Im Vereinigten Konigreich machten einige der Befrag-
ten aus der Fokusgruppe der Interessengemeinschaften
deutlich, dass Zweck und Anforderungen der Anordnung
zur gemeindenahen Behandlung oft nicht ausreichend
verstanden wirden. Die Einnahme von bestimmten
Medikamenten ist in den Bestimmungen fir die Anord-
nung zur gemeindenahen Behandlung nicht zwingend
vorgesehen - dies entspricht jedoch haufig nicht der
allgemeinen Wahrnehmung der Betroffenen. Wah-
rend theoretisch ein Anspruch auf einen unabhangigen
Anwalt besteht, der sich mit den Rechten von Menschen
mit psychischen Gesundheitsproblemen auskennt und
der bei dieser Problematik helfen konnte, sieht die Pra-
Xis ganz anders aus, denn fir Betroffene aufRerhalb der
Krankenhauser waren die Méglichkeiten, einen derarti-
gen Anwalt zu konsultieren, haufig begrenzt.

In Frankreich diskutierten Interessengemeinschaften ein
neues Gesetz, das unfreiwillige psychiatrische Behand-
lung im eigenen Zuhause erlauben soll. Auch wenn
dadurch Krankenhauseinweisungen vermieden werden
konnten, bestand die Ansicht, dass dies im Widerspruch
dazu stehen koénnte, eine freiwillige Behandlung nach
dem Verlassen der geschlossenen Abteilung eines Kran-
kenhauses zu fordern. Die Interessengemeinschaften
hoben dariber hinaus die Bedeutung frihzeitiger und
anhaltender Kommunikation mit den Patienten hervor.

3.3. Isolation und
Zwangsmalnahmen

Befragte in allen neun Landern schilderten Erfah-
rungen mit Isolations- und Fixierungsmafnahmen in
psychiatrischen Einrichtungen, oftmals in Verbindung
mit unfreiwilliger medizinischer Behandlung. Feind-
seliges Verhalten und mangelndes Mitgefiihl seitens
des Personals wurden oftmals in Zusammenhang mit
diesen Erlebnissen gebracht. Einige der Befragten aus
Lettland, Rumanien und dem Vereinigten Kénigreich
berichteten von persénlichen Erfahrungen mit Isola-
tion bzw. Fixierung, wahrend andere Zeugen derartiger
Vorkommnisse waren.

Eine der Befragten schilderte, wie sie Giber Nacht ohne
Kleidung in einen Raum gesperrt wurde, ohne Mébel
oder Bettzeug. Eine andere Befragte erzahlte eben-



falls, dass sie 15 Jahre zuvor, im Alter von 17 Jahren,
allein in einem Raum eingesperrt wurde. Die Fixierung
wurde von allen Betroffenen als traumatische Erfahrung
geschildert, die mitunter auch korperliche Verletzungen

zur Folge hatte:

,Und weil ich mich wehrte, fesselten sie mich ans

Bett. Es war schrecklich, furchtbar! So fest an ein

Bett gefesselt zu werden, dass man sich nicht mehr
bewegen kann. Ich fragte, ob ich etwas zu trinken haben
kénnte, es war eine Person anwesend, es war Nacht,
und ich wurde jammernd in der Ecke allein gelassen.
Und so lag ich da im Dunkeln, gelegentlich kam eine
Aufsichtsperson vorbei und ich bat sie wieder um etwas
zu trinken. Sie brachte ein Glas Wasser und ich fragte, ob
sie mir nicht eine Hand losbinden kénnte. Da goss sie mir
das Wasser ins Gesicht.”

Frau, 53 Jahre, Lettland

,Beim letzten Mal waren zwei Frauen und drei Mdnner
da [...,] die Manner waren sehr kraftig und aggressiv.
[...] Nur eine der Frauen sah mir in diesem traumatischen
Moment in die Augen. [...] Ich finde, man sollte dem
Patienten das Gefihl vermitteln, noch eine gewisse
Kontrolle zu haben, auch in so einem fiirchterlichen
Augenblick. Es ist so erniedrigend, mit gespreizten
Beinen auf einer Pritsche mit Gurten fixiert zu werden.
Selbst Jesus ist nicht mit gespreizten Beinen gekreuzigt
worden!”

Frau, 42 Jahre, Schweden

Die Befragten berichteten, dass sie durch das Festbin-
den am Bett daran gehindert wurden, die Toilette zu

benutzen:

,Ich war in einem Raum mit einem Mann, der an sein
Bett gefesselt war, und in der Nacht verrichtete er
unfreiwillig seine Notdurft aufgrund der Medikamente,
die er verabreicht bekommen hatte. Ich ging, um nach
einer Schwester zu rufen, aber es kam niemand, um ihm
zu helfen.”

Mann, 47 Jahre, Bulgarien

Ein anderer Befragter empfand es als grofRe Demiitigung,
als er eine gewisse Zeit auf einer Isolierstation verbrin-

gen musste, in der es keine Sanitareinrichtungen gab.

Warum und fur welchen Zeitraum Zwangsmalinahmen

erforderlich waren, wurde keineswegs immer erklart:

,Zwangsgewahrsam - das war sehr traumatisch, weil es
keine Nachbesprechung gab, und der ganze Ablauf des
Zwangsgewahrsams, in meinen Augen war das nicht gut.”

Mann, 56 Jahre, Deutschland

Personliche Erfahrungen - Ergebnisse der Feldstudie

Andere Befragte betonten ihre Enttduschung dariber,
dass vor der Fixierung nicht zunachst weniger restriktive
MaRnahmen ergriffen wurden. Ein Befragter, der einige
Zeit als Patient in einer psychiatrischen Klinik verbracht
hatte, beobachtete, dass Fixierungen bei Ruhelosigkeit
und Nervenzusammenbriichen eingesetzt wurden:

,Mir gefiel die Art und Weise, wie Patienten mitunter
festgeschnallt wurden, (berhaupt nicht. Das Personal

hétte sie nicht festschnallen sollen, um sie zu beruhigen.

Man héatte mit ihnen reden sollen. Das machte mich
traurig.”

Mann, 36 Jahre, Griechenland

Eine Reihe von Befragten dufBerte sich zu der Praxis,
andere Patienten in die Durchfiihrung von Fixierungs-
mafRnahmen einzubeziehen. Ein Mann, der seit 1980
immer wieder in psychiatrischen Kliniken gewesen war,
gab an:

,AuUf jeder Station mussten immer zwei Leute
ausgewdhlt werden, die dann in der Nacht ,Dienst’
hatten. Nicht nur Arzte, sondern einfach irgendwer,
und die mussten dann in der Nacht jederzeit bereit
sein. [...] Und dann kam die Meldung - Unruhe auf
Station soundso. Unruhen auf einer Frauenstation

sind ja geradezu ein Kinderspiel. Man kommt hin, und
wenn sie immer noch schreien und fluchen, versetzt
man ihnen einen Hieb in die Nierengegend. Die Frauen
werden mit Strimpfen oder alten Socken festgebunden,
die Mdnnern mit diesen speziellen Seilen. Oder man
nimmt ein Laken und verschnirt sie damit. Da gibt es
verschiedene Méglichkeiten. Du bindest sie fest, und
alles ist unter Kontrolle!”

Mann, 47 Jahre, Lettland

Er erganzte, dass derartige Praktiken heutzutage weni-
ger Ublich seien als in den 1980er-Jahren und Bettla-
ken nicht mehr verwendet wiirden. Ein Mann, der 2010
in eine psychiatrische Klinik eingewiesen wurde, gab
jedoch an, haufig gesehen zu haben, wie Patienten dem
Personal dabei halfen, andere Patienten festzuhalten,
wenn diese eine Injektionen verabreicht bekamen.

Einige Befragte sagten, Fixierungen seien manchmal
ohne jeden ersichtlichen Grund eingesetzt worden:

,Ein Mann wurde auf sein Bett geworfen. Er wurde
wirklich heftig geworfen, seine Arme wurden
runtergehalten, sie banden ihn fest, driickten ihn runter,
und ich weif3 nicht, was sie noch alles mit ihm machten.
Dabei hatte er (berhaupt nichts Schlimmes getan.

Er hatte nur am Fenster gestanden und gesprochen,
obwohl niemand dort war.”

Mann, 40 Jahre, Ungarn
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,Sie hdtten mir ja einfach die Sicherheitsnadel
wegnehmen kénnen, wenn ich sie nicht haben durfte.
Das wusste ich ja nicht. Aber warum mussten sie mich
deshalb gleich ans Bett binden? Das konnte ich nicht
verstehen.”

Frau, Lettland

Einige Befragte waren der Ansicht, das Personal wiirde
Mal3nahmen wie Fixierung und Isolation missbrauch-
lich einsetzen. Damit verbunden war der Eindruck, dass
das Personal den Patienten eine ablehnende Haltung
entgegenbrachte, anstatt diese zu unterstitzen und
angemessen zu betreuen:

,Ich wurde zwar nicht geschlagen, aber in dem
Krankenhaus ging es oft sehr brutal zu, das brutale
Verhalten des Personals schockierte mich, so etwas
sollte es in der [...] Gesellschaft nicht geben.”

Mann, 44 Jahre, Ruménien

,Der Anfihrer zwang mich auf die Knie. Und er schlug
mein Gesicht auf den Boden. Es war eine brutale,
sadistische Attacke und er hatte mir dabei den Schadel
einschlagen kénnen [...]. Ich ging zum Stationsleiter und
sagte: ,Sehen Sie, was mir angetan wurde’, und er sagte:
,Wir sollten den Teppich rausnehmen’! Er machte sich
Sorgen dartiber, wie man die Beweise beseitigen konnte,
anstatt sich zu Uberlegen, wie man derart sadistische
Krankenpfleger loswird.”

Mann, 54 Jahre, Vereinigtes Kénigreich

3.4. Anfechtung
der Rechtmaliigkeit
von unfreiwilliger
Unterbringung
oder Behandlung

Insgesamt hatten nur wenige der Befragten Versuche
unternommen, die RechtmaRigkeit ihrer unfreiwilligen
Unterbringung oder Behandlung anzufechten, entweder
wahrend des anfénglichen Unterbringungsverfahrens
oder nach Beginn der Freiheitsentziehung. Dies spie-
gelt grof3teils die fehlende Kenntnis der eigenen Rechte
im Fall einer Zwangseinweisung wider. Diejenigen, die
Uber ihre Rechte informiert waren, zégerten jedoch, ihre
Unterbringung oder Behandlung anzufechten - aus Angst
vor Schikanen oder weil sie furchteten, dass sie nach
einer Beschwerde schlechter behandelt wirden. Andere
Befragte sagten, dass ihre Unterbringung oder Behand-
lung nicht in regelmaéf3igen Abstanden iberpriift wurde.

In Rumanien wusste keiner der Befragten iber gesetz-
liche Bestimmungen im Zusammenhang mit freiheits-

entziehenden MaRnahmen Bescheid, und die Befragten
wurden nicht Gber ihr Recht auf Einholung einer zweiten
arztlichen Meinung informiert. Einzige Ausnahme war
eine Frau, die wusste, dass nur ein Psychiater korperliche
Zwangsmaldnahmen oder Isolationsmalnahmen anord-
nen darf. Sogar diejenigen Befragten, die sehr wohl vom
rumanischen Gesetz zur psychischen Gesundheit gehort
hatten, hatten den Eindruck, das konnte ihre Situation
auch nicht verbessern, weil es keine Umsetzungsmecha-
nismen gab, die ihnen in der Praxis den Zugang zu ihren
Patientenrechten hatten garantieren konnen.

,In ein Krankenhaus eingewiesen zu werden und dann
zu glauben, Rechtsbeistand in Anspruch nehmen zu
kénnen, ist véllig utopisch.”

Mann, 44 Jahre, Ruménien

Andere Befragte hoben hervor, dass die Unterbringung
in einem Krankenhaus den Zugang zu Gerichtsverfah-
ren verhindern kénne. Ein Befragter konnte wahrend
der Gerichtsverhandlung wegen seiner zwangsweisen
Behandlung in einem psychiatrischen Krankenhaus seine
Rechte nicht in vollem Umfang ausiiben - sein Arzt hatte
ihm ein Medikament verabreicht, das ihn daran hinderte,
den Verhandlungen zu folgen und die Geschehnisse zu
verstehen:

,Ich war sehr miide und niemand versuchte,
mir irgendetwas zu erklaren.”

Mann, 41 Jahre, Bulgarien

Obwohl einige der Befragten sich durchaus tber die
Méglichkeit zur Uberpriifung der Entscheidungen oder
des Verhaltens von Pflegepersonal und Arzten im Kla-
ren waren, entschieden sie sich dagegen, aus Angst vor
negativen Konsequenzen:

,Ich habe mich nicht getraut [, eine Beschwerde
vorzubringen]. [...] Ich hatte Angst, sediert zu werden
und dann hétte ich rund um die Uhr geschlafen, wie
bewusstlos. [...] Ich hatte grofse Angst vor derartigen
Dingen.”

Mann, 40 Jahre, Ungarn

,Ich erinnere mich daran, dass er [der behandelnde Arzt]
mir damals sagte, dass ich zur Anderung der Medikation,
also Einnahme abbrechen oder Derartiges, ins
Krankenhaus kommen mdisste. Deshalb sagte ich nichts
[Uber das fir mich nicht geeignete Medikament], und ich
geh auch nicht dorthin. Ich bin heilfroh, dass ich da nicht
hin muss [in das psychiatrische Krankenhaus].”

Frau, Ungarn

Viele Befragte berichteten von massiven Schwierigkei-
ten dabei, eine behérdliche Uberpriifung ihrer unfreiwil-



ligen Unterbringung oder Behandlung durchzusetzen. In
Griechenland beispielsweise war es den meisten Befrag-
ten nicht gelungen, eine Uberpriifung ihrer urspriingli-

chen Diagnose zu bewirken.

Ich setzte die Medikamenteneinnahme auch nach
meiner Entlassung aus dem Krankenhaus fort. Die
Arzte und ich sind uns einig iber die Behandlung. Diese
Entscheidung wurde 1999 getroffen. Seither ist sie
niemals Gberprift worden.”

Mann, 63 Jahre, Griechenland

Die befragten Interessenvertreter erlduterten zahl-
reiche Hindernisse, mit denen Menschen mit psychi-
schen Gesundheitsproblemen konfrontiert sind, wenn
sie versuchen, ihre unfreiwillige Unterbringung oder
Behandlung anzufechten. Soll beispielsweise in Schwe-
den eine Zwangsbehandlung lénger als ein halbes Jahr
dauern, erfordert dies gemaR dem Gesetz iber die
Zwangsbehandlung in der Psychiatrie eine gerichtliche
Entscheidung. Nach Ansicht der an der Fokusrunde teil-
nehmenden Verbande ist es Betroffenen zwar mog-
lich, an der gerichtlichen Anhérung zu der Frage einer

Personliche Erfahrungen - Ergebnisse der Feldstudie

Fortfihrung ihrer Zwangsbehandlung teilzunehmen,
in der Praxis erhalten sie jedoch in der Regel nicht die
Gelegenheit, einen Rechtsanwalt oder den Psychiater
auszuwahlen, der vor Gericht Informationen tber sie
erteilen soll. Der Vertreter einer psychiatrischen Pflege-
einrichtung erklarte dagegen, dass Gerichtsverfahren ein
adaquates Mittel zur Kontrolle und zur Gewahrleistung
rechtlicher Anspriiche des Patienten seien, und dass die
Entscheidungen der Gerichte in vielen Fallen zugunsten
der Patienten ausfielen.

Die Befragten der Fokusgruppe in Griechenland hoben
hervor, dass Richter, Polizeibeamte und andere Mitar-
beiter von Behorden, die an Entscheidungen Gber unfrei-
willige Unterbringung oder Behandlung beteiligt sind,
zum Thema psychische Erkrankungen und Rechte von
Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen bes-
ser informiert, starker sensibilisiert und speziell geschult
werden missten. Allerdings erwahnten sie auch, dass in
den letzten Jahren bereits wichtige Schritte zur besseren
Verzahnung mit dem Bereich der psychischen Gesund-
heitsversorgung unternommen wurden.
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Ausblick

Dieser Bericht kombiniert eine Analyse bestehender
Rechtsstandards im Bereich der unfreiwilligen Unter-
bringung und unfreiwilligen Behandlung auf der Ebene
der Vereinten Nationen sowie auf europaischer und
nationaler Ebene mit personlichen Erfahrungsberich-
ten, die deutlich machen, wie Betroffene die Umset-
zung der geltenden Rechtsvorschriften erleben. Die
vergleichende Rechtsanalyse zeigt, dass es zwar einige
Gemeinsamkeiten gibt, die in den EU-Mitgliedstaaten
geltenden Rechtsvorschriften jedoch deutlich unter-
schiedliche Anséatze fir den Umgang mit dem Thema
widerspiegeln. Trotz dieser Unterschiede waren die mit
den Zwangsmalinahmen verbundenen Traumata und
Angste der Betroffenen ein wiederkehrendes Thema
in den ausfuhrlichen Interviews, die fur diesen Bericht
gefiihrt wurden. Die Giberwiegend negativen Erfahrun-
gen, die hier beschrieben werden, machen deutlich, wie
wichtig es ist, dass Rechtsvorschriften ausgearbeitet
werden, die derartige Vorkommnisse kiinftig auf ein
Minimum begrenzen kénnen.

Nach dem Inkrafttreten des Ubereinkommens der Ver-
einten Nationen (UN) tber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention, BRK)
muss in der EU und ihren Mitgliedstaaten - sowohl in
denjenigen, die das Ubereinkommen bereits ratifiziert
haben, als auch in denjenigen, die im Begriff sind, dies
zu tun - eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften
mit dem Ubereinkommen erfolgen. Entscheidendes
Element in diesem Harmonisierungsprozess wird sein,
die Rechtsvorschriften zur unfreiwilligen Unterbringung
und unfreiwilligen Behandlung mit den Standards der
BRK in Ubereinstimmung zu bringen. Die in diesem
Bericht dargelegten rechtlichen Erkenntnisse machen
deutlich, vor welchen Herausforderungen die EU und
ihre Mitgliedstaaten maoglicherweise stehen werden,
wenn sie versuchen, die Nichtdiskriminierungsgrund-
satze der BRK mit den herkémmlichen Bestimmungen

im Bereich der psychischen Gesundheitsfirsorge und der
Menschenrechte in Einklang zu bringen. Die sozialwis-
senschaftlichen Ergebnisse zeigen die positiven Einflisse
auf, die die Reformprozesse bereits jetzt auf das Leben
von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
haben. Insgesamt vermitteln die sozial- und rechtswis-
senschaftlichen Erkenntnisse ein tief greifendes Ver-
stdndnis der derzeitigen Situation und erhellen so die
fachliche Diskussion, die in der EU gefiihrt werden sollte.

Im Bereich des &ffentlichen Gesundheitswesens verfi-
gen die EU und ihre Mitgliedstaaten tber erganzende
Zustandigkeiten. Dieser Rahmen erleichtert den Aus-
tausch dariiber, wie die unterschiedlichen Perspektiven
und Rechte, die mit unfreiwilliger Unterbringung und
unfreiwilliger Behandlung verbunden sind, in Einklang
gebracht werden kénnen. Der Ratifizierungsprozess der
BRK hat bereits einige signifikante Auswirkungen auf
diese Diskussion. Sobald der CRPD, auf der Grundlage
der Berichte der Vertragsstaaten, mit der Ausarbeitung
seiner Auslegung der BRK beginnt, werden die mit
Zwangseinweisung und Zwangsbehandlung verbunde-
nen Kernfragen im Bereich der Grundrechte immer star-
ker in den Vordergrund treten. Mit diesen Fragen werden
sich die Mitgliedstaaten der EU befassen miissen, wenn
sie die Ubereinstimmung ihrer derzeitigen oder geplan-
ten Rechtsvorschriften mit der BRK beurteilen. Die wei-
tere Entwicklung des EU-Rechts und der EU-Politik, auch
im Bereich der Nichtdiskriminierung, kénnte in diesem
Prozess eine entscheidende Rolle spielen.

Die BRK besagt, dass die Vertragsstaaten bei der Aus-
arbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und
politischen Konzepten zur Durchfihrung der BRK mit den
Menschen mit Behinderungen enge Konsultationen zu
fihren und sie aktiv einzubeziehen haben. Die wirksame
Umsetzung der BRK erfordert somit, dass Rechtsrefor-
men Menschen mit Behinderungen einbeziehen, vor-

i
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zugsweise (ber die sie vertretenden Organisationen,
um sicherzustellen, dass sie Teil des Prozesses sind.
Sinnvolle und praktikable Reformen basieren auf3er-
dem auf der Einbindung der Dienstanbieter, Betreuer
und zustandigen Behorden vor Ort, deren Aufgabe es

ist, die BRK in ihrer taglichen Arbeit umzusetzen. Dieser
Bericht beleuchtet einige der vor uns liegenden recht-
lichen Herausforderungen und bietet denjenigen eine
Plattform, deren Stimmen selten gehort werden. Er tragt
damit wesentlich zu dem Reformprozess bei.
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Anhang 1

Rechtsvorschriften zur unfreiwilligen Unterbringung

und unfreiwilligen Behandlung (Zivilrecht)
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Anhang 2:

Kriterien fur die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige
Behandlung, nach EU-Mitgliedstaaten

Vorrang weniger

Psychisches Erhebliches Risiko . _— -
EU-Mitgliedstaat Gesundheits- fiir sich selbst Therapeutischer restriktiver alternat.lver
problem und andere Zweck Methoden gesetzlich
verankert

AT v v v

BE v v v

BG v v

cY v v

z v v

DE v v v

DK v v v v

EE v v v

EL v v v

ES v v

FI v v v v

FR v v v v

HU v v v

IE v v v

IT v v v

LT v 4

LU v v v

LV v v 4

MT v v v

NL v v v

PO v v v v

PT v v v v

RO v v v v

SE v v v v

| v v v v

SK v v v

UK v v v v
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iber EU Bookshop (http://bookshop.europa.eu).

Kostenpflichtige Abonnements (wie z. B. das Amtsblatt der Europdischen Union oder

die Sammlungen der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union):
Uber eine Vertriebsstelle des Amts fur Veréffentlichungen der Europdischen Union
(http://publications.europa.eu/eu_bookshop/index_de.htm).
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HELPING TO MAKE FUNDAMENTAL RIGHTS A REALITY FOR EVERYONE IN THE EUROPEAN UNION

Die unfreiwillige Unterbringung und die unfreiwillige Behandlung von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen
wirken sich auf die grundlegendsten Rechte aus, darunter das Recht auf Freiheit und das Verbot der Folter. Strenge Schutz-
maRnahmen auf Ebene der Vereinten Nationen sowie auf europaischer Ebene sollen Gibermaf3ige Eingriffe in diese Rechte
beschrénken. Der rechtliche Ansatz in diesem Bereich verzeichnet rasante Entwicklungen, nicht zuletzt aufgrund des Uber-
einkommens tber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention, BRK), dem die Europaische
Union (EU) und 20 EU-Mitgliedstaaten beigetreten sind und das von allen Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde. Die BRK
ist viel mehr als nur eine Neufassung bestehender Rechte. Sie stellt eine Zeitenwende dar, einen Ubergang von einem auf
Wohltatigkeit begriindeten Ansatz zu einem rechtsbasierten Ansatz, der durch Nichtdiskriminierung, Selbstbestimmtheit
und sozialer Inklusion gepragt wird. Dieser Bericht der Agentur der Europaischen Union fir Grundrechte (FRA) analysiert
das sich wandelnde Panorama der Rechtsvorschriften und macht auf der Grundlage einer in neun EU-Mitgliedstaaten
durchgefihrten Feldstudie zu den Erfahrungen von unfreiwillig untergebrachten und behandelten Menschen sowie anderen
Akteurinnen und Akteuren deutlich, dass eine neuerliche Diskussion tiber das Thema Zwangseinweisung und Zwangsbe-
handlung in der EU erforderlich ist.

Amt fur Veroffentlichungen

FRA - AGENTUR DER EUROPAISCHEN UNION FUR GRUNDRECHTE

Schwarzenbergplatz 11 - 1040 Wien - Osterreich ISBN 978-92-9192-950-4
Tel. +43 158030-0 - Fax +43 158030-699

fra.europa.eu - info@fra.europa.eu

facebook.com/fundamentalrights

twitter.com/EURightsAgency 91789291"929504


mailto:info@fra.europa.eu

	Inhalt
	Vorwort
	Zusammenfassung
	Einleitung
	1	
Internationale und europäische Standards
	1.1.	Unfreiwillige Unterbringung
	1.1.1.	Recht auf Freiheit: Standards der Vereinten Nationen
	1.1.2.	Recht auf Freiheit: Standards des Europarats

	1.2.	Unfreiwillige Behandlung
	1.2.1.	Standards der Vereinten Nationen
	1.2.2.	Standards des Europarats


	2	
Rechtsrahmen der EU‑Mitgliedstaaten
	2.1.	Rechtsvorschriften
	2.2.	Kriterien für unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behandlung
	2.2.1.	Risiko eines Schadens und therapeutischer Zweck
	2.2.2.	Weniger restriktive Alternativen
	2.2.3.	Berücksichtigung der Meinung des Patienten

	2.3.	Beurteilungs- und Entscheidungsverfahren
	2.3.1.	Qualifikation und Anzahl der an der Beurteilung beteiligten Sachverständigen 
	2.3.2.	Behörden oder Einzelpersonen, die zur Entscheidung über eine unfreiwillige Unterbringung befugt sind
	2.3.3.	Gesetzlich vorgeschriebene Anhörung der Person
	2.3.4.	Behörden oder Einzelpersonen, die zur Entscheidung über die Beendigung der Maßnahme befugt sind 

	2.4.	Überprüfung der Einweisung und Rechtsmittel
	2.4.1.	Unentgeltlicher Rechtsbeistand 
	2.4.2.	Überprüfung und Rechtsmittel im Zusammenhang mit der Rechtmäßigkeit einer unfreiwilligen Unterbringung und/oder unfreiwilligen Behandlung 


	3	
Persönliche Erfahrungen – Ergebnisse der Feldstudie
	3.1.	Unfreiwillige Unterbringung
	3.1.1.	Erfahrungen mit unfreiwilliger Unterbringung
	3.1.2.	Erfahrungen mit „freiwilliger“ Unterbringung ohne Wahlfreiheit und Selbstbestimmung
	3.1.3.	Wahlfreiheit und Selbstbestimmung im Zusammenhang mit dem Aufenthalt in Krankenhäusern oder anderen Einrichtungen

	3.2.	Unfreiwillige Behandlung
	3.2.1.	Unfreiwillige Behandlung in Krankenhäusern 
	3.2.2.	Unfreiwillige gemeindenahe Behandlung

	3.3.	Isolation und Zwangsmaßnahmen
	3.4.	Anfechtung der Rechtmäßigkeit von unfreiwilliger Unterbringung oder Behandlung

	Ausblick
	Bibliografie
	Anhang 1:
	Rechtsvorschriften zur unfreiwilligen Unterbringung und unfreiwilligen Behandlung (Zivilrecht)

	Anhang 2:
	Kriterien für die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behandlung, nach EU-Mitgliedstaaten



